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Quellen. 

Die HauptqucHe für die Landtag.sverhan(llungen von 1838 
bis 1848 sind die LandtagsprotokoUe. Sie wurden zwar mit 
Ausnahme der von 1846 nicht amtlich veröffentliiht» standen 
aber jedem Ständeniit<rlied zur freien Einsieht und Verwendung 
offen. Von dieser Bert rlitisfiing wurde seitens (h^r büixerlieljHn 
Rittergutsbesitzer Gebrauch gjemacht in den: „Sendschreiben 
an die Gutsiu'sitzer bürgerlichen Standes in Mecklenljurg. 
Von einem Mitstande. Als Maiidsrlirift.*^ Die Sendschreiben, 
deren von 1840 bis 1846 zehn im Buchhandel »M^rliicneii, 
haben mehrere Veiiksser. I^ie ersten drei sind nach finn- liiuid- 
schrift liehen Ht'inerknng in den der Grosshorzogiiclien lu'nie- 
rungs-BibHötlick zu Schwerin efchr.riücn Exemplaren von Knijfl 
auf Gr. Grabow vedasst; seiner pcr-sünlichen Initintive venlmkeu 
die Sendschreiben ilire Entstehung, Ancli (his viert«' stammt 
von ilmi. -) über (Hh VeHasserscliaft der beiden tolgemlpii ist 
nichts Itekannt. Die \ ier letzten haben Stever auf Wustrow 
zum Verfasser. -1} Von 1843 bis 1845 erschienen daneben, 

1) Erstes SeDdschreiben, BoBtock 1840. 8. 3 f. 

2) Yiortt's Send.schrei!.i-n. Kostock 1841. S. 4. 

a) Freimüthigos Abendblatt. 6. März 1846. Nr. 1418, Spalte 177. 
SchaeUe: Erkläriuig. Durch diese eigeuo Eiklartmg Sohnelles, dem er nur 
tarn nMntea Sendsdntetbeu Stoff geliefert, sonet «ber aldito ait den Send* 
Bchreibeii m ton bab«, erledigt nch die Angabe ia: Demmler Neues und Altes. 

Schwerin 1874. S. 49, dasf, sein „lieber elter treuer Freund Dr. Samuel 
Schnelle" die Sendschreiben verfa.s.st hah>\ _ Harold 1846 N'r. 82 Advokat 
Kaahe (zitiert nach: FoUtiscIi-praktisches Wochenblatt 13. Nov. 1846 Nr. 4& 
8. 430). 

1 
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und zwar für das grössere Publikum bestimmt, Schnelles Land- 
tagsberichte.*) In Wiedergabe der Protokolle sind sie spar- 
samer als die Sendschreibeu, bieten aber zu diesen hie und da 
eine kleine Ergänzung. Für das Jahr 1840 lipgt der amtliche 
vom Landsyndikiis Groth im Auftrag der Landtags- Versamm- 
lung verlasste Bericht vor. '') Die auf dem Tjaridtacr von 1847 
stattgehaldeu Verhandlungen sind den Ijaiidtagsberichteu ent- 
uoiiiineii, wie sie in dem Politisch-praktischen Woclienblatt für 
Mecklenburg-, den Mecklpiiburgischen Blättern imd der Rostocker 
Zeitung ersciiienen. Auch in ihnen liiidet sich das Haupt- 
säclilichste wörtlich aus dem Landtag.s-l*rntnk<)ll angegeben. 
Die Verhandlungen des ausserordentlichen Landtags vou i?<4» 
endlich sind durch den Mecklenburgischen Landtagsboten ver- 
öffentlicht. In ihm finden sich nicht nur wie bi.slier die zu 
Landtags- Protokoll gegebeneu sog. tüctamina^) und zu Proto- 
koll geuoumieneu Laudtags-Beschlüssp, sondern auch die münd- 
lich gepflogenen stenographierten Verhandlungen. Der Kenner 
der Mecklenburgischen Landtags-Ordnung wird vielleicht in 
letztere sofort ein Misstraaen setzen, doch sind sie ihrer Zeit 
nicht beanstandet, vielmehr durch die amtliche Benntsong 
sdtena der Meddenbnrg-Strelitaer Regienmg in ihrer Replik ^ 
als zaTeilissige Quelle anerkaimt worden. 

So lange das Zeitongswesen in Mecklenburg daniederlag, 
nahmen die Parteien ihre Zuflucht zu andren deatschen ausser^ 
halb Meddenburgs erscheinenden Zeitungen. Die Augsburger 
Allgemeine Zeitung und namentlich der Hamburgische Korre- 
spondent und die Hamburgische Neue Zeitung kommen für 
ständige Korrespondenzen ans Mecklenburg in Betracht, daneben 
Ihr einzelne Artikel die übrigen bedeutenderen deutschen Zei- 
tungen. Diese Korrespondenzen vollständig zu sammeln, wfirde 
einen Aufwand an Zeit and Muhe erfordern, der dem wissenschait- 

*) Dr. S. Schnelle auf Buchholz: Kurzer Bericht über den meokleu- 
borgischeo Ltndtvg des Jahres 1843|44I45. Parchim imd Ladtrigsliist 184414614$. 

B) AMtmaMmagn Benäht ftber die VeiiiandliiQgeii des aUgemeinen KwUen- 
bu^iacheii Ludtap im Jahre 1846. Boetoek 1847. — a da» Vmrwwt 

•) s. B. le. 

?) Berlik in dem bei dem hoben provieorisobea Bandes - Bohiedsgerichte 
za Erfmt anhiiigigeii fieohtaatteite uaw. Berlin (16Q0V & 42, 60^ 50 1 
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licheo Erfolge wahrscheinlich nicht entsj »rieht. Deim die meisten 
Artikel sind im Sinne der bürgerlich-ritterschaftlichen Partei ge- 
schrieben, und fßr deren Bestrebungen bilden die beste Quelle die 
Sendschreiben. Höchst wertvoll dagegen dürften im Interesse des 
eino;^ebonien und rezijut rteii Adels geschriebene Nachrichten sein, 
an denen es nui' zu sehr mangelt; auf CJruud des biü jetzt 
bekannten Materials lässt sich schlecht eine Geschichte schreiben, 
die den Bestrebungen dieser Partei in allem gerecht wird. 
Um so mibr k<»mte von dieser Nadiforsdinng hier abgesehen ' 
werden, als die Behandlang der Jahre 1838 bis 1847 nur als 
Einlatang fSkr das Jahr 1848 dienen soll. Hier ist von den 
bedeutenderen dentschen Zeitungen ausserhalb Mecklenburgs 
nur der Hamburgische Korrespondent von 1844 ab benntct 

Yon den meddenbnrgischen Zeitungen nahm nur das in 
Schwerin erscheinende Freimfltige Abendblatt politische Artikel 
aut^ und zwar ohne Rücksicht auf die Farbe. Mit 1845 setzen 
die Lndwigslnster Bl&tter ein, heransgegehen vom Advokaten 
W. Baabe. Dieses Lokalblatt sympathisierte mit der bfirger- 
lich-rittersdiaftlichen Partei Johannis 1846 zog die Regierang 
die Konzession der Lndwigslnster Bl&tter wieder ein, weil ihr 
dieselben trotz des von ihr besteUtea Zensors eine ,,aafregende 
Tendenz* zn befolgen schienen.*) Mir gelang es nnr den ersten 
Jahrgang aufzutreiben.^^ 

1846 gab Dr. Iwan von Glöden das Politisch-praktische 
Wochenblatt für Mecklenburg in Rostock heraus. Es war dies 
das erste politische Parteiblatt und das erste konservative Organ 
in Mecklenburg. Über Mangel an Mitarbeit hatte es zn klagen; 
wegen Anonymität der Artikel läsHt sich Genaueres über die 
Beteiligung bestimmter Persönlichkeiten nicht feststellen. Seit 
Mai 1848 wurde Glöden die Fortführung der Redaktion durch 
Krankheit unmöglich gemacht; bis Endo Juni führte ein 
Westfale ^) das Blatt notdürftig fort, ohne mehr auf die medden- 

^) HoffmauiTOomiersleben. MeinLeben. Hannover 1868. 4. Band, S. 229. 
«) W. Baabe. Zu M -^^trlenbargs Wiedeiigebart IMmok 1848. a & 

10) Exemplar der Rostocker UnivendtSts-Bibliothek. 

11) P. p. WochenUate 22. Januar 1847 Nr. 4 S. 25. 

V. Olödeo BohhiS8in>rt im F. p. WoebeaUatt 90. Jnoi 1846 Nr. 38 
Bdiig» & 294. 

») DaMlbst 7. Min 1848 Nr. 19 S. 148. 

1» 
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bnrgischen Verhältnisse eiiizagehea. Es muss zum Ruhme 
Giddens gesagt werden, dass sein Blatt nicht wie andere kon- 
servative Organe zu den „Opfern^ der revolutionären Be- 
wegOBg gehörte, es scheute die Kritik selbst in der erreg- 
testen Zeit nicht. 

Ais Antipode des Politisch-praktischen Wochenblattes 
traten 1847 die Mecklenburgischen Blätter auf. Gegründet 
von Schnelle auf Buchholz wurde diese Zeitung vom Professor 
* Türk geleitet im Sinne des Fortschritts. Denselben politischen 
Charakter trag die Bostocker Zeitung, die seit dem 12. Novem- 
ber 1846 die Konzession erhielt, Original-Aufsätze aufzunehmen; 
voriier hiass sie ihrer Aufgabe entsprechend: Auszufj^ der 
neuesten Zeitungen. Mit dem Ere<'heiuen dieser drei Blätter 
war der bisherige Gegensatz von Adelig— Bürgerlich über- 
wunden, jetzt hiess es Konservativ— Libei-al. i*) 

Die von uns benutzten unri, wie wir glauben, wolil voll- 
ständig zusaniniengebrachteu Broschüren )>rauchen wir hier 
nicht einzeln aufzuführen. Die }klt^hrzahl derer, die den rittt^r- 
schaftlichen Zwist behandeln, verdankt ihren Ursprung der 
rastlosen Schrift.stellertätigkeit von Schnelle auf Buchholz. 
Die aus dem Jahr(> 1848 hierher gehörenden haben fast durch- 
weg die Wnhlgesetzfrage zum Thema. 

Einen Beiti*ag zuv beschichte der hier Iteliam leiten Zeit 
vom zum Teil primären Quellenwei^te liefert ferner Hotlinann 
von Fallersleben: Mein Leben. (Hannover isii.s.) Den seiner 
Bre.slauer Profe.ssui- mtsrtzren Ditlitei- lud Rudoll Mulier, 
Pächter auf Hohlnrt, ein und erortnerr den ihm |teisr»nlieh 
unbekannten Heiniiitlosen „sein Herz und Hans". Hottmann 
brachte von bis 1848 den grös.sten Teil der Zeit in Hol- 

dorf zu. Mnllei^s Nachbar, Kittergutsbesitzer Dr. Schnelle 
auf Buehlmlz, nahm HotVmann als Insa.s.sen seine.s Gutes auf, 
dadurch erlangte der \ erfolgte Dichter Heimatsrecht in Meck- 
lenburg und war vor preus.sischeu Nachstellungen gesichert. 
Im Ki'eise der bürgerlichen Gutsbesitzer nahm Hortmann Au- 

Vgl. dagegen Hellmuth von Ortsen Dan Leben und Wirken des 
Staatsministers Jasper von Örtzen. Schwerin i. M. 1905. R. 72. 

^) Vgl. dagegen Ludwig von iiirschfeld Friedrich Fi-auz II., Grossherzog 
Ton IboUenbarg-SohweriD, und seine Vorgänger. Leipzig 1891. I, 197. 
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teil an der politischen Bewegung, anch beteiligte er sich Ende 
1848 an der Wahl zur Abgeordnetenkammer. Hoffinanns 
Bneh „Mein Leben" besteht aus teils verarbeiteten, teils in 
itrsprünglicher Form wiedergegebenen TagebudunitteÜangen; 
sie sind nur skizzenhaft und gehen selten näher ein. Das 
Tagebnchartige ist auch bei der Redaktion nicht ganz aus- 
gewichen, der subjektive Zug wiegt vor. 

Äusserst wertvoll sind sodann die von Hirschfeld^*) ver- 
öffentlichten BruchstÜdEe aus dem von 1841 bis 1849'^} geführten 
Tagebuch des Ghrossherzogs Friedrich Franzi!, von Mecklenburg- 
Schwerin. Diese,,Ghronik„seines äusserennndinnereuLebens^^'^i^) 
bildet die reichste Fnndgrube für die damaligen Ereignisse 
sowohl wie für den Charakter des hohen Verfassers. Leider 
hat Hirschfeld den Fehler begangen, die Datierung dieser 
AufiMichnungen wegzulassen. Noch mehr ist zu bedauern, 
dass des Mitgeteilten so wenig ist, und es ist nur zu wünschen, 
dass das ganze Tagebuch, wenigstens in seinem politischen 
Teile, dereinst der Forschung zu Oute kommt. Zum zweiten 
Male benutzt ist dies Tagebuch dann durch Volz. ^f) Die von 
ihm mitgeteilten „Tagebuchblätt^r** i'), leider impolitischen 
Inlialts, gestatten einen Einblick in die Art der Abfassung 
des Tagebuchs. 

Sonst herrscht gera<lt^ an derartigen Quellen ein Mangel, 
der sich für die (ieschichtssehreilMing bitter fühlbar macht; 
erst im .lahre 1849 setzt wieder der Strom von Mitteilungen 
ein mit Ijeoi>old von Gerlachs Denkwürdigkeiten. 

Eine weitere Quelle sind Briefe. Wichtig vor allem ist 
der Briefwechsel zwischen Grossherzog Friedrich Franz II. »md 
König Friedrich Wilhelm IV. von Preu-ssen. Das Verdienst, 
die ei-ste ^fitteihinp:, wenn auch nnr in beschränktem ^fnsse, 
davdii ge£(el>eii zu hul>on, konniit Hir<el!fel<l zu. Durch die 
aussen>rdcutli('he Liebeuswürditrkeit <les in/wisdieu h'ider da- 
hiogeschiedeuen Prof. Dr. Beruer, Geli. Archivrats am König- 
in) A. «. 0. 

IT) Berthold Volz Grossheiaog Ffiedridi Frans II. Ton Ifecklenbaig- 

Schwerin. Wismar 1893. Ywrvort. 
IS) Daselbst S. 88 
15) S. 157 ff. 
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liehen Hansarchiv in Charlottenburg, war es mir vergönnt, die 
Briefe der Grossherzöge Friedrich Franz II. von Schwerin und 
Georg von Strelitz an Könis: Friedrich Wilhelm TV. ans den 
Jahi'en 184« bis 1850 oinzuselien. Mit Ausnahme etlicher in 
HirsrhfeMs Buche wierlerß:ei2:ebeiier Hriefe des Grosslierzotji's von 
Schwerin sind diese Briefe bisber nicht benutzt worden. Für 
den hier vorliegenden Teil meiner Arbeit kommt dies unschätz- 
bare Quellenmaterial iiui- in zwei Briefen des Grossherzogs 
von Schwerin zur Yei w rudunir. ^Yie lrick»'nbaft selbst diese 
Quelle ist, so lan^e nicht die korrespomiu irnden Briefe des 
Köiiisfs von Prcu.s.seii in gleicher Welse der Benutzung offen 
stehen, wird diese Arbeit zur Genüge erweisen. 

Die Schreiben und Petitionen aus dem Volk an die Ke- 
gierunp^en sowie die landesherrücheu Erlasse und Antworten 
wurden suintlich im Wortlaut benutzt. Die Erlasse finden sich 
im offiziellen Wochenblatt, die übrigen Schreiben in den Send- 
schreiben und den verschiedeneu Zeitungen. Ausserdem werden 
von Hirschfeld, Schumacher'"^) und Springer 2') einige Stellen 
ans Briefen des Staatsministers von Lützow mitgeteilt. 

Uber die ganze hier behandelte Zeit erstreckt sich der 
Briefwechsel von J. H. von Thflnen auf TeUow in der von 
H. Schnmacher verfassten Biographie: Joh.- H. von Thfin«i. 
Ein Forscherleben. (2. Aufl. Bostodc und Lndwigslust 1883.) 
Der Verfasser stellt Xliünens Forscfaerleben dar und gibt dessen 
Briefwechsel in Auswahl und mit Kürzungen wieder. Das 
Politische kommt, weil nicht im Bahmen des Buches liegend, 
leider za kurz dabei; trotzdem findet sich in dieser gekürzten 
Wiedergabe manches wertvolle auch in Bezug auf Thünens 
politische Aufifossung und die Geschichte der Zeit. ThOnens 
Briefe können wegen der Unparteilichkeit des Verfassers als 
Nichtmeoldenbnrgers und des klaren Blicks des wahriiaft kon- 
servativen Mannes als eine untadelhafte Quelle angesehen ^rer- 
den und bieten einen durchaus sicheren Massstab für die Be- 
urteilung der sozialen Verhältnisse, deren Darstellung über- 
haupt und insbesondere für Mecklenburg der sit^ersten Quellen- 
fnndierung bedarf. 

z>) 8. das Folgende. 

21) Springer Fr. Chr. Driilmann, Leipng 1872. 
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Zq d6ii memoirenartigea Quellen aus späterer Zeit ge- 
hört Freiherr Jnliiu Maltsan: Alte Landtagseriimeniii^en. 
(Lndwigsliiet 1896.) Was in literarischer Besiehang Schnelle 
auf Bnchholz der hflrgerlich-ritterschaftUchen Partei und Jnlins 
Wiggers den EonstitationelleD, das war Maltsan der altadligen 
Partei: Die Perle seiner Schriften sind diese Landtagserinne- 
ningen. Sie beschränken sich auf die Zeit des ritterschaftlichen 
Zwistes; nnr der Landtag yon 1837 ist weiter ansgef&hrt, die 
übrigen Landtage smd snmmarisch behandelt Der Hanptwert 
dieser Erinnerungen besteht in der Charakteristik der Haupt- 
personen und der Wiedeiigabe des nnndttelbar Erlebten; über 
die Fahrer des eingebomen und rezipierten Adels ^) ist selt- 
samerweise gänzlidi geschwiegen. Tagebuchaufzeichnungen 
scheinen den Erinnerungen nicht zu Grunde zu liegen, nur 
was in der Erinnerung haftete, ist geboten, denn obgleich der 
Plan voi*wa]tet, den ritterschaftlichen Zwist darzustellen, so 
fehlt vollständig die gleidiinässige Ausführung. Sie gibt aber, 
was sie gibt, mit voller Wahrhaftigkeit, ohne Nebem'ücksicht 
oder Tendenz. Höchstens könnten Gedächtnismängel sich vor- 
linden; dies zu untersuchen ist nötig. 2-'*) Sonst ist es eine 
Quelle, der man auch für anderweitig nicht bestätigte Vorfälle 
Glauben schenken kann. 

Weniger eine Wiedergabe des iiniiüttt Ibar Angeschauten 
als eine glatte Darstellung bieten B( seier: Erleht«»s und 
Erstrebtes. (Berlin 1884), Karl Hegel: Leben und Er- 
innerungen. (Leipzig l\fOO) und J. Wiggers: Aus meinem 
Leben. (Leipzig 1901.) Hej^e! und Wiggers berulieii nach 
Angabe der Vei-fasser im Vorwort auf Quellenmaterial. Bese- 
1er kommt für lh41 in Betracht, er war damals Profesbor in 
Rostock. Hegel und Wiggers, beide Professoren in Rostock, 
beginnen die politische Geschichte mit dem Jahr 1848. 

Von untergeordneter Bedeutung sind : Pastor Friedrich ^4), 
Erinnerungen aus dem Leben eines Stadtgeistlichen. (Rostock 

22) 8. 8. 15. 

23) 8. 21 heisst es z. B.: das Jahr 1846 braohte eine aohleohte Emte, 
and TOQ der Ritterschaft wurde eioe Unterstatzung für die Städte gewährt 

Dies Eroi^-ni.-, Hillr alier in-, ,I;ihr 1845. Aach handflto sich um eine daroll 
Kartoöeltrankheit entstandene Xot 10. Sendschreiboa S. 185, 187, 197. 
34) Der Verfasser ist nach Reinhard 8. 3 Pastor Fr. Oläracke. 
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1865) und L. Rdnbard, Randbenierkimg«ii xa „EriQDdnuigeii 
aus dem Leben eines Stadtgeistlichen von Pastor Friedrich zn 
Alten-Linden in Mecklenburg". (Kobnrg 1866.) Sie «ngen, 
^e die grosse Bewegung von 1848 in dem Leben einer 
kleinen Stadt sich spiegelt. 



Darstelluagen. 

Als gleichzeitige Darstellung kommt für den ritterschaft- 
lichen Zwist in Betracht der Artikel ^Mecklenburg** von Dr. 
Schnelle auf Bnchholz im Staatslexikon, hrg. v. Rotteck und 
Welcker. (Altona 1847.) 8. Band, S. 742 ff. Der kurze Über- 
blick über die ritterschaftlichen Streitigkeiten ist vom Stand- 
punkte der bürgerlichen Partei geschrieben, lässt aber eine 
sachlich ruhige Darstellung und das Streben nach möglichster 
Objektivität nicht vermissen. 

Die Geschichte der Jahre 1848 bis 1850 ist nnmwtlich 
von demokratischer Seite behandelt worden. Die demokrati- 
sche Pai-tei mag nach dem Scheitern des Reformwerks das 
Bedürfnis em})fundeu haben, vor den Augen des mecklenbur- 
gischen „Volkes" Rechenschaft abzulegen. Friedrich Soltau: 
Neueste Zustände nnd Ereignis'^e in Merklf^iiljiirg. (Schwerin 1851) 
und Julius Wiggers: l)ie Mecklenburgisi lu' n-^tituierendo 
Versammlung und die voraufgegaugeue Ketormbewegung. 
(Rostock 1850), sind die Geschichtsschreiber dieser Partei, 
jeuer radikaler, dieser gemä.ssigterer Gesinnung. So weit ihre 
Parteibestrebungen in Frage kommen, sind beide Schriften 
ausführlich und gut gearbeitet; Soltau geht auch näher ein 
auf den ritterscliaftlichen Zwist. Kürzer gefasst ist der Ar- 
tikel „Mecklenburg in den Jahren 1848 bis 1851 in der 
Gegenwart. (Leipzig 1851.) 6. Band, S. 340 ft. Dies ist die 
beste gleichzeitige DarsteUung, ohne parteiliche Leidesschaft, 
den demokratiscfaea Staadpunkt nicht verleugnend, doch nicht 
ohne politisches Verständnis. 

Im konservativ-konstitationellen Sinne beschreibt die Be- 
gebenhttten K. von Lfitiow: Mecklenburg-Schwerin im Jahre 
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(Schwerin und Rostock 1849.) Die in gefälliger Form 
gehaltene Schrift durchweht ein Zug jener Begeisterong, die 
durch die Anfinge der Bewegung von 1848 erweckt wnrde. 

Die späteren Darstellungen, die einen knappen Umriss 
geben, sind hier nur aufzuzählen. Den Abschluss des grossen 
Geschichtswerks Boll: Geschichte Mecklenburgs. (Nenbraaden- 
bnrg 1856.) II, 390 ff. bildet der rittorschaftHche Zwist. Einen 
Überblick aber 1848 bietet in demokratischer Beleuchtung der 
Artikel „Mecklenbarg in den Jahren 1850 bis 1860' in: Unsere 
Zeit, Jahrbuch zum Konversations-Lexikon. (Leipzig 1860.) 
S. 679 ff. Sowohl den ritterschaftlichen Zwist wie das Jahr 
1848 stellt als Abschlnss seines grösseren Geschichtswerks 
dar Pentz: Geschichte Mecklenburgs. (Wismar 1872.) II, 134 f. 
Pents stützt sich auf Boll und Raabs. ^) G^chichtiiche Über- 
blicke finden sich ferner bei Bdhlau: Mecklenburgisches Land- 
recht. (Weimar 1871) I, 199 ff. und Bttsing: Bas Staatsrecht 
der Grossherzogtfimer Mecklenburg-Schwerin und Streiitz, Im 
Handbuch des öffentlichen Rechte (Freibnrg und Tftbingen 
1884) 3. Band, 2. Halbband, 1. Abteilung, S. 14 f. 

Zu den grösseren Darstellungen zählt Vehse: Geschichte 
der kleinen deutschen Höfe. (Hamburg 1856) 3. Teil. Neben 
Hofklatsch gibt er auch einen Abriss der politischen Ge- 
schichte. Seine Darstellung ist ebenso einseitig wie seine 
Quellen. Ausser auf gedruckten Quellen von möglichst radi- 
kaler Art beruht sie auf „Handschriftlichen Mitteilongeti aus 
Mecklenburg,** deren wiesenschaftlicher Wert, falls sie nicht 
durch andere gleichlautende und unanfechtbare Zeugnisse 
unterstützt werden, wegen ihrer Unkontrollierbarkeit gleich 
KoU ist 

fibenso einseitig, aber nach der entgegengesetzten Richtung 
hin, ist K. Vasallus:)*) Meddenburgische Verfusungskfimpfe. 
(Rostock 1899.) Es ist eine Lobschrift auf den Ad^ und die 
alüandständische Verfessung. Treitschkes Darstellung des 
mecklenburgischen Adels in seiner deutschen Geschichte im 

*») 8. weiter unteu. 

^) Als Verfasser nenat t^ine handschriftliche Bemerkung im Exemplar 
der Qmdierzoglichen RegteruogH-Bibliothek m Schwerin vou Ortzen-Doberan. 
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19. Jahrhundert stempelt Tasallus zum „Roman", zugleich 
beschuldigt er Treitschke, er sei in der Auswahl seiner Ge- 
währsmänner nicht glücklich gewesen.'^ Dagegen beräck- 
sichtigte Yasallus neben Hirschfeld, nach seinen eigenen Worten, 
^wns mir durch Familientradition überliefert bezw. von anderer 
Seite bekannt geworden isf^^) Was ist aber von solchen 
Gewährsmännern eines anonymen Schriftstellers zu halten? 
Seine Tendenz in der Verfassungsfrage geht dahin: die Ver- 
fassung ist gut, das beweisen die Verfassungskämpfe, solchen 
Stünnen hält nur das wirklich Solide und Gute Stand. ^) 
Das wird aber schon eingeschränkt durch ein anderes Wort: 
„Überwunden wurde die Revolution von 1848, und die 
mucklenburgische Rittei*schaft weiss dem König Friedrich 
Wiliielin TV. Dank für seine Hilfe. ''•^^^ Übrigens sieht 
man sich hei ihm vergebens naeli der Art dieser Hilfe 
um. Ancli he.schrankt »ich seine Darstellung von dem Ver- 
halten der Mutter und Gemahlin des Orossherzogs Friedrich 
Franz II. auf blosse Andentung. •^') Vielleicht zählte der Ver- 
fasser es zu den „gewissen Personalien, die für die Gegen- 
wart schlecliterdiugs kein Interesse mehr habeu.'*^^) 

Auf eine Wiedergabe der nackten Tatsachen beseliränkt 
sich: MerklenVnirgisclie Vaterlandsknude von Wilhelm Raabe. 
2. (gun/licli umgearbeitete) Auflage von Onstnv Quade. (Wis- 
mar l^^iMJ), 3. Rand. In der Abteilung btaatükuude, 3. Band, 
S. 708 tf. ist ausserdem näher auf den ritterschaftlichen Zwist 
eingegangen. 

Von biographischen Darstellungen sind zu erwähnen die 
Artikel über die Gebrüder Pogge von Krause in der Allge- 
meinen Deutsrhen Biographie, Band, S. 3r)() ft'., ferner 
die von .lulius von Maltzan verfassten Artikel über Laüdi if 
Fr. V. Maltzan auf Kothenmoor und Laadrat v. örtzen auf 

27) Vorwort, S. 5. 
«)8. 4w 

29) 8. 66. 

S. 25 f. 
31) Ö. 40 f. 
82) S. 4. 

88) 8. dtt ITolgeiide S. 261 ff. 
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Woltow 5*) in dem schönen biographischen Sammelwerk : Einige 
gute Mecklenburgiscbe Männer. Lebensbilder gesammelt von 
Jnlins Freiherm von Maltian. (Wismar 1882) und endlich 
Hellmnib von Oitsen: Das Leben and Wirken des Staats- 
ministers Jasper von örtzen. (Schwerin L M. 1905.) S.. 68 C 
Es ist sehr zu bedauern, dass Ortzen sich nicht näher auf den 
rittersdiaftlichen Zwist und die Bewegung im Anfang des 
Jahres 1848 eingelassen hat Der Wissenschaft wäre das 
vielleicht von eben so grossem Nntaen gewesen wie die 
auf eine Menge bisher tmbekannten Materials sich stfitsende 
Darstellnng seit dem Ende 1848. Einen beachtenswerten Bei- 
trag ZOT Geschichte liefert Dr. Friedrich Wigger: Geschichte 
der Familie von Blücher, 2. Band, 2. Abteilnng (Schwerin 
1879) in dem Abschnitt über Landrat Emst von Blüdier aaf 
Teschow and Kappentin. 

Die Haaptdarstellang ist Ladwig von Hirschfeld: 
Friedrich Franz IL Grossherzog von Meddenbuj^-Schwerin 
und seine Voigftnger. (Leipzig 1891.) Auf Grund einer 
Fülle von neuem Mateinal ist hier die Geschichte mit feiner 
Feder gezeichnet. Sie ist eine vortreffliche wissenschaftliche 
Leistong. Allerdings findet dies auch seine Einschränkung 
insofern, als bei Hirselifeld des öfteren der altständische 
Parteini ann mit dem Historiker im Streite liegt und seine 
Darstellang dadurch einen politisierenden Anstrich erhält, der 
dem wissenschaftliclien Werte des Werkes Abbruch tut. Auch 
haftet dem Werke der Mangel an, dass es manches Material 
unvenvertet lässt. Hirschfeld scheint es sich auch zur Auf- 
gabe gemacht zu haben, durch Darbietimg reichen Stofts 
seinen Helden mehr zu veranschaulichen als zu charakterisieren. 

Erweitert sich Hii'schfelds Biographie iuiiuerhin zu einer 
l)ai*stellurig der Zeitgeschichte, so entwirft Berthold Volz: 
Grossherzog Friedrich Franz TT. von Me<'klenbm'g-Öchw erin 
(Wismar 1893) mehr ein Tje}n'nsl)ild des Gmssherzogs. Es 
ist ihm auf Grund des Tagebuchsi des» Grossheraogs, sowie von 

34) Daselbst S. 378 ff. 

^) S. 173 ff. — Zu der auf S. 181 voq einem Augen?-eug:pn beiichteteu, 
mit stark tendenziösem Effekt herausgearbeiteteo äzeoe vgL 10. Sendschreibea 
S. 167, ferner S. 150 ff. und 17tJ ff. 
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Briefea und persönlichen Mittdltmgen gehuigen, die Persön- 
lichkeit des Helden anschaulicher als Hirschfeld darzustellen; 
in der Auffassung der politischen Erdgnisse deckt er sich mit 
jenem. Grösstenteils auf Hirschfeld beruht auch der Artikel 
über Friedrich Franz H., Grossherzog von Mecklenburgs 
Si*hwerin von K. Schröder in der Allgemeinen Deutschen 
Biographie, 49. Band, S. 96 ff. 

Über Gn^ssherzog Georg von Meeklenbiirg-Strelitz sind 
wir bei weitem karger unterrichtet. Oerade aber unter diesem 
ehrwürdigen Herrscher hat die Strelitzer Regierung eine zu 
der Kleinheit des Landes in gar keinem Verhältnis stehende 
bedeutende Rolle gespielt. Besonders der Anteil, den der 
Grossherzn^ selbst an der Politik genommen, ist in Dunkel 
gehüllt und scheint bis jetzt stets unterschätzt zu sein. 

Um so dankbarer sind die beiden Werke: ^Zum 17. Ok- 
tober 18(l()" (Neustrelitz) und „Herzog Georg zu Mecklenburg- 
Strelitz" (Breslau 1878) zu begrüssen, die uns Aufschluss über 
das Wesen imd den Charnkter des Grossherzogs und seines 
Sohnes, Ilerzoi; Georgs, geben. Das erstei e Werk hat Herzog 
Getii o;' zum Vertassei'. ■^*^) das letztere .Iak«»l> Garo, •'•7) Uber 
Gtxjssherzog Geor^^ linden sieh endlich u«»ch ein Aufsatz im 
Archiv für Landeskunde in den CJiossherzogtümeni Jklecklen- 
burg, 10. .Tahrsrnn^ 18(;0. S. (Uil» tt. und ein knapjJer Artikel 
von Fiitniiii in der Allgemeiueu Deutschen Biographie, 8. Baod, 
8. 680 i. 



Politische Zustände Mecklenburgs vor dem Jahre 1848. '-) 

Mecklenburg zählte im Jahre 1847 auf 280 Quadrat- 
meilen 020334 Einwohner, davon fielen auf das Grossherzog- 
tum Mecklenburg-Schwerin mit 228 Quadratmeiien 52-4042, 

'M) Üer7.0'^ fieorg zu Mecklenburg-Strelitz. S. 96 Atimerkttiig. 

■^"1 Nach handhchtiftlichem Vermerk in dem Exemplar der rTrf)sshprza|tr- 
lichen Kegierangs-Bibliotbek zu Schwerin. Das schön« Werk ist von Caro, 
FrofesBor za Breslau, wohl auf Veianluaimg des Str^laer HoleSf viellodit 
n< rzogs Gemahlin, der Otoflaförstin ^thariaa JCfobailowoa von Rnssland, 
geschrieben. 

98) Zu Grunde gelegt wurden diesem Überblick: Scnnelleä Artikel im 
Staatdexikon; Vasallus: Mecklenh. VerfaBsnngBUnqpf»; Bfiaiog: daa Staalancht 
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aaf das Groasfaensogtam Mecklenburg-Strelitz mit 52 Qaadrat- 
meilen 96 292 Einwohoer. Strelitz setzte sich zusammen aus dem 
Stargardschen Kreis, dem eigentlichen Strelitz, 45 ^/^ Quadrat- 
meilen gross mit 80374 Einwohnern, und dem Fürstentum 
Batzeburg, 6^/2 Qnadratmeilen gross mit 15918 Einwohnern. 
Auf eine Quadratmeile kamen 2215 Einwohner, von allen 
deutschen Ländern war Mecklenburg demnach das am dfinnsten 
bevölkerte. Mecklenburg war ein ausgesprochener Agrar- 
staat mit gntslierrschaftlichein Charakter; nur die GrossherzOge 
uud gegen 700 Rittergutsbesitzer besassea volles Eigenem an 
Grund und Boden, der Bauernstand fehlte «Jage^en so gut wie 
ganz. Die natürlich gegebene Einleitung des Landes war die 
in Landschaft (Städte), !'itterscha£t und Domanium. Jeder 
der drei Teile war in sich und gegen die andern abgeschlossen. 
Zwar wurde mit der Aufhebung der Leibeigenschaft i. J. 1820 
der Tagelöhner von der Scholle gelöst, tatsächlich aber gab 
es keine Freizügigkeit, da Mecklenburg kein Staatsbürgen*echt, 
sondern nur ein Ortsheimatsrecht kannte; jede Obrigkeit 
musste Hie Annenversorgnn«: übernehmen und hielt sich „un- 
angenehmen Zuzug" *'^) fern. Zu der Abfresrhlossenlieit des Lan- 
des und demeuts]n"echentlem geringen Verkehr im Innern trug 
Überdias noch das Binnenzollwesen bei. Stadt und Land waren 
scharf g-esondert. In den Städten herrschten Zunft- und Bann- 
rechte, und die ,,))ürgerliche Nahning" war ihnen vorbehalten. 
Industrie fehlte dem Lande fast pi'änzlich. dac^eg-en besass 
Mecklenburg in den Seestädten Kostock uud Wismar eine an- 
sehnliche Uliederei. 

Staatsreclitlich war Mecklenburg geteilt in die Gross- 
herzogtümer Mecklenburg-Schwerin und Mecklonburg-Strelitz. 
In dem Domanium (wozu aucli für Strelitz das Fürstentum 
Ratzeburg rechnete) absolute Herrscher, waren die Landes- 
herren im übi i^i 11 an die Zustiuinnmg: der Stände gebunden. 
Die Grossherzogtümer wareu uuabliäuj^ig unter sich, es bestand 

der Oitwshenogtumer Ueokleiilnug and der Artikel ^fiw Beobtsstreit um die 
meckleDbuigisohe Yeifassnng*^ in der Deulacheii ViertaljaliXBBcluitb 53. Band 
1851 8. 1 ff. 

3^) Die Zahlen sind aus dem Archiv für Landeskunde 1852 S. 50 und i70f. 
«0) VasaUus a. a. 0. S. 24. 
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zwisdi«!! den regianadea H&nsem weder ein Eondomininm 
noch irgend eine sonstige Regierangsgemeinschaft. Jedodi 
war auf Grund der stftndischen Union ein gemeinsames 

Vorgehen der Regierungen inbezug auf die der st&ndischen 
Mitwirkung unterliegenden Sachen geboten Nor soweit es 
den Ständen zweckmässig erschien, keinen Gebrauch zn machen 
von dem Recht der Union, konnte jeder Landesherr die be- 
sonderen Angelegenheiten seines Landesteils mit den seiner 
Landeshoheit unterstehenden Ständen beraten. Das Recht der 
Landtagsberufdng stdit allein dem Grossherzog von Mecklen- 
borg-Schwerin zu; er kann auch ansserordentliclie Landtage 
ausschreiben. Auf Grund der hausvertragsmässigen Kommu- 
nikation teilen sich die Grossherzöge vorher ihre den Ständen 
vorzulegenden Propositionen mit. .Tedf3r der beiden Orosslierzüge 
hat das Keclit, die Stände seines LandesteÜs zu besonderen 
Konvokations- iifid Deiuitatioivstagen zu berufen. Die landfts- 
herrliflim Komnii.ssarien dürleo in den ständischen Yersamm- 
luugeu nicht zugegen sein. 

Die Verfassung ist durch den landesgruudgesetzlicheu 
Erbvergleich v. J. 1755 festgesetzt. Nach ihm sind alle all- 
geuitinen Landesanu^('l(%^t'nli('it(Mi der i^ntscheidung der Stimde 
unte räteilt. Diese werden gt hildet durch die Ritter- und Tiand- 
schaft. Zur Kitterschaft geluu'en alle, adlige wie bürgerliche, 
jedoch nur christliche Besitzer von Hauptgüteni; an die Stelle 
des Lehnsverhältuisses war der Kauf getreten. Es gab gegen 
700 Mitglieder der Ritterschaft. Zur Landschaft gehören die 
Magistrate von 44 landtagsfähigen Städten; es herrschte also 
das Prinzip der obrigkeitlichen Vertretung zu eigenem Recht. 
Einzelne Städte, z. B. Wismar, waren nicht landtagstahig. 
Zum Korps der Landschaft zählt auch die Seestadt Rostock, 
die aber vermöge ihrer grossen Privilegien (Selbstverwal- 
tung, eigene Gerichtsbarkeit, eigener Zoll und Akzise, Selbstbe^ 
Steuerung, Recht keine Juden zuzulassen, exklusive Hafenbe- 
rechtigung u. a. m.) eine besondere Stellang einnimmt Beide 
Stände smd korporativ organisiert nnd nach Kreisen (dem 
Hecidenbnigischen, Wendischen nnd Stargardsdien) oder Her- 
zogtümem (Schwerin nnd Güstrow) gegliedert. Die Kreise 

S. weiter unten. 
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zerfalleB in Ämter. Das Organ der Ritterschaft ist der ritter- 
schaftlidie Engere Ansschnss» das Organ der Landschaft bilden 
die an der Spitse der stftdtisdien BIrasverbftnde stehenden 
Vorderstftdte. 

Die stftndiscfae Vertretong In ihrer Gesamtheit ist wksam 
anf Landtagen, Konventen, nnd dnrch den Engeren Ansschnss 
von Ritter- nnd Landschaft. Die Landtage finden aUjfthziich 
im Herbst statt, nnd zwar abwechselnd in den Landstädten 
Maldun nnd Stemberg. Die Leitung der Landtage liegt in 
den Hftnden des Landtagsdirektorinms; es setzt sich zusammen 
ans den drei adligen ErblandmarschftUen der drei Kreise, 
acht Landrftten und einem Deputierten der Stadt Rostodc. 
Die LandmarschüIIe ülteii die Landtags poIizei ans und leiten 
das WahlprotokolL Die Landräte sind Vertrauenspersonen 
zwischen Landesherren und Ständen, beiden durch Eid zur 
Unparteilichkeit verpflichtet. Die Landräte werden, je vier 
fior ein Herzogtum, ans dem eingebomen nnd rezipierten Adel 
von den Ständen gewählt und den Landesherren zur Wahl 
präsentiert. Der eingebome und rezipierte Adel besteht ans 
denjenigen adligen Mitgliedern der Ritterschaft, deren Vor- 
fahren seit 1572 im Lande ansässig waren, sowie ans den- 
jenigen adlip^en Geschlechtern, die seitdem in das Korps dieses 
eingebornen Adels rozipiert oder infol^-e f uiifzigjähriger An- 
sässigkeit nd!ip:pr Voi^lteni in Mecklenburg mit einem Land- 
V'ite agnosziert worden sind; die Kezey>tii»n i^esctiah entweder 
ohne Antrag des zu Rezipierenden wegen besonderer Verdienste 
um das Vaterland oder aut Antrag' des zu Rezipierenden unter 
ZahhiTicr von öou Talern an jedes der drei Landesklöst» i-. 
in d^MTMi Besitz sich der e. nnd r. Adel befand. I)ie Ver- 
eiiiigungsakte v. J. 1795 verplUclitete ein jedes Mitglied des- 
selben ^bei Adeligem Wort und Ehren" „mit Person und Gut 
mitzuwirken, was nach gemeinsamer Beliebung zu Aufrecht- 
erhaltung der Gerechtsame des Standes die Zeitläufte erheischen 
werden.****) Der älteste Landrat hat den Vorsitz auf dem Landtag. 
Eine schriftliche Landtags- und Geschäftsordnnng besteht 
nicht. Mündliche Vorträge werden selten gehalten, die münd- 

<2) 7. Sendschreiben 8, Ö9. 
^ Daselbst S. 108. 
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liehen Landtagsverhandlangen sind keiner bestimmten Ord- 
nung unterworfen. Statt der Reden dienen die sog. dictamina, 
d. h. Vorträge, die schriftUch ausgearbeitet su Landtagsproto- 
koll gegeben nnd verlesen werden. 

Die Ritter- nnd Landschaft hat das Recht anf Konventen 
aEuaammenzntreten ; zu der Gültigkeit ihrer Abhaltung bedarf 
es nur einer Anmeldung bei den Landesherren. 

Der Engere AnsschuRs ist das ständige die Ritter- und 
Landschaft repräsentierende Kollegium und als solches „die 
erhaltende Basis der ständisclioii Gerechtsame."**) Er hat 
seinen Sitz in Rostock und besteht aus zwei Landräteu, je 
einem für jedes Herzogtum, drei Deputierten der Rittprechaft, 
je einem für jeden Kreis, einem Deputierten der Stadt Rostock 
und drei De])utierten der Landschaft, je «'ineiii der Vnrder- 
städte l'archiui, Güstrow und Nenl»raT)den))tirs?. Er ist der 
Mandatar der Stände; auf dem Landtag uneritjdigt gebliel)ene 
Geschäfte werden ihm zur Erledigung überwiesen. Die stim- 
discheu Kassen und das ständische Srhnldf»nwf'seii stehen 
unter seiner Aufsicht, er benift die allgemeiuen ständischen 
Konvente, nimmt <lie Aiiträüfe für die Landtage eiit<re^en und 
legt sie auf dem Aute-Komitial-Konvent zur lutimation, 
d. h. zum Zweck der Beschlussnahme für den kommendeu 
Landtag vor. Der Intimation bedürfen alle Antrage, die eine 
Veränderung der Gesetzgebung, Landtagsbeschiüsse und Ver- 
fassung bezwecken, sowie auf eine Geldbewilligung gerichtet 
sind. 

Die Ritter- und liUndschaft beider Landesteile, aLso aller 
drei Krei.se, ist durch die Union verbunden; 1523 schlössen die 
Stände dieselbe und erklärten sich für unteilbar, sie über- 
standen so die d}Tiastische Teilung des Landes von 1621 in 
die Herzogtümer Schwerin und Güstrow und die von 1701 
in die Herzogtümer Schwerin nnd Strelitz. In ihr stellt sich 
die auf gemeinsamer Geschichte, gleidien Wirtschaftsveriiält- 
nissen und gemeuoschaUjichen politischen nnd kirdiUdiea Ein- 
richtung beruhende Einheit des mecklenburgischen Landes 
und Volkes dar. 



M) F. r. llRltnlm Emige Worte aamemeLiiKlBleote. Boetoek 1843. B. 7. 
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Die Interessen eines jeden Standes werden durch das 
Recht der Itio in partes gewahrt: kein Stand darf ohne Ein- 
willigung des Uidern über gemeinsame Rechte verfügen. 

Wie die gesetzgebende Gewalt, ist auch die vollziehende 
zwischen Landesherren und Standen geteilt. Neben den rein 
ständischen Verwaltungen der Klöster und des Landkastens, 
der ständischen Kasse, steht der Anteil der Stände an der 
Staatsverwaltung. Sie nehmen Teil an der Oberatifsicht über 
den höchsten Justizhof des Landes sowie über das Kriminal- 
kollegium, an der Verwaltuni^ (!fls Landarbeitsliausps und 
sonstiger von Landesherren und ^^tändGn gemeinsam unter- 
haltener Institute und an der Keguliiruni; des Laudschulden- 
wesens. Die niedere Gerichtsbarkeit und f oUzelverwaltung 
gilt als Annex des Grundbesitzes. 



2 



* 



Die Anfänge der politischen Bewegungen. 



Der ritferadiaMicbe Zwist. 

Der Zwist, der am Ende des 18. Jahrhunderts zwischen 
dem eingebomen und rezipierteu Adel und den übrigen Mit- 
gliedern der Ritterschaft entbrannt war, brach auf dem Land- 
tag von von neuem aus. Nicht tiurch die revolutionären 
Ideen i^rankreichs wurde er verur.sacht, wie Maltzan ^) und 
Hirschfeld 2) meinen, sondern er ist durchau.s spontanen Ur- 
sprungs. Der mecklenburgische Adel hatte es nicht wie ander- 
wärts erreicht, „die ständische Teilung des wirtschaftUchen 
Dasdns**) in allen ihren Eonseqnenzen rechtlich zn fixieren. 
Das BUigertnm war in Heddeiibnrg ebenaognt LehoBföhig wie 
der Adel, nnd mit dem Erwerb eines Rittergnts hatte der Bürger 
ein Recht auf die Landstandechaft. Dagegen hatte der eingebon^ 
nnd rezipierte Adel Rechte vor den übrigen Mitgliedern der 
Ritterschaft tatsächlich voraus, die er als Standesrechte an- 
sprach. Diese Rechte standen in ihrem Urspnmg nnd ihrer 
Ansflbnng mehr oder minder in Znsammenhang mit der Land- 
standscfaaft; daher betrachteten nnd beanspruchten die übrigen 
ritterschaftlicheii Mitglieder sie als deren Ansflnss. Dies war 
die in den Zuständen selbst liegende Ursache des rittorschaft- 
Üchen Haders. 

Zwischen dem Zwist des 18. und dem des 19. Jahr^ 
hunderts bestand allerdings ein wesentlicher Unterschied; 

Y, lliiüi?ain, Alte lAndtagsehnneruDgen. 8. 14. 
9) T. HtnolifMd, Friedrioli IVins II. S. 19S. 
B. 0. Ton Bdow, Der Adel, im HmdwSrtwIwieh der SlaalsiriBBen* 
adwften 8. Auflage L 50. 
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er lag in der ZnsammensetKiing der streitenden Parteien. 
Im 18. Jalirhandert worde der Streit besonders aus den Reihen 
des nichtreapierten Adels gegen den eingebomen ond rezi- 
pierten Adel geführt; im 19. Jahrhundert verhielt sich jedoch 
der nichtrezipierte Adel neutral. *) Die Streitobjekte hingegen 
varen sa beiden Zdten dieselben. 1838 entzündete sich der 
Streit an der passiven Wahlberechtigung zum Engem Aus- 
schoss, die 24 bOrgerliche Gutsbesitzer dem Herkommen ent- 
gegen zu Gunsten eines der ihrigen beanspruchten.') Vom 
eingebomen und rezipierten Adel zurückgewiesen, wandten 
sie sich an den Schweriner Laiidesherm. ^) Ihrem Wunsche 
willfahrend, suchten die Landesherren zu vermitteln. Eine 
Reiiie von Rechtsschriften wurde von beiden Parteien ge- 
wechselt, um die Vermittlung in die Wege zu leiten. 

4) Boll: G«86hiolite MeeUenboiigs II, 391 ond v. örtaen: Das Leben wul 
Wirken des älMleillunisters Jasper von Ortzen S. 68 lassen auch den nicht- 
rezipierten Adel am Kampfe teilnehmeo, jener auf Seite des eingebomen und 
rezipierten Adels, dieser auf Seite der bürgellichen Gutsbesitzer. Dagegen ist 
zu verweisen auf lAspeyres: Die Rechte des eingebomen Mecklenburgischen 
Adab. Bille 1644. Ktnlntiuig III; von Kmpti: Präfung d«r landslliidiwhea 
Beohte der Uigeriichen Oatübesitier in HMUenbaTg. Beriin 1844. 1. liefemng 
S. 10; Hecklenbaigischea Volksbuch für das Jahr 1846. Hamburg 1846 S. 242 
und 5. Sends< hrpibfn (!842) 8. 42. Andrerseits ^eht es nicht an, wie Volz, 
Wigger und auch des öfteren Uirschfeld es tan, vom eingebomen und rezipier- 
ten Adel als schl^tw^ vom „Adel^^ zu sprechen. In Stxelitz gehörten, 
s. B. 1844, tmat alle adligen OnlsbeaitMr nun emgetwnien nnd xesipieitan 
Adel (FMmüttges Abendblatt 12. Juli l&U Nr. 1332 Sp. 536), in Schwerin 
da|^<;en vnti 202 adligen Gutsbesitzern 216 zum eingebomen und rexijnerteo 
und 76 zum nichtrL'zipicrtt'D Adel. Meckl. Volksbuch für 1Ö46 H. 242. 

fi) 1. Sendschreiben 8. 16—18 und 21. 

4) Dw. 8. 28. 

t) Die Anapraohe des eingebomen nnd resipiertnn Adels vertraten die 
s g. Darlegung des Adels (im Extra-Sfiidschreiben an die bürgoili* hen Ritter- 
gutsbesitzer in Mecklenburg. Güstrow IB-IH. R. 1 — 106), ferner v. Kainptz : 
Üt>er die Teilnahme an adligen Klosterstellen in Deutschland, besonders in 
Mecklenburg (Barlin 1812) nnd Dr. J. v. GlMan: Die mhlbaiiBit an ainaoi 
Depntierlen der Ritlmoluift in danfiogani AueohuB dar Heiaqgtttniar MeeUeiio 
bürg. Rostock 1843. Später erschienen noch Staatsminister v. Kamptz: 
Prüfung der landstÄndischen Rechte der bürgerlichen Gutsbesitzer in Mecklen- 
burg (Berlin 1844) und E. A. Th. Laspeyres: Die Rechte des eingebomen 
Mecklenburgischen Adels. Halle 1844. Auch der rechtliche Teil der amtiicli 
algef aaatan ,3enitotlimg dar Dail^gnng der Deimtiertoii des eingebomea Adela** 

2* 
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1841*) und 1843') fanden sodann Vergleiehsveriiaiidlaiigen statt 
Sie erstreckten sich neben der passiven WahlfWgkeit aom Engem 
Ansschuss auch auf weitere Streitpunkte ;i<^) die hauptsäch- 
lichsten waren das vom eingebomen und rezi[)ierteii Adel 
ausgeübte Rezeptionsrecht und die von ihm als Privatrecht 
in Anspruch genommene ausschliessliche ( — soweit nicht die 
Landschaft konkurrierte — ) Teikiahme an den Landesklöstem. ^^) 
Die bftrseriicfaen Gutsbesitzer verzichteten 1843 auf den ein- 



(bn Eitn^Sendadlueibea 8. 107 — 330) fiel la GnnsteD des eingebomea und 
ieii|nerteD Adeb MB, der historische tmd verfassungsgeschichtliche Teil da> 
gegen zu Hunston dür bürgerlicheii Gutsbesitzer. Die An-sprüche der letzteren 
vertratea: Zachahä: Hachtsgutachten über die Ansiirucho der Gutsbesitzer in 
dem Oroesherzogtam Meckleabuiig, welche büi;gerliclieQ btaode» tand, auf alle 
der IfeeUenbuigiaclieii Kittereclult sDetehenden Bedbte (fieidetbeig 1841) und 
«in Ton Beselar vorhtaefees RecMigntediten (im S. Sendacbnibea B, 16—79). — 
Emge in der L. 0. B. 26, 357 meinte Beselers Rechtsgutacbten sei damals 
anonym geblieben. Dagegen «. Ija^peyres S. 8, v. Olöden S. 27 uiid v. Kamj>t«. 
Prüfung iL, 730. Die btirgeriicben Gutsbesitzer suchten vielmelir gerade mit den zu 
Gunsten ihrer Jüisprücbe sich entscheidenden Aatoritltea Eiodrack zu machen. 
8. 3. SendaohralwD 8. 12, 4. Sendschreiben 8. 4S und 43, &. Bendadhniben 
8. 27 und besonders S. 31 f. Vgl. anch iMmp&pm 8. 6 

8) 3. Seiidschroikm S. 5 und 14. 

9) 7. Sendschreiben S ')0 II. 

10) Boll II, 391, Peutz: Geschichte MecldeuburgH II, 134, Schröder in 
dir A. D. B. 49, 27 und Ortseo & 62 redtnen die fwasiv» WaUHhigheit so 
d«a Imdrataetalhn ebenhlb nator die AnaprOehe dar tntgeriidiflii Gniabeaitier. 

Volz 8. 91 und Wigger S. 179 drücken sich dariiber unbestimmt aus, bei 
Hirschfeld scheinen sich die Angaben auf S. 196 und 202 zu widersprechen. 
Dag^en sei hier uur angefiihrt: 3 Sendschreiben S. 35, ö. Sendschreiben 
8. 42 ff . nnd 7. SendaeMben a 63 f . nnd 63-~66. Über dies Recht heiast 
«B in der Antwwt der Depatiertan der bfligeriiohan Outabeaitaer vom 21. JaU 
1843 (7. Sendschreiben 8. 55). ^Jias Vorrecht des sogenannten eingebomen 
und rezipierten Adels sub a. ist kein Oaganstand dea StraiteSf nnd wird daher 
von uns hier übergangen.'' 

1^) Der eingeborue und rezipierte Adei behauptete, das» an den im 
16. Jahriraadart allndarisiertan und den Sttndaa flbarwiaaenan landaakUatani 
Dobbertin, Ribnitz und Malchow die zur Zeit dar Dberweisnng in der Ritter- 
schaft befindlichen Familien Eigentum!5rechte gewonnen hätten. Die bürger- 
lichen Gutsbesitzer hingegen behaupteten. d:<' Verwaltung der Klöster sei den 
Ständen, die Klöeter selbst aber dem Lande zu einem öffentlichen gemein- 
näfaqgan Zweoke, DliDlioh, oadi dan Worten dar ÜbannrimngMkte, diziat- 
Uehar ehrbarer Aufarnahung dar inllndiaohan Joogfinnan*' ttbanrieaen. 
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fachen Mitgenuss an den Klöstern zu Gunsten de.s Landes. 
Der eingeborne und rezipierte Adel wollte aber unter keinen 
Umständen sich in seinem Besitz kürzen lassen. An diesem 
Punkte scheiterte die YermitteUiug. Die Regierungen schritten 
Don selbständig vor zur definitiven Erledigung derZerwfirfiiisse- 
Besonders der Schweriner Grossherzog nahm die Sache 
mit Emst und ^er in Angriff.^) Grossherxog Friedrich 
Frans n. von Meddenbu^g^Schwerin, eine gewinnende Per^ 
86nliohkeit, der jedermann anbedingt zugetan sein mnssto nnd 
deren ofiSmes, vertrauenerweckendes Wesen sich die Heraen 
aUer Untertanen im Finge gewonnen hatte, ausgezeichnet dnrch 
seLtonen Mut, stark ansgepr&gteii militSrischen Sinn nnd 
Energie des Willens, die aber dnrch dne zu grosse Ontmütig- 
keit und den fatalistischen Zug einer tiefen, Wollen und Tun 
bedingenden Beligioslt&t etwas gebrochen wurde, war zwar 
von einem sich kaum genug tuenden Pflichtgefühl nnd stark 
entwickelten SelbständigkdtsdranK beseelt, aber seine Jugend 
nnd wohl auch ein Mangel an Sinn fftr Politik brachten es 
mit sich, dass er dem Rate erfohrener Männer vertrauen 
musste. Sein Yertranen gehörte vor allem dem Geheimrats- 
Präsidenten nnd Vorsitzenden der Regierung und Lehnskammer 
Ludwig von Lütaow, der, schon nnter dem Grossherzog Paul 
Friedrich erster Minister, von diesem seinem — 1S42 bei 
seinem Regierungsantritt 19 jährigen — Sohne ganz besonders 
empfohlen war. Lutzow war ein durch seine Liebens- 
Würdigkeit einnehmender und ebenso allgemein geachteter als 
audi unsichtiger und erfahrener Staatsmann. Er war ein 
besonnen liberaler Aristokrat, der die Gebrechen des mecklen- 
bui^schen Ständewesens nicht verkannte und die Uberzeugung 
von der Notwendigkeit einer Reform hatte. Neben Lützow 

13) 8. dagegen Hifsolifeld 8. 203; auch Wigger 8. 170 und die ubrigeii 
DttsteUniigni fiberaehan, daas in dieeem Vendcht «in Moment "nm w«t- 
ingenden Ttäg^m liegt Vgl 8. 37 f. 

IB) Hirecbfeld S. 202 ff. 

H) Das. S. 180 Anmeikinig und Boltan: NeoMte Zaettnde und ficognine 

in lleckleobaig S. W. 

Iß) Über Lützow ist wenip veröffentlicht und bekannt. Ich kenne nur 
&nea kurzen }:4ekrol(^ über ihn m Unsere Zeit 1872 N. F. 6, 2. 6. 138. 
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stand der Miubter Theodor Diedrich von Levetzow, Vorstand 
des Kammerkollegiams, ein durch und durch koiLsei vativer 
HeiT. Grossherzog Friedlich Franz charakterisierte seine 
beiden Minister treffend: „Lützow stellt das bewegliche Ele- 
ment dar, Levetzow das stabile." ^0 Neben diesen beiden 
offiziellen Ratgebern übte auf die Entschlüsse des Grossher- 
zogs einen bedeutenden ^nfloss der Rat ans, den sich dieser 
bei König Friedrich Wilhelm IV. von Ptenssen, seinem Oheim 
— des Königs Schwester Alexandrine war die Mnttor des 
GroBshersogs — in Anlass wichtiger Begebenheiten einzu- 
holen pflegte. Mecklenburgs Lage brachte es mit sich, dass 
es von Preussen abhängig war, und diese Abhängigkeit wurde 
noch durch die verwandtschaftlichen Bande zwischen den 
beiden Höfen erhöht Besonders Friedrich Franz n. stand in 
innigen Beziehungen zum Könige wie auch zum Prinzen von 
Preussen, und willig ordnete er sich dem Rate und den Ent- 
schliessongen des von ihm in fsat kindlicher Weise geliebten 
Königs unter. 

Der Schweriner Regierung schiffli die Forderung der 
bürgerlichen Gutsbesitzer auf passive Wahlffthigkeit zum 
Engem Ausschuss nicht nur in der Billigkeit, sondern auch 
im Rechte begründet zu sein.^) Auch hatte sie wegen 
der Überzahl der bürgerlichen Gutsbesitzer im Schweriner 
Laudesteii Bedenken gegen die Zweckdienlichkeit der aus- 
schliesslichen Vertretung der Gesamtritterschaft un Engem 
Ansschuss durdi den eingebomen und rezipierten AdeL*) 
Einer solchen einseitigen Konzession widersetzte sich aber die 
Strelitzer Regierang. 

In Mecklenbnrg-Strelitz r«giarte Grossherzog Georg, em 
ehrwürdiger Monarch, feinsinnig, begeistert für Kunst, dabei 

i<>) über I/ivetzow if t äonst «o wie aiohta bekannt 

17) Hirechfeld S. 181. 

Am Abend seines Kegierungbautritts schrieb der Grossliürzog in sein 
T^gebooh, Gott aoroleiMl: „Lms mich in JhiptB Foaaetiqiifeo treten, den Kän% 
mir zum Vorbild dienen, auf Dich vertraue ioh eUein/' Hirschfeld S. 176 f. 

<9) Minist. iit'il..^ Siiireiben ohne Adresse und Datnm, «tüokweiee «V 
gedrttdrt bei üirschield S. 204. 

») Das. iJ. 204. 
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schlichten Wesens, wohlwollend und überaus milde. Gross- 
herzog GeorfiT lebte und webte in dem Gedanken der heiligen 
Allianz, die ihm da.s Grundsystem und IdvAl der Politik war. 
Es gab wijkl wenig Herrscher, die so b i^itimistiscli gefühlt 
und gedacht haben wie er; das Sti'elitzer iiaus war stets ein 
Hort des Legitimitätsprinzipes. An der hohen FoUtik nahm 
er eifrigen Anteil, durch das innige Herzensverhältnis, in dem 
er mit seinem Neffen, König Friedrich Wilhelm IV. stand, war 
es ihm vefgOmit, auf ihn einen visUaicht nicht geringen EinfinaB 
za tfben. ») Seinem Ländchen war er ein wahrer Patriardi. 
Groflsheraog Georg nnd namenflidi sein Minister von Dewitz^ 
nnn meinten, so lange die Klosterfrage nicht entschieden, hitte 
der Streit kein Ende, die passive Wahlf&higlceit 
Ansschnss nnd die Slostersache mOssten daher als gegenseitig 
sich bedingend behandelt werden.^) Anf die gemeinsame 
Regelung beider Stmtpnnkte ging die Schweriner Begiemng 
ein. Beide Begierungen Hessen dem eingebomen and rezipier- 
ten Adel die Mitteihmg machen, dass landesherrlicherseitB 
wegen der veränderten Yerhaltnisse in der Zahl der Parteien 

^) Der Gedauke emer ruäsischeD Vermittelosg zwischeu Preossen nnd 
Österreich i. J. 1850 ist bei König Friedrich Wilhelm IV. durch Grossherzog 
Oeolg «OKomst Brief yvm 11. Aogoit 18B0!, KSnig^idiM BmawoliiT in Char- 
lottenlMiig. sn Olrigem «noh OrtMn 8. ?& 

B) Über Dewiti ist sonst niöhls beksnnt 

3B) HiiMlkfeld a 201 

^) Das Yerbiltiib der UlinnliQlisii la dsii sdligen Gotsbentum wir 

in Sobwerin: 

1833 wie 241 zu 289, l&i2 wie 290 zu 283, 

1838 ^ 261 289, 1843 286 „ 292, 

1689 „ 266 285, 1844 294 ^ 285, 

1840 279 „ 280, 1845 ., 295 „ 288, 

1841 „ 288 „ 279, 1846 „ 303 288, 

1847 wie 307 zu 290. 

Archiv 1852 S. 51. — Das Yerfailtnis der büigeriiohan zu den adligen Guta- 

beisitzeru war in StruliU: 

1805 wie 10 SQ 38, 
1846 „ 17 „ 32, 

1851 „ 18 34. 

Staatakalonder. Archiv 1852 S. 467. — Bt>i der AVahl zum Engem Aussohass 
i. J. 1843 stimmten im Meoklenbuzgiachen Kreise 9^7 bürgerliche Gutsbesitzer 
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gewonsdit werde, der eingebome und ledpierto Adel möge 
aut die ausschlieeslidLe WSIilbarkeit zum Engem Ansschnss 
verzichten; zogleieh wnrde ihm dafür eine bestimmte mid 
ansdraddiche Anerkennung seiner ftbrigen Berechtigungen, 
d. h. also auch der an den EUSetem, von den Landesherren 
verheissen.**) Der eingebome und rezipierte Adel entsprach den 
WQnschen der Regierungen. Am 21. November 1848 erfolgte 
seine Tenichtleistung auf die ausschliessliche Wählbarkeit 
xum Engem Ausschuss ; **) durch die landeslierrlicfaen Sdueiben 
vom 23. und 25* November wurden ihm sodann seine dbrigen 
Yoxrechte bestiLtigt**} 

Diese selbständige Entscheidung der Regierung in einer 
rechtlidien Sadie erhdhte nur den Sampfeseifer der bfirger- 
lichen Gutsbesitzer.^) Die gleiche M^rkong hatte die landes- 
herrliche Anericennung des eingebomen und rezipierten Adels 
als «Korps*' im Schreiben vom 14. November 1844.^ Auch 
die Landschaft^ und die Stadt Rostock legten hiergegen 



and 87 Mitglieder de» eingebornea und rezipierten Adels, im Wendisohea 
Eime von den enteren 73, von den letzteren GQ. Ira ersten Kreise sit^ der 
KwiiKilirf dm eingebomen und lenpierten Adele mit 03 gegen 91, Im letsten 
Knie« mit 71 gegm 70 SlimsMii; ee liatleii dojg» baigeilidie Gutebentier 
den Kandidaten des eingebomen und rezipierten Adels ihre Stimmen gegeben, 
tob apielten formale Gründe bei <i"ra »frohnts mit 7, Sendsdireiben S. 23. 

25) „üie mecklenbuiirische Verfassung und die Agitation", Artikel aus 
dem Janua, abgedruckt im F. p. Wochenblatt 9. Oktober 1846 Nr. 40 S. 378. 
Der Artikel ist uoh Oitien 8. 70 vom Geh. JaBtiBtat J. Orteen verfineL — 
Die Moment der veriieiBaenen Anerkennung der Berechtigtmgea des ein* 
gebornen inid rezipierten Adels ist bei HirschfeW S. 205 pnr^?. ausser acht 
gelassen. Gerade diese Verheissung wird aber den eingebomen und rezipierten 
Adel zum Verzicht bewogen haben, denn seine Vorrechte waren bisher von 
keiner Seit» aneAmnt Htnwhftild spiklit «war 8. 202 von den dem ein- 
gebonen vmA renpieiten Adel nQniweüBQwft «ufteh e nden gexentierfeBn Ain- 
I^en'^f die Schweriner B^erung hatte sich aber m den Schreiben vom 
7. März 1789 und 18. November 1793 gegen die Ansprüche des eingebomen 
und rezipierten Adels erklärt 1. Sendschreiben 8. 48 ff. und Ol ff. 

^ 7. Bmdachreiben S. 141. 

S7) SeA. a 147 fl. 

28) Schnelle, Landtagsbericht von 1843 B. 106 f. 

29) 8. Sondschreiben S. 65; s-, S, 29. 

90) MaltMU S. 20 f. und Hir>,['hf._'!'l S. 1^^7 nn.-iL'jn, iln? LaiiiLschiift habe 
deühaib die bürgerlichen Gutsbesitzer unterstützt, weil diese ihren Wünschen 
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Verwahrung ein.^) Diesem Widersprache gegenAbor sland 
der eingebome und rezipierte Adel davon ab, 6i<^ das Prä- 
dikat „Korps** beisfdegen.^ Um so mehr sah er sich bieraa 
Teraolasst, als er seit 1845 nicht mehr die Mehrheit hatte. 
Emmal im Besitze der Mehrheit, schritten die bflrgerlichen 
Gutsbesitzer von Erfolg zu Erfolg. Im Meddenburgischen 
nnd Wendischen Kreise siegten sie bei allen Wahlen za den 
Landtagaausschikssen,^) die heissnmstrittene Protokollf&hrer- 
wahl lag in ihrer Hand;**) 1846 endlich wurden im Mecklen- 
burgischen und Wendischen Kreise Stever auf Wustrow und 
Engel auf Charlottental in den Engem Ausschuss gewdhlt.**) 
Sie wiesen ferner die Übergriffe des zu ihren Gegnern halten- 
den Landtagsdirektoriums in ihre Grenzen und besdirankten 
dessen bisher bedeutenden Einfluss auf das Mindeste.*^) Kur 

DAcbiamen. Davuu kanu nicht die Rede sein. Es waren ganz andere Grundei 
die dt« Landsohaft bewogen, ab Stand gegen d«n eingebonea und reupiMtn 
Adel Front ta maefaen. 8. ^ Sendadmiben S. 15 f. und 10. Sendsehxeibeii 

S. 123 f. Im übrigen stiraniten die einzelnen Mitglieder der Landadieft ihnr 
T'berzcngung p^cmiL'-s U\\-l fiir diese, bald für jene Partei. Ifi4-1 gaben 
14 Burpermeistor ihre ^- inmu ab für den Kandidaten des eiLgebomen and 
rezipierten AdeU und 1^ fux den der büi^erticben Gutsbesitzer, ö. Send- 
sebraben 6. 81. Und ao moh aoaet S. 10. Sendschreibeii & 77 und 194. 
81) 10. Sendsofaxeibea S. 123 t und 131. 

32) lU. Scndseli reiben S. 169 f. 

33) Bei dt'r Prutokoliführerwahl von 1845 standen 199 bürgerliche Guts- 
besitzer 1&4 Mitgliedern vom eiugebonien und rezipierten Adel gegenüber. 
10. SenMraibfln & 77, vgl. attch dM. 8. 122. 

M) Eonunittenveneiduiis für 1845 10. Sendedireibeii & 82 — 90, für 
1846 Groth, Aitenniiissiger Benoht S. 3 und 86 1, fttr 1847 V. y. Wochen- 
blatt 20. November 1847 Nr '^^) S\ 472-4. — Maltzan S. 22 und Hirschfeld 
S. 206 behaupten, die biirgeriicheu Gutsbesitzer hätten — abgesehen vom 
Staigardschen Kreise — alle adligen Hitglieder der Ritterschaft, sowie die 
Landilte ▼oo den AonehoBBen an^geadiloeBeD; dagegen die eben emiluileii 
Kommittenverzeichnisse. 1847 wurden z. B. von den bürgerfivben Onis- 
beaitzem 4 Adlige und 3 Landräte in die Ausschüsse gewählt. 

^) Für 1845 10. Sendschreiben 8. 77, für 1846 Fn inmüuges Abend- 
blatt 20. November 1846 Nr. 1455 Sp. 935; 1847 wurde Landrat von Örtzen 
«af Jliigenstorf auf eUgemeiiMn Zuiuf «mhlt Mmüibiges AbendUett 
3. DeMuber 1847 Nr. U08 Bp. 958, 

3e) Freimüthiges Abendblatt 4. Dezember 1846 Nr. 1457 8p. 974. 

37) 8. Sendschreiben 8. 72 f.; 7. Sendschreiben S. 35, 37, 41 und 
8. Sendschreiben S. 117. — Uirschfelds DarstelluDg von dem Wirken des 
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nnter den heftigsten Kämpfen vermochten sie dies zu er- 
rachen; auf den Landtagen von 1842**) and 1844 kam es 
darOber zn tnmnltarisehen Scenen. Nachdem aber das Mehr- 
heitsverhältnis endgöltig gewechselt hatte, machte sich eine 
finedlichere Stimmung geltend. Beide Parteien lernten sich 
gegenseitig Achtung zollen^) und suchten nach Möglichkeit 
Anlässe zu Zerwürfhissen zn vermeiden.^!) Hinzu kam, dass 
die Regierung sidi 1845 in ihre frühere passive Stellung zu- 
rückzog; gerade aber durch die Parteinahme der Regierung 
für den eingebomen und rezipierten Adel war Bitterkeit in 
den Zwist getragen. Von den eigentlichen Streitpunicten war 
sodann nur noch die Klosterfrage übrig. Ihre Erledigang 



Dixektorioms and der Landmai^cbälle auf 8. 207 verrückt die Tatsachen 
geradezu ins Gegenteil: iiher diLs Verhalten der Landniarschälle s. 8. Send-* 
Hohieiben S. 126 und 130 f. und 10. Seiidächmben & 139 und 14D L 

«) 6. Sendschreibea a 12-28. 

88) a SendBOhreiben S. 32—35, 46, 50—52, 55 f., 60 und 119—121. — 
Diese beiden Szenen bilden die Höhepunkt-:' df>s rittorschaftliclien Zwistes. 
Maltzan S. 22 und Hirschfeld S. 207 verlegnen den Uöh><punkt dapegon ins 
Jahr 1847 uud konstruieren so eine Verbindung zwischen dem ritternohaftlicheti 
Zwist und 184a Uinchfdd spricht S. 207 Ton atttmiischeii Sxssea mit be- 
drohlichem Charakter, die auf dem Landtag von 1847 vorgefallen sein sollen. * 
Nicht eine einzige Xachrirht veiniochte ic-h zu finden, di(> damuf hingewiesen 
hätto. dns P. p. Wocheiihlatt (1. Januar 1847 Nr. 1 S. 5) erkönnt es an, 
dass der Landtag von 1046 viel ruhiger und parlamentarischer verlaufen 
ssi sh dis friUieien; 1847 wire eine soloii» Anszlsttiiiuig s(^mi «iobt meiir 
am Flatie gewesen, d» num äber ZSokeieieii esdgBltig hiDsns wur. 

7. SendHcbraibeii 8. 70 f. 10. SeBdaehretben 8. 58 f. 

*i) P p. Wochenbh^ 1. Januar 1847 Nr. 1 8. 5. 6. die Beispiele in 
Anmerfaiqg 34 and 35>. die gewiss ffir ein Bes t reben nach Aiis^eioh 
Sioeehen. ^'igger 8. 179 meint, dass sich „so gut bei den wichtigxteti wie 
bei den unwichtigsten Gegonstiinden, sowohl in der Art ihrer Behandlung als 
in dpn Beschlüssen selbst, Parteitondenzt.'n j^eltend machten.'" Gerade aber 
jene Beispiele zeigen, dass die büj|^riichen Gutsbesitzer die Partoirücksichten 
fahren ÜMsen, seitdem die Enteoheidnng bri ihnen stand, a nodi 10. Send- 
achniben a 81 1 und das ißtkikd Yexfahien des dngebomen wid lesipietten 
Adels P. p. WochenblaU 28. August 1846 Nr. 34 8. 318. Die grossen mate- 
riellen Fragen, wie Steuer- und Miinzroform u. a., wurden aber auch schon 
früher nioht zu Parteifragen gemacht. VgL P. p. Wochenblatt 6. Härz 1847 
Nr. 10 S. 78. 
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hing aber lediglich von der gerichtlichen Entscheidung ab,**) 
zu deren Zweck die bürgerlichen Gutsbesitzer 1844 und 1845 
den Rechtsweg beschritten hatten. Um so mein* wurden 
die Parteien auf eine gütliclie Beilegung des Zwistes hinge- 
wiesen, als mit der Zeit ganz andere politische Gegensätze 
sicli entwickelt hatten. 



Pogges Alttrag vom 27. Növeinber 1847. 

Maltzaii, Hirsehr»ld, Wigger S. 180 und Volz S. 92 be- 
trachten die bürgei-iichen Gutsbesitzer als „die dein neueren 
Zeit^eiste hiiUiigende Paitei. **) Diese an sich falsche Auf- 
fassung w irkt um so verderblicher, als sie den prinzipiellen 
Unlersciiicd zwischen dem ritterschaftlichen Zwiste und der Be- 
wegung von 1848 verwischt und diese als eine Steigerung 
jent's hinstellt. Dem gegenüber ist zu betonen, dass i^eide 
Ereignisse in keinem sachlichen Zusanmienhang stehen. 

Der rittei*schaftliche Zwist war von voniherein eine 
ständische Parteiung auf dem Boden der alten Verfassung, 
des alten Rechts, das beide Parteien prinzipiell aoerkaimten 
und nur verschiedeii interpretierten. Die bürgerlichen Guts- 
besitzer verfochten ihre Ansprüche unter der Begründung, die 
«wesentlich gestörte Verfassung in ursprünglicher Reinheit 
wieder herzustellen. Sie konnten sieh nicht genug tun in 

*^ Auch pine friedliche Verständigung über den lotzton Streitpunkt 
vimle von den bürgeriichen Gutsbesitzera verbucht. Auf ihren Antrag fanden 
1846 neue Vergleichsverhaudlungcn untdr Teilnahme der Kei^erangen und 
Landschaft statt, dhi aber eifelMÜsloB veilkfeit. 10. Sembobreilieii 8. 211 und 
Grotli, Akten niässjger Bericht S. 177. 

S. Sendschn'ilien S. 15. Attenmässiger Abdruck der bei Gros-sher- 
zoglieher Ju^stiz-Kandei zu ftüstrow anhängigen Prozessverhandlungeii in Sachen 
des Gutnbesitzers P<^ge auf Roggow usw. 1S4G. Grotb, Aktenmassiger Bericht 
S. 406 f. — Über den Terfolg der anbängig genaohten Klagen ist iretter 
ntehts bekannt, das Jahr 1848 madite sie ToUsiMb gegenstandak» für den 
rittenchaftlichen Zwist. 

44) Wigger S. 180. 

*6) S. H. 47 ff. 
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der WiflderlioliiDg des Hinweises auf dieses SMieii.^ Urnen 
war die Verfassung ebenso „tener"^ und »altehrwfirdig'' ^) 
als ihren Gegnern ; nnr von dem HeriEommen, das ihnen ver- 
fassungsniftssige Rechte nahm imd jenen verfaesnngsra&Svsige 
Rechte gab, wollten sie nichts wissen* Sie verwahrten sich 
gegen die Anschuldigung der Gegner, als ob sie nenenmgs* 
süchtig die Yerfassnng reformieren wollten.^) 

Als nnn freilich der eingeborene nnd rezipierte Adel dem 
G^er ablehnend begegnete nnd von der Regiernng sogar 
nntersttttzt wurde, mnssten sich die bOrgerlichen Gntsbesitser 
esinen Rfickhalt von anderer Seite her zn verschaffen suchen.^ 
Diesen fanden sie an der nichtlandstftndiBchen Bevölkerung, 
die sie durch ihr genehme Anträge für ihre Ansprache und 
Sache gewannen. Dadurch erweiterte sich das Bewegungsfeld 
der bfirgerlichen. Gntsbesitser, su dem Kampfe um ihre stän- 
dischen Forderungen Icam ein politisches reformistisches Treiben 
hinzu. Zwar der politische Grundcharakter der börgerlichen 
Gutsbesitzer ward auch dadurch nicht verändert, aber im 
Gegensatz zu dem stationären eingebornen Tinrl rezipierten 
Adel mussten sie fortschrittlich erscheinen. Der Privilegien- 
streit wurde ein öffentlicher, der Streit um das Recht zu einem 
politischen Kampfe. Mehr und mehr wurden die Missbräuche 
nnd Eingriffe ihrer Gegner in die Verfassnn«^ betont^^) und 
die oligarchischen Elemente als die in Mecklenburg wahrhaft 
revolutionären bezeichnet.^'^) Namentlich seit dem Scheitern 
der Vergleichsverhandluugen von 1848 wurde dieses zum 
System. In konsequenter Fortbildung des Leitmotives, die 

^) 1. Sendschreiben B. 4 uu«i 71. 3. Seodscltreibeu S. 77, 4. Sead- 
Bohreiben 8. 9 and 41, 5. Sendschmben 8. 38 t uod 71, 7. Bendsohnibtti 

& S2. 8. Sendschreiben 8. 7. 

<T) 1. Sendschreiben S. 71. 

■**) Kurzer Bericht über die von oinigon Rittergutsbesitzern bürgerlichen 
Standes in Kecklenbar;g zur Wahrung geiahrdeter Hechte getanen Vozsohritte. 
FudiiiD 1840. a 8. 

^ 4. SeDdadhreiten B. 48, 5. Sendsoliniboii & 38 t, tbL o»»!^ 
J. Glfiden, Die Wählbarkeit 8. 7. 

M>) Schnelle, Ijindtap^Kflricht von 1843, Vorwort XVII. 

^i) 4. SendMckreiben iS. 46 und 5. Sendschreiben S. 38 t 

62) 5. Sendschreiben S. 22 und 71. 
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Yethsawag in ursprfiDgUcher Reinheit wiederfaenmstellen» 
traten die bürgerlichen GntsbesitKer im Gegensatz m dem ein- 
gebomen und rezipierten Adel, der för Sonderinteressen etritto, 
als ESmpfer für das Gemeinwohl anf.^ Jetzt rfihmten sie 
sich bei ihren Bestrebungen nur von Interessen des öffentlichen 
Wohles geleitet za werden.^) Mit einem Male hiess es, nicht 
nur, wefl sie den jetzigen Znstand nicht verfassnngsmftssig 
begrOndet fänden, hätten sie sich in den Streit eingelassen, 
sondern weil sie Um mit dem wahren Wohle Mecklenburgs 
unvereinbar hielten.^) Dass aber dies wahre Wohl Mecklen- 
burgs nicht nur ihr Privatwohl sei, zeigten sie, indem sie auf 
den einfachen Mitgioniiss an den Klöstern verzichteten nnd nur 
zu Bolchen Konzessionen an den eingebomen nnd rezipierten 
Adel inbetreflf der Klöster bereit waren, die sie ohne Ver- 
letzung der Landeswohlfahrt machen könnten.^) Als 1844 
der eingebome nnd rezipierte Adel sogar als Korps von der Re- 
gierung anerkannt wurde, da sahen sie die Verfassung vollends 
als bedroht an, deren Grundprinzip nur den durch Ritter- und 
Landschaft repräsentierten Grundadel kenne.^") Sie befürchteten 
die Schaffung einer Adelskanimer: '^) jetzt handle es sich nur 
noch um dio politische Vernichtung der onipn oder beider 
Parteien.^^) Da .>u' sich in ihrer politisclien Existcn?: durch 
diese dritte iRinlhTaiidisrhe Korporation bedroht sahen, so 
wurde der Kaiii])t' vmi üircr Seite nicht nur als ein „ewiger" 
zwischen ^U'u Mitgliedern lier Kitterschaft, die zu der Korpo- 
ration ßfeh titt n. und jeueu, die nicht dazu ^-ehert«!!, dar- 
gestellt, >'uidern als ein Kampf zwischen dor bevonechteteu 
Geburtskarite und allen übrigen Bürgern, kurz als ein Kampf 
zwischen Adel und Bürgei'tum.*^) 



6S) p. M. vom 21. Juli 1843, 7. Sendsohreibea & 61 it 

8. Sendschreiben S. r>. 
<S) a Ctoodaohxeibeii a 1. 

7. Sendsahraiben B. 69. 
<7) Dr, 8. Schnelle aaf Bachholz, Die Ädekkorponlion and 4b Tidm- 
iommissstiftnngen in Mecklenhnrtr. Hamborg 1845. S. 11. 
M) Das. S. 34, 9. Sendschreiben 8. 14 nnd 80. 
tt) Schnelle, Laudtagbbericht von 1844, Vorwort Vill und S. 221. 
10) Dm. Yomort VI, 0. SendtolmilMa 8. 78 1, 10^ SandMiiSBibett 8. 70. 
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Grösserer Nachdruck wurde diesen Agitationen gegeben 
durch die Anträge der bfirgerlichen Gutsbesitzer, die im 
Interesse des Landes gestellt waren. 1844 beantragten sie 
die Umgestaltung der Steuer- und Zollverhältnisse tmd Auf- 
hebung der BixmeiusöUe, die Verbesserung des Rechtswesens^^O 
1845 die provisorische Aufhebung der Schlacht- und Mahl- 
öteuer, Einführung von Dienstbüchern, Revision der Heimats- 
gesetze, Emanzipation der Juden, Gründung eines Seminars 
für ritterschaftliche Landschullehrer, Re\'ision des Landesver- 
gleichs, Aiifliebuug der Zensor, Regolierimg der Stadtver- 
fassungeu IL a. mf'-) 

Trotz dieser scharfen literarischen Fehde gegen den ein- 
geborenen und rezipierten Adel tmd trotz dieser fortschritt- 
lichen Antra gpe, wurde aber der iM>Iitischp Charakter der bürger- 
lichen Gutsbesitzer nicht j^eweclisi lt In dieser Mtninmir waren 
sich die Führer derselben, die Enisichtio;en dv> fiii^oboreueu 
und rezipierten Adels und des niclitständischeri poüiisierenden 
Mecklenburgs einig. Schnelle spricht von dem ihrer Natur 
nach lediglich konservativen Landständen ;*^*) vouörtzeu meinte 
desgleichen, die Stellung des ritterschaftlichen Grundbesitzes 
sei adli^ nnd da.N Gleichartige in den Verhältnissen der beiden 
Parteien überwiege das, was sie trenne, bei weitem.*'') Ad- 
vokat Raabe u. a. bestreitet es, dass die bürgerlichen Gut6- 
besitzer zu den Liberalen zu reclmen seien das Mecklen- 
burgische Volksbuch von 184(i meint, sie gehörten zur „Aristo- 
kratie des Grundbesitzes*' und Yerträten nur dorch ihren Gegen- 
satz gegen die Adligen die Sadie des Fortschritts, sobald der 
Streit ans sei, so w&rde an ihnen „sofort ^eder jeder Zoll 
ein Ritter oder eine politische Null seiu^,'''^) dämm spricht es 
auch von dem „einstweiligen Liberalismus der bfirgerlichen 
Gntsbesitzer.**^) Zwar wurden der eingeborene nnd rezi- 

61) 8. Sendschreibeu 6. 19 f. 

•3) 9. Sendsclmibflii 8. 67 fL und 10. SendBdueibea & 13 ff. 
«0 Schnelle anf Buchholz, Offenes Schreiben (1848). 8. & 

P. p. Wochenblatt 184G Nr. 41 Beflage S. 389 f. 
6^) Freiraüthiges Abendblatt 12. Juli 1844 Nr. 1332, Sp. 536 und 
ML'cUunburg. Jahigang 1848. Hamburg 1848. S. 188 L 
«8) B. 244. 

«7) 8. 240 Ammstauig. 
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pierte Adel hänfig mit dar konsorrativeii und die bürger- 
lichen Gntsb^itzer mit der liberalen Partei auf eine Stufe ge- 
fitdlt,^ die älecklenbnrgischen Blätter sahen den Grand hierfttr 
aber nur darin, dass der Adel seine Sjmpatbieia im Volk verloren 
habe und dieses deshalb jedes Auftreten gegen denselben mit 
Freuden aufnehme; im übrigen, so fahren sie fort, sähe man 
die Bestrebungen der bürgerlichen Gntsbeeitzer für rein negar 
tive an, positive Ergebnisse im Interesse der Freiheit erwarte 
von ihrem etwaigen Siege niemand/'^) 

Aber es gab unter den bürgerlichen Gutsbesitzern aller- 
dings auch freisinnige Elemente. Ihre Führer, namentlich 
Schnelle auf Buchliolz, Stever auf Wustrow und Pogge auf 
Roggow, huldigten dem Fortschritt. Ihrem Einflüsse neben 
dem Umstand, dass die Regierung sich für den eingeborenen 
und rezipierten Adel erhob, schreibe ich es zu, dass diese 
neue Richtung, dif dein Zwiste urspriniglicli fern lag, einge- 
schlagen wurde. .Schnelle und Stever waren einerseits zwar die 
Organe der !)!n gerlichen Gutsbesitzer, vertraten aber daneben, 
für sich persdiilu ]i .'•*) ihre privativen Anschauungen in ihren 
Schritten; von ihnen wurden zugleich die meisten Anträge 
vertreten und verfochten. Sie waren die Vorkämpfer für 
eine zeitgemässe Entwicklung der Verfassung und die Er- 
wecker und Erzieher des nichtstündischen Mecklenburgs zuju 
politischen Leben und Bewusstseiu. Gegen diese liberale 
Richtung, die ihren Schwerpunkt immer mehr suchte und fand 
in der nichtsraijclischen Bevölkenmg, wandte sich zuerst der 
Konsen ativisiuus des Adels. Kr gi nndete 1846 das Politisch- 
praktische Wochenblatt für Mecklenburg zur Bekämpfung der 
„desti'uktiven Tendenzen der Zeif.^i) Von jenen Liberalen 
hingegen wurde die Rostocker Zeitung 1846 gewonnen und 
die Mecklenburgischen Blättor 1847 gegründet. Wenn Hirschfeld 
S. 197 die Rostocker Zdtangsdüecbthhi znm „Organ derBestre- 

68) Mecklenbui^sche Blätter 27. November 1847 Nr. 35 S. 307 und 
8. Januar 1848 Nr. 45 & 449. fraimüüüges Abendblatt 19. Jani 1846 
Nr. 1433 Sp. 482. 

») 27. November Nr. 35 S. 3Ü7. 

TO) 10. SenMraben B. 4 f. 

71) 22. Janar 1847 Nr. 4 8. S6. 
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bungender bürgerlichen Gutsbesitzer*' macht, so eutschuidigtsiGh 
dieser Iii-tum mit seiner unrichtigen Gesamtaaffassnng von 
den Bestrebungen jeuer. Die Rostocker Zeitung war insofern 
auch füi* die Sache der bürgerlichen Gutsbesitzer, aU die 

Kloßterfi-agp Laiule.ssache war. 

Auch von Seiten der bfirgprlirhen Gutsbesitzer wurde 
diesen weitergehenden Tendenzen der Führer entgegengetreten. 
Rettich auf Rosenhagen .sprach sich öftentlich dagegen aas 7*) 
Dass dipspr Gegensatz dem Kampf gegen den eingebornen 
und rezipierten Adel aber keinen Abl)ru(li tat, erkennt man 
schon daran, dass Kettieh erklärte, eifriger denn je mitzu- 
kämpfen, bi8 der Grundsatz von der einen, unzertrennlichen 
Ritterschaft allgemein anerkannt wäre. I)ie beiden iendenzen, 
die ständische wie die liberale, gingen im übrigen friedlich 
in der Partei dei- bürgerlichen Gutsbesitzer ncbeneiiuinder her. 

Wie überall üug auch unter den rittersciiattlit ht ii Lifie- 
raleu da.s Bestreben nach Refonnen klein an. Zuerst spraciien 
sie sich ganz im allgemeinen für den Fortschritt aus. Das 
nächste Ziel war Öffentlichkeit der Landtagsverhandlungen 
und Pressfreiheit. An diesen beiden lieiormen glaubte man 
auch eine Abhilfe der sonstigen Übelstände zu haben.'*) Der 
Gedanke an eine Veränderung der Landesvertretung kam ei-st 
in letzter Reihe. Noch 1843 hielt Schnelle zwar die Verti*©- 
tnng füi' mangelhaft, stellte aber diesen Mängeln die Übel- 
stände bei den Wahlen zu konstitutionellen Vertretoogen 
gegenUbw.^*) 1845 jedoch findet Schnelle sowohl wie 
Steuer ^ die altsttodische Yertretong nicht mehr zeitgemäss; 
Stever meinte, die ständischen Korporationen Terträten zuerst 
nur ihre Korporationszwecke, auch wQiden durch sie nicht 

79) Kaoli ffiischfeld müsste das P. p. Wochenblatt da8 Oxiu des 

eingebomen und rezipierten Adels gewesen aeio, dagegen da.selbst 2. Januar 
1846 Nr. 1 8. 5, 18. September 1846 Nr. 37« & 346 und 1. Januar 1847 
Nr. 1 S. 5. 

78) Iteimüthiges AbendbUtt 6. Felnwr 1846 Nr. 1414, Nr. 1416, 
1422 oDd 1423. 

74) HeoktonViiii. 1. Jahigu«. 1844, & 2. 
7fi) Adelakoxponüön 8. 37 I. 
») 9. Sendsohraibeii 8. 79. 
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alle Staatebfiiger oder alle die Kreise vertreten, in denen sidi 
die Btaatsbürgerliche T&tic^eit bewege. 1846 erkl&rte SdmeUe 
im «Offenen Schreiben an seine meddenbnrgisciien lüt- 
bdiger,* **) er wflrde nieht eher einen Antrag anf Reform 
der Landesvertretnng stellen, als bis die Überzengnng all- 
gemein sei, dass die Geistesaristokratie unter keiner Bedingung 
anszuBChliessen sei von der Yeriretdng nnd die Vertretung 
von Geburtsst&nden unter keiner Bedingung zuzulassen sei; 
er hoffe aber noch den Antrag stellen zu können, wenn nicht 
— so wflrde mi ^Gücklicherer'' nach ihni dahin kommen. 

Dieser „Glücklichere" war Pogge auf Roggow. 7») Er 
hielt es für unverträglich mit der Wohlfahrt des Landes, 
wenn die Landesvei*tretung, so wie sie gebildet wäre, fort- 
bestände. Als die Hauptübelstände betrachtete er die mangel- 
hafte Vertretung der Städte und die übei'grosse Zahl der 
Ritterschaft.'«) Der Abstellung dieser Übelstände war die 
Zeit günstig. Der preu.ssische vereinigte Landtag hatte in 
Norddentsrhland allgemein ein lebhaftes politisches Interesse 
geweckt, (vgl. S. 4*2 f.) Auch auf Plügge scheint das seit 1847 
durch den prenssisf^lien Landtag gesteigerte politische Lebeu 
massgebend gewirkt zu haben. ^) .\ni 27. NovemluT 1847 
stellte er den Antrag, den Engem Ausscliuss zu beauttrageu, 
dass er bei der Regierung mit Bezugnahme auf § 200 des 
Laudesvergleichs, fder eine ÄTulennis- des Tnirleichs vorbe- 
hielt,) die Vorlage eines Cresei/entwurts zu t iru r den Um- 
ständen uTid den Bedüduisseu des Landes ents])Teclienden 
Änderung der ständischen Verti*etung für den Landtag von 
1848 zur veiiaäsuugsniässigen Verhandlung Ijean trage. Als 
Leitpuakte für die Reform stellte er auf: die Wahl von ritter- 
schaftlichen Deputierten — wobei jedes Mitglied der Ritter- 

77)8. 12 1 

TB) Enm ArlikBl hi der A. D. R 26^ 368. lüriiiMiB fiziefweohnl iat 

reich an BeziebungeQ auf Pogge. Za der von Krauüe beigebrachten Literatur 
füge ich liinzu Poggos ,. Mitteilung an meine Wähler'V Mecklenburgi.sche Zeitung 
1848 Nr. 70 und 71, im Nr. 20 BeiU«e, Nr. 47 Beil, Nr. 93 Beil, Nr. 102 
BeiL, Nr. 118 BeU. und Nr. 168 Beil. 

7») Pogges Diktamen, Meokienb. Blätter 26. Febnnr 1848 Nr. 52 8. 520. 

90) Vgl. Enraae: Po^e in dar 1. D. B. 96, 358. 

3 
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Schaft aktiv niul passiv wahlfähig sei — und die Wahl wn 
städtiHchen Deputierten nach der Zahl der Bevölkerung und 
der Bedeutung der einzelnen Stadt im Staate.'*) Diese auf- 
gestellten Punkte sollten Saclikundige veranlassen, ihre An- 
sichten darüber der Öftentlichkeit zu übergeben, um dem 
nächsten Landtage auf diese Weise die Beratung zu er^ 
leichtem.«) 

Hirschfeld S. 285 und Volz S. 129 meinen, Pogge hätte 
einen Antrag „auf allgemeine« Umgestaltung der Verfassung" 
gestellt; Boll n, 393, Peutz n, 134, Schräder S. 98, Qnade 
in Baabes Yaterlanddcunde S. 533, J. Wiggers: Ans meinem 
Leben ^S. 112 und der Verfasser des Artikels in der Gegen- 
wart VI, 344 glauben, der Antrag ginge auf die „Einführung 
einer konstitutionellen Verfassung." J. v. örtzen auf Leppin **) 
sagt dagegen, er „verletzt an und für sich das Prinzip der 
Verfassung nicht;* ebenso urteilt Schnelle, m) Pogge selbst 
stellte seine Leitpunkte zur Reform der Vertretung auf „un- 
beschadet des sicheren Fortbestehens unserer Verfassung bei 
weiterer rechtlicher und geschichtUcher Fortentwickelung der«» 
selben."**) Dass der Antrag sich „strenge innerhalb des 
landständischen Prinzips"**) hielt, erkennt man schon daraus, 
dass er das Domanium unber&cksichtigt lässt. 

Obgleich nun Pogges Antrag das st&ndische Prinzip 
nicht verletzte, fand er doch fast allgemeine Ablehnung. 
Wegen ungenügend» Motivierung des Antrags gingen die 
Stände nicht auf ihn ein.*<) Zu einer zeitgemässen Regu- 
lierung der Stadtverfassnngen hätte der Antrag wohl die 
Gelegenheit geboten. Der Adel hatte sich wiederholt dahin 



9\) Pfjgge, Erste MitteUoi« an seine Wilhler, Meoklenb. Z. 22, Das. 1848 

Nr. 71 ö. 4. 

82) WoUoa wir Reform oUer Vemichtuug der lueckleiiburgischen Ver- 
fasanng? Tcterow 1848 8. 20. 

B8) Bitter- und Landschaft Meddenbttigs. Berlin 18G1 S. 22. Aach 
Denmiler, Neues und Altes. Schwerin 1874. S. 50 und Böhlan^ Hedden- 
borgisches Landrecht I, 201 Anmerkung 5 urteilen ebenso. 

^) Pogges Diktamen, a. a. 0. 

H) 8. Sehnelle Aiimeriraiig 63. 

86) T, Ortsen, Anmerkans 82, 8. 20. 
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ausgesproeheii, dass die Eximierten,^ „die neben der in- 
tellektuellen Bildung in den Städten aach die Keime der Un> 
soMedenlieit vorzugsweise enthalten,'* ^ dem stadtisdien Ver- 
bände eingefügt werden müssten, nm ilmen so eine Teilnabme 
an dem politischen Leben zu verstatten. ^ Ob der Adel In 
eine Beschränkung des persönlichen Rechts auf die Landstand- 
schaft dui'cli Wahl innerhalb der Ritterschaft gewilligt hatte, 
darüber ist nichts bekannt; den bürgerlichen Gutsbesitzern 
ab<'r wäre dieser Vorschlag sicher willkommen gewesen. Als 
Landwirten war ihnen die Zeit kostbar, die sie fern von ihrer 
Wirtschaft zubringen niussten ,^) Pogge selbst erwähnte diesen 
Moment in seinem Antrag. Trotzdem wurde auf allgemeinen 
Beschluss der Antrag, „als die persönlichen Ansichten des 
Verfassers enthaltend", von der Landtagsversammlung abge- 
lehnt. SeU).st die Freisinnigen unter den Ständen stimmten 
nicht für den Antraf?, sie hielten den für eine Reform günstigen 
Zeitpunkt für noch nicht gekommen. 9') Gewiss wird au(;h 
der Umstand mitgewirkt haben, dass der Antrag ganz un- 
erwartet gestellt wurde. Nur der Magistrat der Residen Je- 
städt Schwerin stimTHfe h) einen» von Bürgermeister Streiiipel 
an den Landtagstiepulict irn (irrielitsrat Flörke gericiit*'ten 
Schreiben vom t>. Dezember l'ogges ^Vuti'ag zu und kümli^'^tt 
eine Motivierung des Antrags zum nächsten Aute-Komitiai- 
Kouvent an, ^) 



D. h. die von der Stadt- JurisdOctioa AaBgenomineneii, lontliclie Be- 
amte, Ädvokatea iitul atidero Studierte. 

88) J, V. Örtzen auf Leppiii, P. p. Wochenblatt 16. Okt. iö4t) Nr. 41 
BeU. 8. 991. 

88) Om. nnd P. p. Wociimiblatt B. Juraar 1847 Nr. 2 & 16. 

90) Schnelle, Landtagsbericht von 1844 8. 239 Anm. 202. 10. Send- 
Hchroibon S. 71, RtAtidinger auf Lübeee, Zar Befoim, Mecklenb. BlMter 
25. März lb48 Nr. 5Ö Ö. 573 f. 

Schnelles Diktemen vom 11. Dez. 1847, P. p. Wochenblatt 17. Dez. 
1647 Nr. 61 8. 621 f. MuieckB anf Vogebaag, das. 24. De«. 1847 Nr. 63 
S. 535 f. Satow auf BIgeifalde, Zur Reformfrage, Mecl<l* inl). Blätter 18. Mtirz 
1848 Nr. 55 S. 562. — Nach der Ho.str.cker Zeitung 26. Dez. 1847 Nr. 2Üt) 
S. 1 und den Me<?k!enb. Bliittcrn 1. Jauuar 1848 Nr. 44 hätte am 8chlass des 
I.Aiidtagä dür Refurmuutrag unter den btanden mehr Anklang gefunden. 

«9) lleoUenb. Bluter 16. Dez. 1847 Nr. 40 8. 888 f. 
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Lehnten die Stftnde den Antrag auf Reform ab, so 
fand er dagegen in der Bevölkerung der Städte lebhafte 
ZustimmüDg. Von Gnoien, Kröpelin und Rostock gingen 
Petitionen an den Landtag zur UnterstHtzuDg des Reform- 
antrags. Sowohl in diesen Petitionen wie in zahlreichen 
Dankadressen an Pogj^e^) gab sich eine allgemeine Unzu- 
friedenheit mit der Laudesvertretnng kund. Um diese Unzu- 
friedenheit in ihrem vollen Umfang ^u erfassen, ist 66 nötig, 
einen Blick auf das politische Leben in den Städten za werfen. 



Das politische Leben in den Stidtea. 

Als der ritterschaftliche Zwist ausbrach, herrschte im 
öffentlichen Leben der Städte „die Stille eines Kirchhofs". 
Es ist bezeichnend, dass die erste Teilnahme dem ritterschaft- 

lirhen Zwist von einem auswärtigen Publizisten^^) entgegen- 
gebracht wurde. 1840 erschien iu Hamburg das erste lieft 
von W. Lüders: Mecklenburgs eingeborner Adel und seine 
Vorrechte; 1841 folgte ein zweites Heft. Lüders spornte die 
bürgerlichen Gutsbesitzer an, im Irin er ihnen rücksichtslos 
ihre Fehler vorhielt. Aber auch iu Mecklenburg begann der 
Zwist, wenn auch nur nlhnählich, ein gewisses Literesse zu 
erregen. Besonders duich die Schritten von Zachariä^^) und 
Lüders wurde er in weiteren Kreisen bekannt. 1843 er- 
schienen schon mecklenburgische Broschüren über den iStreit, 

9B) p. p. Wochenblatt 24. Dez. 1847 Nr. 63 S. 535 f. imd MaoUflnh. 

Blätter 22. Dez. 1847 Nr. 42 S. 409 Anmerkimg und 410. — Die Rostocker 
Petition war untt'rschrieboQ von 84 Oelehiteo« 131 KAafieatsiif 174 Hand- 
werkern und iÖ Unabhängigen. 

M) 8. B. 46 .Aniii. 155 xmä 156. 

^) Eoneipondeiui ans Keekfambiuis in d«r Zettanf für die eksante Welt 
1840 Nr. 335, zitiert nach: Gelehrte und geueilttlfitslge Beittige ins iUen 

Teilen der Wissenschaften. 1841 S. 20 ff. 

^ S. 2. Heft & 10 und 19 und W. Luders, Mecklenbuigisohe Znstlüide. 
Leipzig 1844 Tunfoct 

97) a & 20 Anm. 7. 

M) Inssug der neoeefeii Zeiinngen. BoBtodk. 12. Des. 1841 Nr. 14Bb 
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die sich mehr oder minder für die Rechtsansprüche der bürger- 
lichen Gutsbesitzer aussprachen. Die Poblizistik giiig^ je- 
doch fast ausschliesslich von ständischer Seite aus. Besonders 
<iie schriftstallerische Tätigkeit Schnelles stellte sich das Ziel, 
auf die nichtständische Bevolkeruni? zn wirken und Teilnalnae 
für die Ansprüche seiner Partei bei liir zu erregen. Zu diesem 
Zwecke wurde zunächst der Rechtspunkt erörtert, namentlich 
in der Broschüre von 1843 „Einige Betrachtungen über die 
in der meckleobargischen Bitterschaft obwaltendeo Streitig- 
keiten*. Dem Streite gewann er aber bald die politische Seite 
ab. Seine Haapttfttigkeit ynr, die allgemeine Anfineriommkeit 
auf die Landtagsverhandlungen an lenken. Seit 1830 war er 
bestrebt, dahin an wirken, dass von tflchtiger Feder ein Land- 
tagsbericht verfaest wfirde; echlieaslich mnsste er seibat es 
flbemelunen, den ersten Anstoss zn geben.'^ Über die Land- 
tage von 1843, 1844 und 1845 erschienen seine zwar „Kurzer 
Bericht* betitelten, aber ziemlich dickbftndigen Berichte. Der 
Erfolg war, dass die Landtagsversammlung sich entscfaloss, 
selbst der Öffentlichkeit zn hnldigen,^^) und dass s&mtliehe Zei- 
tungen ausf&hrlidie Berichte äber die Landtagsverhandlungen 
brachten. Auf die politische Wichtigkeit des ritterschafliliehen 
Zwistes f&r das gesamte Iiand machte nodi besonders seine 
1845 erschienene Schrift „Die Adelskorporation und die Fidei- 
kommissstiftungen in Mecklenburg*^ aufmerksam. Nicht nur 
dass durch diese schriftstellerische Tätif^keit die politische 
Teilnahmlosigkeit des intelligenteren Teils der Städter ge- 
brochen wurde, sondern es wurden zugleich Sympathien fiUr 
die Sache der bürgerlichen Gutsbesitzer geweckt. Ihre Haltung 
in der Klosterfrage und ihr Verzieht auf den Mitgennss an 
den Klöstern scheint hier besonders wirksam gewesen zu sein.^^^) 
Luders in seiner 1844 erschienenen Schrift Mecklenburgische 
Zustände'^ hob diesen Verzicht in seiner Bedeutung hervor: 
^Ein Privatliandel der Ritterschaft ist zur öffentächeu Ange- 

Dr W. DteMn. UedUanburgs Kapaletti imd H onteohL Lübdok 1843. 
und Aook eto SaadMhreiben tn die Ontslwatzwr in Mecldenbiirg. Boetook 1813. 
100) Schnelle, UndÜi^lMrielit Tun 1843. Torwort XL 

100«) S. S. 2. 

Froimüthiges Abendblatt 23. Januar 1846 Nr. 1412, Sp. 65. 
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legenheit gewoi tlen, — — — damit ist ein Schritt getaa aus 
der Ünfrpiliftit herauis zum freien Staatsbürgertum. '*^^) 

Es bildete sich mehr und mehr eine öffentliche Meinung 
heraus, zunächst nur auf die ritterÄchaftlichen Streitigkeiten 
gerichtet und im engsten Auschluss an dip<;elben. Mit dem 
B^nn eines öffentlichen Lebens entsJantleu auch dessen 
Organe; sie waron anfangs nur kümmerlich. Ilaupt^aclilich 
Advokat Wilhehii Kaahe war „eifrig bemüht, das politische 
Leben durch Wort und Schrift zu wecken". Wie sehr das 
öffentliche Leben i. J. 1846 schon erstarkt war, erhellt daraus, 
dass das „Politisch-prakti.sche Wochenblatt fftr Mecklenburg" 
gegrfladet wurde wegen „der allgemein gefühlten Notwendig- 
keit: Meekloibtirg gegen das Mtmopol einer massloe verlftmn- 
derisdient einseiiigBteii Presse zn verteidigen." Diese Presse 
erhielt jedoch seit der GrAndmig dieser ersten grösseren poli-* 
tischen Zeitong erst ihre eigentliehen Organe in der Rostocker 
Zeitung nnd den Mecklenburgischen Bl&ttem. 

Dass das Biteresse an den öffentlichen Angelegenheiten 
mit den Jahren so zugenommen hatte, dazu tragen am eiratea 
nnd meisten die ritfcerschaitlichen Zerwftrfnisse beL Dies 
wnrde von keiner Seite verkannt nnd von den St&dtem dank- 
bar anerkannt, anch zn Zeiten, als sie sich schon von dem 
engen Bannkreis des ritterschaftUchen Zwistes anf ein Feld 



149) 8. 20. 

lOB) Hoffmaan von FaUereleben, HBin Lelm. IV, 220. — 1844 ph 

Baabe das Jahrbach ., Mecklenburg*' heraus, 1845 erschienen die Ludwigslttster 
BLättor von ihm, die 1846 verboten wurden; auch das Mecklenburgische Volks- 
buch gab er heraus, das von 1840 wurde tu Mecklenbuiig verboten und erschien 
Mdaim m SMimha^ bei Bofmnm nad. Kunpe. Anoh OcMsiinlitBtdhiBiber 
nnuB, in» £e duudige Zdt, mit der Zrarär ndmea, 1846 liatte aidi dto 
Ijmdtn<rsver8ammlung an die Landesherren gewandt und um YerwendiBig für 
die Aufbebung der Zensur und Erlass eines allgemeinen Pressgesetzes für alle 
deuts<'hen S^ten beim Bundestag gebeten. Ciroth, A-ktenmässiger Behobt 
S. 107. H6ch8twahr»cheinlich behtimmte dieser Bebchluss die Kegterung, die 
Zensor müde walten xu lanen. Die Bedaktkm der MeoklenlnuKisohea BUttor 
orlaiinte <9. Okt. 1847 Nr. 27 8. 811 f.) an, dass die Zensur „fast einer 
materiellen Pressfreiheit gifliehkoaliiieiid** die Freilieit der intellä:tiidi«a Be- 
wegung nicht hemme. 

UM) p. p. Wocheablatt 31. JuU 1846 Nr. 30 S. 289. 
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mit weiterem, politischen Horizont !)egeben hatten. ^o*) Niehl; 
lange konnten die Städter in diesem Bannkreis gehaltoD werden. 
Mit dem Erwachen des politischen Sinns erwachte zugleich 
die Kritik. Es war namenÜieh die Ablehnung der von der 
Begierung vorgeschlagenen Stenerrefbnn^^ seitens der Stftnde 
auf den Landtagen von 1845—1847, die in den Siftdten grosse 
Entt&nsdiung hervorrief. Die Mängel im Steuer- nnd Zoll- 
wesen waren allgemein anerkannt, die Siftnde waren an sich 
auch gern bereit an einer allgemeinen Andenmg.^^) Dass von 
dieser Reform das Wohl nnd Wehe der Znknnft Mecklenburgs 
abhinge, davon waren Regierangen wie Stikode ^Iberzengt. 
Weil sie aber von so grosser Wichtigkeit war, ebendeshalb 
gingen gerade dieBessernngsvorschläge so weit anseinander.^ 
Ohne nns weiter auf die Schaden des Steuersystems und die 
an einer Legion anschwellenden, in jeder Zeitung hundertfach 
wiederkehrenden Klagen über dasselbe einsulassen, finde hier 
nur das Urteil des einsichtigen, vorurteilslosen von Thüuen 
Plata, dessen Rates sich der Staatsminister von LUtsow in der 
Steuerfrage bediente. Ende 1847 schrieb von Thanen an Frei- 
herm von Rheden „Dies Steuersystem spricht allen Prinzipien 
der Wissenschaft Holl n, ist verderblich für den National wohlstand 
nnd verderblich für die Moralität des Volkes. Dennoch besteht 
es fort, weil Regiernng, Ritterschaft und Städte sich als ge- 
trennte Teile betrachten, die nur ihr eigenes Intwesse ver- 
folgen, ohne in dem Wohle des Ganzen einen Einigungspunkt 
an finden. Möchten durch eine scharfe Kritik dieses wider- 



Das. 6. Mht7. 1ö47 Nr. 10 S. 78. Mecklenb. Volfeliucli 1846 
8. 240. Mecklenb. Blattür 27. Nov. 1847 Xr. 35 S. 307, 1. Jan. 1848 Nr. 44 
8. 447, 29. Ju. Nr. 48 & 487, OoUlMtgMr Adreaie tu Pogge, das. 26. Des. 
1817 Nr. 43 & 438 und Planer Adxessa an das. 11. Des. 1847 

Kr. 39 S. 368. 

Die Binnenzölle nnd von den indirekten Stdoem soUten die Handd,-* 
Schiacht- und Mahlsteuer u. a. abgeschafft werden. 

107) Besoblofis vom 7. Dez. 1845, 10. Sendaoliratben R. 134. 

UB) IHe Bfigiemag wfinaohtB ein OrenMollajriteiii aut Vaiaohatwier, 
ebenso die Landschaft-, die Bitlendiaft voUte jedoch ein dnr«hweg dnektea 
Stenersystem eingeführt wissen. 

109) Schmnacher: von Thünea S. 268 und 272 ff. 

UO) Das. S. 280 f. 
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iinnigen Systems alle Blassen desselben aa%edeckt und zum 
BcwDsstsein des Volkes gebracht werden, damit die Scham 
vollbringe, was dem Patriotismus mibezwinglidi ist" 

Die aJlgemeine UnzaMedenheit Uber den Ausfall der 
Steuerreform wurde noch vermehrt durch die Not in den 
Städten, die i J. 1846 durch Kartoffetkrankheit bewirkt wurde. 
Damals fühlte man doppelt stark den Druck der Schlacht- 
und Mahlsteuer.^^) 

zweiter Stein des Anstosses waren die Heimatsge- 
setze. Schon 1839 hiess es im Freimfttigen Abendblatt: i^) 
,Das unselige sog. Heimatsrecht, welches wir lieber als Heimats- 
unrecht anspredien mochten.^ Man sprach von einer „Tj- 
rannei"^^ der Heimatsveriiftltnisse und v<m dem Heimats- 
gesets als »Gossel der Minderbegaterten''.ii^) Boll sagte in 
seiner Sdirift „Über Mecklenburg^fi^^) dass es in Mecklenburg 
teilweise leichter wäre, in andre Erdteile als von einem 
Gute in das benachbarte oder von einer Stadt in die andre 
überzusiedeln; und Raabe meinte geradezu: «ünsre Heimats- 
gesetze scheinen zu Gunsten der Auswanderung abgefasst zu 
sein.*"^!^) Mi^sstände wie Überhandnähme der unehelichen 
Geburten und der Auswanderung wurden auf Kosten der 
Heimatsgesetze und der durch sie erschwerten oder unmöglich 
gemachten Niederlassung und Gründung eines eigenen Herdes 
gesetzt.!!?) Allgemeine Sympathien erweckte sich Schnelle 
mit seinem Antrag auf Revision der Heimatsgesetze; er wurde 
jedoch 1845 mit 63 gegen 56 Stimmen durch den Adel und 
einen grossen Teil der Bürgermeister abgelehnt.!^^) 

111) Hamborgischer unparteiischer Konwpondent 1847 Nr. 34 SehnibCB 
ans Bostock vom 2 Februar. Schoinaoher; von Thünen S. 282. 

112) Nr. low Sp. 322. 

113) Mecklenb. Blätter 2. Okt. 1847 Nr. 26 S. 207. 

U4) FraimOtlitgee Abendblatt 29. Not. 1844 Nr. 1353 8p. 936. 

115) Zitiert nach: Mecklenb. Blätter 2. Okt. 1847 Nr. 26 S. 207, 

116) Zn Meckl.-nlurgfs Wiedergeburt. Lübeck 1848 S. 19. 

i^'j Alfred voQ Haugwiu, Vorschiäge aur Beförderung von Fideikümmiss- 
Stiftungen nebst einigen Bemerkungan über die Worte: Aristokratie und Ver- 
fiBBung. Neobnnde&burg 1847. B. 37 AAmerbiqg. Sohiielle, LutdtagBbefiobt 
TOB 1645 S. 136 ff. Qraä^ AktaiiiiiisBiger Bericht & 349-351. VgU «ooh 
den Uassiscben Fall Raber, Groth S. 271 ff. 

BehneUe» Landtagsbenoht von 1845 8. 136 if. 
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An der Verfassung selbst endlich empfand man als Haupt- 
übelstände die ftberwiegende Vertretung des Grossgrundbesitzes 
und das „drückende Obevgewicbt der Ritterschaff^^^i^) sowie 
überhaupt die mangelhafte Veitretimg der Landschaft. Die 
B&rgermeister glaubte maii au abh&ngig. Das Qehalt eines 
Teils derselben sei so schlecht, dass sie »die Unabhängigkeit 
ihrer Stellung den Verhältnissen opfern' mOssten.!^) Ge- 
fügigkeit gegen Regierung wie Bitterschaft bilde «den hervor- 
stechenden Gharakterzug der Landschaft*^, i'i) Die Hilffce sei 
als Grossheraogliche Stadtriehter dem Landesherm verpflichtet, 
über die Hälfte der Rittorschaft als Patrimonialrichter; nur 
Farchtm und Schwerin ständen in ihren Magistraten frei von 
jedem äusseren Einflüsse gesetzlich da.^ Man beklagte sich 
ferner, dass die Städte «nominell ihre Vertreter und doch gar 
keine Vertretung*' hätten;^ die Landschaft hiesse f&^^ch 
besser ,Bürgennel8terachaft**.i>*) Sogar von Magistratsmit- 
gliedem sollte behauptet sein, „dass auf Landtagen nicht 
Städte, sondeni Ratsstühle vertreten würden'' J^^) Jeder or- 
ganische wie geschäftliche Zusammenhang zwischen der Bürger- 
sdiaft and den Lan(ltag^s(Je])iitierten fehlte.^^^) Der Bürger- 
meister stand ausserhalb der Bürgerschaft, fühlte sich nicht 
als erster Diener derselben, sondern neigte zu jenen monarchi- 
schen Gelüsten, „welche der Volks witz dui'cli die Bezeichnung 
«Stadtkazike'' in's Komische zieht". ^27) Der Ratsstuhl war 
ihm ein „Stuhl von Gottes Gnaden. "^^s) Dieser Bürgermeister- 
herrschaft wollte man nicht länger ^salvo recorsu schrankenlos 

119) Matsper. Der Mecklenh-ir-ische Knoten. Waren 1847. S. 38, 
Mecklenb. Volksbuch 1846 S. 23h, Mecklenh. Blättt^r 24. Nov. 1847 Nr. 34 
a 304, 22. Deat. 1847 Nr. 42 S. 410. FreimüÜi. Abeudbl. 14. Jauitar 1848 
Nr. 1515 8p. 31. 

laO) Meckl. Blätter 30. Okt. 1847 Nr. 30 & 242 1 

121) Das. 24. Nov. 1^17 Nr. 34 8. 292. 

122) Das. 30. Okt. 1847 Nr. 30 S. 242 f. 
MB) Das. 27. Nov. 1847 Nr. 35 8. 308. 

IM) Boflocker Z. 21. JOn 1848 Nr. 46 2. Ausgabe & 1. 

U8) Die IbcUeiteo nnd die XmnmBne. EMoibaxg 1846. 8. 25. 

la«) Meckl Blätter 1. Jan. 1848 Nr. 44 8. 444. 

127) V. Glöden im P. p. Wochenblatt IS. April 1848 Nr. 31 S. 246. 

i2tt) Die Eximierten and die Kwmm&ne S. 23. 
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nnterworfea"^^ sein. Man verlangte Öffentlichkeit dar Ter- 
haadinngen von Magistrat und Btlxgeraosachnss, Aufhebung 
der Rechtlosigkeit der Eximierten nnd Recht cur Beschickung 
der Landtage durch freigevählte Deputierte.!«^) 

Die Elemente der UnzuMedenheit waren besonders die 
Esimierten. Sie waren die Klasse der Intelligeius und dabei 
politisch rechtlos. Aus ihren Reihen ^vttrden die heftigsten 
Angriffe gegen die Stftnde geführt Sie gipfelten in der An-* 
klage, dass die Stände dem Gemeinwohl ihre Sonderinteressen 
vorzögen. Die Stände waren sich dessen auch wohl be- 
wusst, dass es das ständische Recht zu vertreten gelte gegen 
«den Appetit der mittleren Klassen." Sie taten jedoch 
nichts um dieser Unzufriedenheit der inteUigentea Kreise zu 
hegten. Von dem damaligen politischen Zustand hat uns 
Senator Wilbrandt aus Parchim ein treffliches Bild gegeben:^ 
iiEin Landtag kommt und geht nach dem andern — Ritter 
und Bfiigenneister erscheinen in ihren bunten Hoftraehten 
vor den forstlichen Gesandten, vernehmen die landesherrlichen 
Gnadengrösee und Propositionen, deliberieren, pi*o- und re- 
in ottetieren, halten steif und fest über ihre ständischen, wohl 
bedungenen und teuer erkauften Freiheiten und Gerechtig^ 
keiten, streiten unter sich über xlure Privilegien und Kloster* 
frauleinstellen — dann werden die Lichter ausgelöscht und es 

wird wieder Laudnacht und die misera plebs contribnens, 

Bürger, Hintersassen und Kximierte, lihnbt, von einer Generation 
zur andern, draussen, zahlt und schweigt.'^ 

Zu diesen inneren Anlässen zur Unzufriedenheit kam 
nun noch die Wirkung von draussen, die Gärung in ganz 
Deutschland. Li hohem Grade beschäftigteu besonders die 



129) Meckl. Blätter 24. Not. 1847 Nr, 34 8. 294. 
i3ö) Daö. 30. Okt 1847 Nr. 30 8. 239 ff. 

181) Meckl. Volksbach 1846 8. 245, Abschied vom Steraberger LAadtag 
fiamlmii; 1848 8. 18t Otfene Aatwort auf das offeno Sdmiben . . von einer 
ToIk&stimtDe. Hambug 1847 B. 4. 

P. p. WoohenUatt 4. Jan. 1848 Nr. 1 a 2, 11. Min 1848 Nr. 20 

Beilage 8. 163. 

»83) Meckl. Blätter 24. Nov. 1847 Nr. 34 8. 291, vgl 1. Jaa. 1848 
Nr. 44 a 447. 
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Verhaut! Innren dos vereinigten preussischen Landtags die all 
jBfemeine Autiaerksamkfit. „Mecklenburg, Deutsclüand, Eui<>pa 
sieht nach Berlin." ^**) Man stellte Vergleiche an zwischen 
dem eigenen und dem preussischen Landtag, zwischen dem 
Patiiotismns der prewischen und dem SonderinteresBengeiste 
der eigenen Stände,^) 

So konnte es denn nieht feblen, dass sich die Stimmen 
nach nnd nach anch gegen den Laodesvergleicb, „dieses Yolks- 
hauptgravamen" 1^ erhoben. Ende 1845 wurde anerst^'O 
von einem Niefaistond der Ruf nadi einer YolksYertretong 
lant ^) 1846 folgten vereinzelte Stimmen in der Angsburger 
Allgemeinen Zeitnng,^) in der Neuen Hambarger Zeitong^^ 
imd dem Mecklenburgischen Volksbuch September 1847 

wurde xuerst In der Mecklenburgischen Presse, in den Meck- 
lenburgischen Bl&ttem, der Wunsch nach aeitgemfisser Volks- 
vertretung ausgesprochen und Im Hinblick auf den preussi- 
schen Landtag wiederholt, um nach Pogges Antrag nicht 
mehr aus der Presse au verschwinden. 

Die wenigen Brosch&ren, die in den Jahren 1846 und 1847 
erschienen, äusserten ebenfalls das Verlangen nach einer 
Repräsentativverfassung, besonders die Offene Antwort von 
einer Volksstimme.***) 

Welcher Art die Volksvertretung sein sollte, darüber 
herrscht fast allgemeines Schweigen. Vorsugsweise scheint 



. IM) MMd. Butter 17. Apitt 184? Nr. 2 8, 15. 

135) Das. und 22. Mai 1847 STr. 7 & 56^ Fieimfith. AbendbL 4. Juni 
1847 Nr. 1483 Sp. 15. 

136) MeckL Blätter 1. Jan. 1848 Nr. 44 S. 444. 
1*7} D. h. so weit ich die Zeitungen verfolgt faftbe. 

itt) Hamlnug. tmiNurt Korrespondent 1S4S Nr. 275 Behreiben was 
Schmrin vom 15. Nov. 

^^J) Xr. 22 «Der Landtag der Ocosshencogtämer Mecklenbiug -Schwerin 
Ufld Strelitz.^* 

1*0) 20. Nov. 1846. 

14t) Himirais 1S46 8. 250. 

M2) 4. Sept. 1847 Xr. 22 S. 170. 

14-'') 24. Nov. 1847 Nr. :}4 S. 295. 

144) Otto, Die recbtiicben Grundsäätze über Staa^sauflas^en und Steuern. 
Schweriii 1846. Matsper, Der mecklenburgische Knoten. Waren 1847. 
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an eine Interessenvertretiiiig gedacht «a sein.i^) Nur das 
MeckleobnrgiBdie ToUcsbach ffir das Jahr 1846 tritt dem 
Flaue einer Volksvertretung näher, i^^) es ftthrte ans: die 
BitterBchatt soU nach Ämtern wfthlen, anf ein Amt kommt 
ein Abgeordneter; die Städte wählen ihre Abgeordneten ans 
ihrer Mitte; Schaffung selbständiger Landgemeinden durdi 
Yererbpachtnng der Bauern nnd Bfidner, sodass jeder erb- 
sitzende Mann wählt; Auszahlung von Diäten durch Wegfall 
der Landtagstafehl; Fortfall der Itio in partes. Die Art 
der Dnrchffthmng einer Yolksvertretung beleuchtet xuerst ein 
Au&atz in den Mecklenburgischen Blättern vom 24. Novem- 
ber 1847, überschrieben: Erste and letzte Landtagsproposition 
des mecklenburgischen Volks. Er schlägt Einberufung tni 
zu wählender Deputierter ans allen LandesteÜen vor, die mit 
den Regiemngskonmiissarien die Einffthmng einer Rqiräsen- 
tatiweifassnng zu beraten hätten. 

Noch verdmzelter als die Wünsche nach einer Reform 
blieben die Versuche einer praktischen politischen Betätigung. 
Die BttrgerreprSsentanten in Hagenow hatten den Hagenower 
Landtagsabgeordneten 1B45 instruiert, f&r die von den bärger- 
liehen Gutsbesitzern ausgegangenen gemeinnfitzigen Anträge 
zn stimmen. Dafär wurde von den nmsitzenden adligen Gnte- 
besitzem eine Art Acht über Hagenow verhängt auf so lange, bis 
die schuldigen Bürgervertreter abgesetzt wären. Sie be- 
nutzten keine Handwerker nnd Arbeitsleute ans der Stadt und 
verboten ihren Hintersassen, Gegenstände dort zn kaufen..^^ 



145) Meckl. BUtter 24. Nov. 1847 Nr. 34 S. 295. 

14«) S. 250 ff. 

H^a) .^üie LanJtagskommissarißn treten als Abgesandte der T^desherreu 
aal dem Landtage mit so großem Aufwände auf, daß namentlich ftir das kleine 
Strelitz ein sehr bedeutender Teil der Steaem mit den liDdtapkMtm dnnf- 
geht ngUoh werden «owolil ▼oo den Sdiwerin^schen 2 LMidt>yskflmmiM»rkiii 

als von dem einen Strelitz'Kchen splendide Mittagstafeln gehalten, von denen 
man sich kaum erholt hat, wi-nn die Abendgü^cl!^' hnftt n der Tjuidtagskorami'ssarien 
beginnen, die abwechseliid I i i den Schweriner uiid Ötrehtzer Kommissariea 
stattfinden." Schnelle im btaat&lexikon VIII, 760. 

M7) 24. Nov. 1847 Nr. 34 S. 29G. 

148) 10. Sendädureiben 6. 221. 
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Wegen dieses stadtverfossungswidiigen Schzittos einer 
Instruktion des DepaÜerton nnd wegen Ifitwiikong bei der 
Yeidffentliofaang dieser Instniktion durch die Hamborgische 
Nene Zeitong wurde n. a. der Breonerdbesitzer Wnllenweber 
dürcli den Magistrat vom Amt eines Anssdmssbflrgers suspen- 
diert nnd aof seine Beschwerde bei der Regierung von ihr 
desselben entsetzt, da er durch vl^Uige Yerkennnng seiner 
Stellung die Unfähigkeit zur ferneren Bekleidung des Amts 
an den Tag gelegt habe. 

In demselben Jahre empfing das „alte Meckleuburg" die 
^Erstlinge" von ^politischen Volksdemonstration en.** i^) Um 
den beiden Vorkämpfern für den Fortschritt, Schnelle und 
Stever, die Teilnahme an ihren Bestrebungen und deren An- 
erkennung zu äussern, veranstalteten freisinnige Wismarer am 
20. Dezember 1845 ihnen zu Ehren ein Festmahl. Es fand 
lebhaften Roifall bei den Wi.«TOarorT!, auch schlo'^sen sich 
einige iimw < Impnde Ritterp:iitshpsitzer imd etliche Sdiweriner 
an. Triukspruche wurden unter anderm dabei aiiss^eliracht 
auf „Vater" Itzstein und die Einheit Deutschlands. ^^^) Auch 
von 2n*2 Rostockem erging eine Dankadresse an Schnelle mid 
Stever. ■^-) Endlich wurde Schnelle am 26. Xm ('inl)er 1847 
ein Ehrt'iiii;* s( henk überreicht, zu dem Männer und Frauen 
aus allen Klassen, sogar Tagelöhner beigetragen hatten, 

Wie gering auch immer der Eifer für eine Reform der 
öffentlichen Verhältnisse in Wort und Tat sich in den Städten 
betätigen mocht«, so bedurfte es nur eines Anstosses von Seiten 
der durch Recht und Gesetz dazu Berufenen, nm die wachen- 
den Geister zur Tat zu rufen nnd die schlumniemden aut/u- 
rüttehi. Schnelle meinte in seinem Offenen Schreiben vom 
Anfang des Jahres 1848,^**) der Jubel, mit dem Pog^es Autrag 



W9) P. p. Wochenblatt 18. Dez. 1846 Nr. 50 8. 481. 

U0| Bettich auf Bosonbagen, Noch einige Betrachtungen « Freimüth. 
Abendlii «. Febr. 1846 Kr. 1414 8|». 9S. 

151) Freinntli. AbandU. S. Jan. 1846 Nr. 1409 Sp. 13. 

1*^ Hamb, unparth. Kon-f-'^pnndent 1846 Nr. 4, Rostock, den 31. Dez. 

153) Dr. S. Schnelle auf Buchholz, Offenes Schreiben an alle, die aioh 
l)ei dem filuengeschenke für üm beteiligt liabeu. 

IM) 8. IS. 



in einem Lande aofgenommeii sei, desseD Sinn und Gewohn- 
heiten zu öffentlichen GesinnungsäusseniTigeu nicht hinneige, 
hätte ohne Zweifel die meisten auf das Höchste überrascht; 
dieses Beispiel zeige aber wieder, wie der leiseste Anstoss, 
sobald die Frucht reif sei, mehr ansiichte als das gewalt- 
samste verfrühte Rütteln. Durch Pogges Antrag wurde der 
Bann des Schweigens gelöst, die lang angehaltene Spannung 
entlud sich in den Anträgen an den Landtag und Dankadressen 
an Pogge. In ihnen war der bisherigen auf zwei Stände be- 
schränkten Vertretung gegenüber das Bestreben auf eine alle 
La?ulnsteilt' gleichinässig berücksichtigende Volksvertretung 
gericlitet, gegenüber dem dnalistisclien Stamlestaat erstrebte 
mau den Einheit>:stnnt. Zwar würdj^ noch ein langer Kampf" 
mit den „Bevorrechteten'' zu bestehen sein, bevor die Sonder- 
rechte dem wahren Wohle des Vaterlandes weichen winden, 
aber man war sich des endliehen Sieges bewnsst: „Der Siei? 
iiit den liir (his Hecht wie für die Wohlfahrt des Volkes 
Kämpfenden gewiss," i^) Aligemein wurde von Potrges An- 
trag ab die Periode der Reform der Verfassung datiert.'^^) 



1*6) Adresse des Schweriuer BUrgeraussichuaseh, Freimuth. Abendblatt 
14. Junar 1848 Nr. 1516 8p. 31.; ebenso Flaaer Adtewe, HeoU Blittar 
11. Dez. 1847 Nr. 39 S. 368; Bützower Adxmr d». 18. Det. 184? Nr. 41 
S. 407; lüiab..-, Dank an Pogge, da8. 4. De«. 1847 Nr. 3? & 341 and HmkL 
BÜtter 11. Dez. 1847 Nr. 39 S. 368. 

m) paixhimer Adresse, Meckl. BiAtter 11. Dez. 1847 Nr. 39 8. 370; 
MecU. BÜtter 4. Bei. 1847 Nr. 37 8. 341; das. 8«. mit. 1848 Mr. fiB, & 619; 
Sdmetle, Offenes Schreiben 8. 12. 



Die Wirkungen der Februar^ und 
Marzrevolution auf Mecktoiburg. 



Die Wirkunsr der Pebmarrevohitioii auf die Städte. 

Der erste Antrag auf Kelorm der Landesvertretiing war 
in Meckleiil)nrg kaum gestellt, da traf vollstaudig unerwartet, 
jederiTiaiiii iil>erraschend, ^) am 28. Februar 2) die Kunde von 
den Pariser Februarereignisseu daselbst ein. 

Wie wirkte diese Nacliriclit auf die Städter? Sehen 
wir zuerst zu, wie die bisherigen Darstellungen diese Frage 
beantwortet haben! 

Hirschfeld meint S. 235: „Eiu ganz neues Element war 
in die Refonnbewegung eingetreten. Wir haben im vorigeo 
Kapitel gesehen, d«88 diese bisher ausschliesslich von der 
bürgerlichen Partei der Gatsbesitser ausgegangen war. Der 
Kampf hatte sidi innerhalb der Ritterschaft abgespielt.* Daan 
kommt Hirschfeld auf Fogges Antrag zn sprechen und föhtt 
S. 236 fort: „Das Scheitern dieses Antrags, dem die Unter- 
statEong der bttrgerlichen Gutsbesitser fehlte, bewies den 
demokratisch gesinnten Städtern, dass die Opposition in der 

1) Zorn 17. Oktober. Neustrelitz, S. 71; P. p. Wochenblatt 4. April 
1848 Nr. 27 S. 216; Freimütb. Abendbl. 10. März 1848 Nr. 1523 Sp. 191; 
J. V. Oitseii, WoUan mr Betonn. Sw 18; Beinhaidf BMBdbemBxkai^en. 8. 14. 
Boetodhar Z, 2. lOn IS4S Nr. 35 2. liMgftbe & 8. 

3) HiwMilrMH mfliat 8. 235. Pogges Antrag sei den bürgerlichen Guts- 
besitzern zu weit gegangen. Um bei seiner Ansicht bleiben zu könripn dass 
die bürgerlichen Gutsb^itzör eine Yerfassuogareform im politischen Süme er- 
strebten, lässt Hirschfeld Pogges Antrag „auf allgemeine Umgestaltang der 
TerfiMBoog*^ gMkhtet aiSn, 
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Ritterschaft für die Förderung: ihrer Wünsche nur ein schwacher 
Hebel sei. Sechs Tage im Marz genügten, die Situation völlig 
miunigestalten. Jetzt traten die Städte an die Spitze der 
Bewegangl nnd in ihnen wiederum waren es die ihrer Natur 
nach regeren und tätigeren radikalen Elemente, denen die 
Führersdiaft zufiel. Mit der Masslosigkeit eines lange ver* 
haltenen Missmnts stellten sie ihre Forderungen gleich so 
hoch, dass eine sofortige Befriedigung derselben gar nicht er- 
wartet werden konnte." Hirschfelds Meinung von dem demo- 
kratischen Charakter der Städter wird geteilt von Wigger 
und teilwpi?^p von Volz. Wigger sai^t H. 182: „Die demokra- 
tischen „KelonnfrcnTide'* wussten die neue Pressfreiheit und 
namentlich das eingeräumte Versammlungsreclit sclinell zu 
benutzen, um in den „liefonn vereinen^; ^^^■h•he sich rasch 
iibpF alle Städte ausbreiteten und von einem Zentralknmiti e 
geleitet wiu'deu, die städtische Bevölkerung für sich zu ge- 
winnen " Volz endlich sagt S. 131: „Der glinimeuden Miss- 
stinimung [über die sozialen Verhältnisse] bemächtigten sich 
die Demokratien, die es in Mecklenburg, wie in jedem deut- 
schen Ijande gab, jüngere Leute meist aus dem Advokaten- 
oder Lehrerstantie, die ein lebhaftes Sensationsl)edüi-t'nis em- 
pfanden. Sie liatten den Kopf voll höchst freisiunigcr i)olitischer 
Theorien, die sie durch die Fäuste der Arbeiter in Wirklichkeit 
umzusetzen gedachten." Etwas später heisst es: „Damit ver- 
lor die demokratisch gefärbte Hochflut der ersten Zeiten 
alsbald den Boden, der sie trug." Nicht aber allein, dass in 
den St&dten der Badikalienins zam Siege gelangte, Hirsoiifald 
wie Yolz nnd allem Anachein nach andi Wigger nehmen 
weiter an, dass in Mecklenburg politische Paiteien im aus- 
gesprochenen Sinne bestanden. Nach HiiBchfeld gab es die 
„demokratisch gesmnten Stildter", auch »freisinnige Partei" 
nnd .Refoxmfirannde** nach S. 239 nnd »radikale Elemente'' 
nach S. 24S genannt S. 944 sagt er: »Bis dahin wurden die 
Unentschiedenen im Lande anssehliesslich von der liberalen 
Agitation mnworben nnd — solange noch keine gemftssigte 
Mittelpartei bestand — von den Reformvereinen angezogen." 
Diesen Radikalen werden S. 343 die »KonservatiTen" gegen- 
übergestellt, die aber desorganisiert nnd nnentsdilossen waren» 
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Diese Konservativen werden S. '24;^ and» „die altstiinilische 
• Partei" g:tMinnnt; wobei aber nur an Elemente dazu ^^edaciit 
werden iiiiiss, denn llirschfeld spricht bald kinterber vom 
„Fehlen einer konservativen Parteibilduug". Volz seinerseits 
sagt S. 131 f.: Die „demokratisch geförbte Hochflut der ersten 
Zeiten'' würde den Boden schneller verloren haben, „wenn 
die Gen^ssig^t-Liberalen, die sich Konstitutionelle nannten, da 
Sur Ziel wesentlich die fiinf&bnmg einer liberalen Konstitution 
war, sich nicht anfangs von den Demokraten hätten ins 
Schlepptau nehmen lassen. Begreiflich freilich war dies, da 
es an dem Gegengewicht einer konservativen Partei in Mecklen- 
burg ganz fehlte. Denn die Bitterschaft, so viel sie auch zu 
verteidigen hatte, kam nicht dassu, als Partei sich zu organi- 
sieren und dadurch ihr politisches Gewicht zu wahren. Die 
natflrliche Folge davon war, dass die Regierung, da es eben 
eme Rechte nicht gab, auf die sie sich hätte stützen können, 
von vornherein mit der linken Fühlung zu gewinnen such«! 
musste.*' Nach Tölz scheint es aber nodi eine liberale neben 
der demokratischen Partei gegeben zu haben. S. 132 heisst es 
bei ihm: „Die Liberale rührten sich zuerst.** 

Die Wirkung der Februarrevolution war also nach Hirsch- 
feld und Tölz, dass „die altständische Partei'' desorganisiert 
wurde«) und dass die StiUlter nach Hirschfeld als eine grosse 
radikale Partei, nach Volz in zwei Parteien gespalten dastanden. 
Diese Annahme widerspricht den Tatsachen. Ihr li^gt eine 
Überschätzung der Wirkung der Februarrevolution zu Grunde. 
Versuchen wir, den wirklichen Hergang darzustellen und die 
verschiedenen Stadien der Entwicklung zu sondern. 

Die Nachrichten ans Paris wurden mit einem untätigen 
Erstaunen aufgenommen. Sie lösten den Wunsch aus, dass 
die Pariser Ereignisse nicht verioren, viehnehr von Heil sein 
möchten fiir die Reformbewegung.^) Man war sich bewusst, 
dass die Reform auch ohne die französische Revolution durch- 
gedrungen wäre, dass aber deren Yerwirklichung durch diese 



4) 8. (kraber 8. 86 iL 

^) Freimüfli. Abendblatt 10. Min Nr. 1523 Sp. 191; ScbneUe, Olfeoee 
Schreibeit fL 23. 

4 



Digitized by Google 



— 50 — 



beflchleqntgt 8ei.f) Senator Pohle ans Schwerin, die GrOase 
der Linken in der vom 81. Oktober 1848 bis snm 22, Angnst < 
1849 sn Schwerin tagenden Abgeordnetenkammer, hielt die 
Zeit ftr sdilecht gewählt zn Petithmen; es sei nidit gut, — 
so meinte er — wenn man die Schwierigkeiten des Angen- 
blicks noch durch Petitionen vergrössere. „Wer zweifelte vor 
den Ereignissen in Frankreich an dem Gelingen der Reform, 
sind denn jetzt die Chancen schlechter?* Sogar einen ansser- 
ordentlichen Landtag hielt er f&r nnmdglich.') 

Den Obergang von der bisherigen sn der durch die 
Februarrevolution beschleunigten Refonnbewegnng bildet ein 
Vortrag, den Schnelle auf Bnchholz in dem wissenschafllich 
geseiligen Verein m Wismar am 29. Febmar hielt Schnelle 
legte dar, wie die Regierung wegen ihrer Haltung i. J. 1808^) 
der Reformbewegong nicht entgegen sein könne. I>araufhin 
wurde eine Petition wegen Reform der Landesvertretung be- 
schlossen. Der von Bassermann am 12. Febmar 1848 in der 
badischen zweiten Kammer gestellte Antrag auf deutsche 
Natioualvertretung scheint besondei*» freudig begrüsst worden 
zu sein; Schnelle hatte freilich Bedenken, ob auch wohl eine 
Reform des Bundestags möglich sein werde.^) 

Die erste Petition an die Regierang ging am 3. Märs 
von Parchim aus, ihre Entstehung verdankte sie den Untere 
Zeichnern der Parchimer Poggeadresse. E.s leite .sin der Ge- 
danke, — so f&hrten sie aus — dass in bewegter Zeit eine 
Verständigung und Einigung mit dem Volk not tue. Die 

fi) Freimiitb. Abendblatt 17. März Nr, 1524 Sp. 210, Füretenbeiiger 
Adrcääö, daa. 14. April Nr. 1528 Sp. 289, Senator Pohle, Die Ereignisse io 
Fhuikreicb und tunere ZoBttode. SohweriDf den 0. lOntt MwÄL Blltter 11. lOn 

Nr. 54 S. 550. Vgl. auch von Lützow, MecUenboig i. J. 1848 S. 9. 

7) Mecld. Blätter IL Mäiz Nr. ' t S. •>50. 

S) In Koai»eqaeu2 der durch AuflcÄUUg des KtMchs erlangten Souveränität 
beantragte die Schweriner Kugieruog auf dem Konvokatioiu>tag vuu 1808 eine 
kuSmmg der Yerftwiinng. Der Bekwennmkt der Stande mllla in den Emjem 
AuBBoliiifla TBrl«gt weiden. Die Gefilir einer TeifMRnqpinderaeg müde von 
den Ständen dorek ausserordentiiche Ueldbewill^nngen buseitigl; man ersieht 
hi**rau«?, dnss es der Rcji^ipning damals auf lefztert^s am nipis^ten ankam. 
Büsing, Da» ätaati^rtJcUt 8. 14, Böhlau. lAndrecht 1, 19ti Anm. 7. 

^) Bost. Z. 5. März Nr. 37 S. 4. 
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Regierung kunne einer Refonn der Landesvertretung nicht 
eotgegeu sein, da ihre edelsteu Absichten an dem Partikula- 
rismns und Egoismus der Stände gescheitert seien. Der 
Retonn der Vei-fa,s.suug wie der Auftiühiiie des Domaniunis 
in den ständLschen Verband müsse die Reform der Vertretung 
voranfgehen. Sie beantragten deshalb die Vei^chniekuug der 
zwei ständischen Korporationen zu einer einheitlichen Ver- 
sammlung, in die Ritterschaft wie Landschaft eine gleiche 
Anzahl frei gewählter Abgeordneter schicken sollten. 

Dies waren die unmittelbaren Folgen der Febmftr- 
revolntioa in Meddeobnrg. 

Bedeutend stftrker ais diese wirkte derErlass des Bundes- 
tags vom l. Mftn. Die Überraschung war gross, als er, sich 
an das „Volk" wendend, es ennahnte snm ^«nmfttigen Zu- 
sammenwirken zwisdien den Regierungen und Völkern. '^ii) 
Durch diese Ennahnung wurde die Schweriner Petitton vom 
6. 11 ftrs veranlasst; neben dem Aufruf des Bundestags nimmt 
de auch auf die Hältong der Regierung i J. 1808 Besug. Ge- 
beten wurde in ihr um mdgUdist schleunige Berufeng eines 
ausserordentlichen Landtags und um »eine alle Klassen des 
mecklenburgisclien Volkes um&ssende Vertretung.* Begleitet 
wurde die Petition, die am 11. März durdi eine Deputation 
des Magistrats dem Grosshentog überreicht ward, von einem 
beüärwortenden Antrag des Magistrats, der sich ebenfells auf 
1808 berief. Auch vom Wismarer Rat und Biirgerausschass 
wurde am 6. März eine Petition um Refonn der Landes- 
vertretung abgelassen. i<) 

Eine noch grössere Überraschung als der Aufruf vom 
1. März rief der Bundestagsbeschluss vom 3. März hervor.**) 
Der Bundestag, der wie ein Alp auf Jeder Refonnbewegnng 
gelastet, brach durch Aufhebung der Zensur mit seiner ganzen 
Vergangenheit Ein solcher Erfolg konnte nicht ohne Folgen 
für Mei klenburg bleiben. Am 9. März schritt man in Rostock, 

tfl) JbcfcL BÜtter 11. Ifitof Nr. S4 & 661 i 

11) IMmAa. AbendUitt 10. lOn Nr. 1003 8p. 191. 

13) Neue St^IiwßriDSohe politische Zeitung 18. Mürg Nr. 34 BeiUge 8. 1. 

ri) Rost. Z. n mrr. Nr. 40 2. Aiisgabo S. 2. 

1«) i!>eifflüth. Ak^dblatt 10. März Nr. 1523 Sp. 191. 

4» 
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der ersten Stadt Mdcklenbui-gS} zur Abfossnng einer Petition. 
Diese Petitioii im ZnsammeniiaDg mit der Schwedner geben 
Yols einen Beweis ab für seine Parteienaofstellong. Er sagt 
S. 132: „Die Liberalen rührten sich zuerst Am II. März 
erschien [bei dem Grossherzog] eine Deputation des Schweriner 
Magistrats. Sie fiberreichte ihm eine mit vielen Unterschriften 
bedeckte Petition, in der um Revision der Verfassung und um 
Einbemfimg eines ausserordentliGhen Landtags gebeten wurde. 
Indes schon am folgenden Tage überbrachte eine Deputation 
ans Rostock, geführt von dem Professor Türk und den Ad- 
vokaten Kippe und Moritz Wiggers, dem jungen Landesherm 
in Form einer Petition die wesentlichen Wunsche der demo- 
kratischen Partei*^ Hirscfafeld teilt die Ansicht von dem 
demokratischen Charakter der Rostocker Petition. Er sagt: 
S. 334: »Tags darauf erschien eine Deputation der Rostocker 
Bürgerschaft mit einer sehr viel weiter gehenden Bittschrift. 
Die Formulierung dieser Forderungen war unter der Agitation 
des Advokaten Moritz Wiggers entstanden, der von diesem 
Tage an die Führernchaft der radikalen KlenioTitP in der Be- 
völkerung übemahni." Sehen wir uns daraufhin den Inhalt 
der Rostocker Bittschrift an! Sie beantragte 1. sofortige 
ausserordentliche Einberufung der Stände zwecks Reform der 
Laudesverfassung auf der Basis einer Yolksveitretung, 2. kraf- 
tige Mitwirkung zwecks ITiMlteiffilirung eines gemeinsamen 
deutschen Parlaments, 3. unbedingte Pressfreiheit durch sofor- 
tige Aufhebung aller Zensurgesetze, 4. unbegrenztes Ver- 
sammlungsrecht, 5. Verbesserung der Rechtspfloge durch 
Aufliebiiiig alh'r befreieten GerichtsstäiKh^ sowi»' dm-'-h Ein- 
fiilinuii^ (Ici- Müiidüchkpit und ÖtiVntlichkoit iles Gerichtsver- 
fahrens mit Schvviii'^erichtefi, H. nllgeiiiciiie Volksbewaffnung 
mit Beschninkuug der stehenden Heere. '•») 

Die Schweriner Petition hatte sich auf den ersten dieser 
sechs Punkte beschränkt. Statt „Volksvertretung** besagte 
sie „eine alle Klassen des nierklenburgischen Volkes umfassende 
Vertretung'.'* Entschieden geht die Schweriner weiter, da sie 
deutlich angilit. was sie will. Mau küimte freilich uiiiwendeUf 

lö) Rost Z. 12. März Nr. 41 S. 1. 
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dass die Kostocker Pt^tition insofern radikaler sei, als sie eine 
reine, v«»n Stäiidü- und Kiassengliederunpf abselu'iidt' Volks- 
vertretung vielleicht gemeint haben könnte. Aber das wird 
widerlegt durch die zweite Roßtocker Petition vom 15. März,'**) 
wo es beisst: Man sei nicht zufrieden mit einer blossen Ver- 
besserung des bisherigen stSndischen InstitatB, da in ihm nur 
2wei Stände, Ritter- nnd Landschaft Yertretnng hätten, maa 
wünsche vielmehr „eine Vertretung aller Stände und eine 
Aufhebung der Trennung zwischen Land und Stadt, Domanium 
nnd MchtrDomanium." Sowohl in der Schweriner wie in der 
Rostocker Petition war es also auf eine Klassen- oder Stände- 
vertretung abgesehen. 

Wenn die Rostocker Petitton als demokratisch gelten 
soll, so wärde sie das also den ffinf dbrigen Punkten verdanken. 
Danach mösste die Gustrower Petition vom 8. Mäiz^^ aber 
ultraradikal sein. Sie wünschte noch über die Bostocker 
hinaus: 1. Freie G^meindeverfassoDg, 2. vollständige 6e- 
wissensfreiheitund bürgerliche Gleichstellung aller Konfessionen, 
3. ausser Schwurgerichten noch Sdiiedfigerichte, 4. Bargerwehr 
mit Wahl der Offiziere durch die Bürger. Sind denn aber 
die fOnf übrigen Rostocker Punkte wirklich so demokratisch ? Die 
ihr um einen Tag vorangegangene Bittschrift des Rostocker 
Bürgermeisters un<I Rats vom 8. März bat um die Bewilli- 
gung der beiden „Volkswünsclie", Pressfreiheit und Parlament; 
wenn Bürgemioistor und Rat, die keineswegs als „starre 
Konservative'' den allgemeinen Wünschen entgegen treten 
wollten, aus sich heraus iim diese Punkte bitten« so müssen 
sie schon etwas atideres als dtMuokratisch gewesen sein. Punkt 
4 und (> der Kostocker I*etitinn möf^en endlich für uns zwar 
einen starken Stich ins Demokratische haben, für die damalige 
Zeit war dies aber keineswegs der Fall. Dass die Rostoi'ker 
Petition überhaupt noch die fünf übiigen Funkte enthält, 

1«) Djs. 22. März Nr. 46 2. Ausgabe 2. Beilage S. 1. — Da es sich uro 
eine „(legeDvorstdlaog^ S^S^ ^ Oradienogs Antwoii inf die PeUlion vom 
9. JOn hflndette, so wird doch woU diose nraüe Ftetition von d611B6lll6D 
menten atu>gogangen sein wie die erste. 

1") M.-ckl. Blätter 18. März Nr. bT) 503 f. 

i») Host Z. 11. Märx Nr. 40 2. Ausgabe 8. 1. 
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wird wohl der Entstehongsseit vor und nach dem Bekannt- 
werden des Bnndestagsbeschlnsses am 7. Mftrz'') sowie der 
Entstehnngsart zoznschreiben sein, die Schweriner Petition 
ziricnlierte,^ die Rostocker hingegen wurde in einer grossen 
Volksversammlung aufgesetzt^) 

Vielleicfat aber ist die Bostocker Petition nicht ihres In- 
halts, sondern ihrer Oberbringer wegen demdcratisch. Es 
klingt dies allerdings lächerlich, doch wozu Iftsst Yols die 
Rostocker Deputation gerade von TQrk, Eqppe und Wiggers, 
den FQhrem der spftteren demokratischen Partei, geffthrt^ 
sein? Die Deputation bestand ja noch aus fttnf andern 
Bostockem.)*) Wie spricht denn die Bostocker Zeitung von 
all diesen Männern? Charakterisiert ne dieselben als Demo- 
kraten? In dem Bericht Uber die Wahl der Deputation^) 
hetsst es von ihnen: »Blanner, die zum Teil bekannt sind als 
Vertreter der Interessen des Volks, zum Teil sich als solche 
heute glänzend w.ilirt haben." Zu diesen Neulingen geliörte 
auch Wiggers.^*) Unter seiner ^Agitation" soll nach Hirsch- 
i\'\<\ die Petition entstanden mnu. Die Volksversammlung vom 
9. März aber war einberufen durch Männer, zu denen Wiggers 
nicht gehörte. Auch war dieses die erste Versammlung, sie 
war also die et-ste Gelegenheit, wo Wiggers eine öffentliche 
Agitation entfalten konnte, ^ß) Welcher Art war denn diese 
Agitation? Kippe forderte die Versammlung zur Unterschrift 



19) Rost. Z. 7. März Nr. 38 S. 1. 

30) Das. 12. März Nr. 41 S. 1. 

31) S. da» Folgeode. 

SS) Dm Wort „fahreii** wird Yobt nicht im tediaiEoheii Sinne genommen 

hthen^ denn abgesehen, das» nirgends von einer Fühirung gesproolien wird, wttra 
es ein etwas sonderbueB TeibUtnia, dass aaf 5 Ifinn 3 Fttbrn* kommen. 

S. ^m. 23 oben. 

38) Best. Z. 11. März Nr. 40 2. Au^bo S. 2. 

») Über ibn a. den Aitikd in der A. D. & 48, 466. 

28) Aodi in der Presse ist Wiggers um diese 2Seit iddit tittig gewesen; 

allerdingK wurde er es bald darauf in hohem Grade. Dies zeugt alno nur da- 
für, dass Wiggers »ich erst allmählich seinen Platz in der sich anliahnenden 
ParteigruppieruDg errang. Ich betone hier lediglich das Moment der £ntwick- 
iuog gegenüber dw Ammhmn eines von Anfang an fertigen Ziutandea. 
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einer von den Berufem d«r Yenaimnliuig vorher aitworf«iea 
Petition um GewiUiruug von Presfifreihett nnd Refonn der 
Landesvertretang auf. Wiggers wies nun darauf hin, dasa 
der Yersamnilung doch auch eine Beratung flher diese Pnnlcte 
sowie Hinzuf&gung anderer etwaiger Wünsche gestattet werden 
ni&sse. Daraufhin wurde der Wunsdi nach einem deutschen 
Parlament g^ussert; die Terfasser der mitgebrachten Petition 
hielten don entgegen, dass die Bikigermeisteradresse vom 
8. Mta diesen Wunsch schon enthalte. Ebenso wurden auch 
die anderen Punkte von verschiedener Seite vorgeschlagen. 
Wiggers fragte ausserdem, ob die Versammlung sich nicht 
über die Art der Yertretungsform bestimmt ftussem wolle, 
ob du allmähliches, das landständische Prinsip nicht mit einem 
Male verlassendes Abändern der Vertretung oder sofort Volks- 
vertretung. Ein allgemeiner Ruf entschied sich f&r letiteres, 
wogegen Kippe meinte, da^ Wort der Petition „zeitgemä^se 
Reform" genüge.^ J. von Glöden sagte in seinem Bericht 
ftber diese Vereammlnng^) zu Wiggers' Haltung: „Wiggers 
war der Einzige, der eine parlamentarische Anlage entwickelte 
und den wiederholten Versuch machte, die Zusammenkunft 
auch wirklich zu einer lebendigen, den Ei*schienenen Gewiim 
bringenden umzugestalten. " Gewiss hätte Glöden Wiggers' 
Tätigkeit nicht diese lediglich anerkennenden Worte gezollt, 
wenn sie eine demokratische „Agitation" gewesen wäre. Nach 
Hirschfeld libiTnahm Wiggers zugleich mit dem 9. Mäiv. „die 
Führerschaft der radikalen Element*' in der Bevölkerung", mit 
andern Wni-tm also über die Stiidter. Doch trat Wig^c^ers 
zuenst garnicht weiter hervor. Will man von „Führer.schaff* 
einmal sprechen, so müsste sif für Rostock, in dieser ersten 
Zeit wenigstens, Dr. B(*lteii-'j zugesprochen wi'rden. dem 
Führer der späteren Rechten. ^'^) Es ist aber wenig ange- 

' ^ j Kost. Z. 11. März Kr, 40 2, Aukube & 2 and F. p. Wooheoblitt 
13. Ma»-z Nr. 21 S. Iü8 f. 

») P. p. Wochenblatt Iii. Marz .Nr. >1 S. 1Ö8 i. 

») B. BMt Z. 19. Hin Nr. 45 6. 1, 82. Min Nr. 46 2. AugslM 
2. B«11«e a 1 ttBd 26. Hin Nr. 49 B. 1. 

^) Auch KOS der Darstetlaog von Moritz Wiggers' Bruder Julius geht 
borvor, da.H£i Moritz Wiggers in dieser ersten Zeit keioe führende Rolle ein- 
nahm. £r sagt in seinom Booh: Die Mocklenborgische constitaiexende Ver- 
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bracht, in diener Zeit schon von .»Fnhrerschatt'' zn reden, wo 
man sich eben erst kennen gelernt hatte, erst recht aber kann 
noch nicht von einer „Führerschaft der radikalen Elemente 
in der Bevölkemng*^ die Rede sein, wo es nur eine von der 
gleichen Idee geleitete Gesamtbewegung gab, die siel) anf 
die einzelnen Städte ssersplitterte. Dies eben ist Merk' 
würdige, dass die Bewegung so allgemein war und jeden zum 
selbständigen Handeln trieb. Die Bewegung ging vor sich 
ohne Führer und Organisation, lediglich ans dem Gemeinsinn 
der Bevölkerung heraus. Die öffentlichen Oi^ne der Be- 
wegung waren die Presse und in den einzelnen Städten, hier 
früher, dort später, die Volksversammlungen. Durch die 
Presse wurden die Petitinnen mitgeteilt, nnd so konnten sich 
die finz(^ln*ni Städte danach richten. Denn zuröckst(»hen 
wollte keine Stadt, eine wahre Petitionswnt hatte sich der 
Städte l)eniiu litif;t. Der Hauptjumkt 5)ller Petiti«'nen war die 
Refonn der Lande svertretnnf,^ Die ei-ste an die Regierung 
gerichtete Petition, die oben S. ,')0 f. erwähnte Parchimer vom 
3. Mi\i*z, sprach es aus, es sei der .^unnatiuliche Zustand" 
eingetreten, dass das Volk zu seinen Vertretern kein Ver- 
trauen fühle und sich unter diesen Umständen vertrauensvoll 
an die Kt^ä^i'ung wende. Wie entsprachen nun die Regierungen 
diesem ihnen entgegengebrachten Vertrauen? 



Das Veriiaiteo der Ke|[ierunseo. 

Es hatte sich bei der Vermittelimg zwischen den ritter^ 
schaftlichen Parteien schon einmal den Regierungen eine 
günstige Gelegenheit geboten, in die st&ndischeu Verhältnisse 

Sammlung uud die voraufgegangeite Kefornibewegung 8. 35: „Jüugeiu Krille, 
nameotiicfa mebrefe Studenten, «nnien, «ahmd man Bolten luid «ndeie hS»- 
toige Ififf^fedor hei der EigSaiuiigBirBhl übeig^g, in die OBBtnloommitto 

[s. S. 72.] hineingezogen, in welcher der neue Geist sich zunächst dadnrch an- 
kündigte, dass ihr bisheriger Präsident Kippe nicht wieder, sondern an seiner 
SteUu U. Wigger» gewählt wanl, von welchem mau ein kräftigeres Vorüchreitun 
«rwMtet«. I>ejielbe piteidierte xoiii ersten Male in der Tenanmüang am 
12, Jnl., 
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diumgreifen; damals hatten sie dem stärkeren Teile der Ritter- 
schalt, dem eingebomeii mid resipierton Adel, seine Macht- 
Stellung aufrecht erhalten. Jetst bot sich ihnen eine neae 
Gelegenheit, anf Kosten der Stftnde ihre Macht zn vergrössem. 
Vielleicht in Folge der hartnackigen Verweigerung der von 
den Regiemngen gewünschten Steuerreform seitens der Ritter- 
schaft erkannte die Schweriner Regiernng seit 1847 die Reform 
der Verfassung als ehie notwendige an mid beahsiofatigto sie 
in die Hand zn ndunen.*^) Die MecUenbnrgischen Stftdte 
kamen ihr Anfoog M&n vertranensvoU entgegen nnd hatten 
keinen sehnlicheren Wunsch, als um jeden Preis der lästigen 
Stände los und ledig zu werden. Durch die Erf&llong dieses 
Wunsches wäre die Reformbewegnng in Meddenbmig zu einem 
günstigen Ende gekommen. 

Die Schweriner Regierung ergriff jedoch di^^e Initiative 
nicht. Grossherzog Friedrich Franz war am 8. März nach 
Berlin gereist König Friedrich Wilhelm IV. riet ihm, sich 
abwartend zu verhalten.^) Wurde dieser Rat befolgt, so 
wurde die mecklenburgische gegen die Vormacht der Stände 
gerichtete Bewegung abhängig von der von ihr grundver- 
schiedenen preussisrhen Bewegung, die sich gegen die abso- 
lutistische Gewalt der Krone riclitete. 

Dem Schweriner Magistrat antwortete der Grossherzog 
am 12. März, er halte eine Verbesserung der Landesver- 
tretung für „notwendig und unaufschiebbar*', er kömu Jodi cli 
zur Zeit noch nicht bestininien, ob deuieutsprecheiult; Ver- 
haudlungeu auf einem ordentlichen oder ausserordentlichen 
Landtage stattfinden sollten. Ihrem Ergebnis nach lief 
diese Antwort auf dasselbe hinaus wie des Königs von Preussen 
Antwort vom 11. März an die Deputation der städtischen 
Behörden von Breslau.«**) 

Dieselbe Antwort wurde am gleichen Tage der Rostocker 
Depututiuu erteüL iiul dem Hinweis, der Grossherzog könne 

81) Brief dec ICiiiBto» Lütiow «n DaUmaiin v«m U. IM» 1846» 

Anten Springer Fr. Chr. Dahlmano. Leipzig 1873 II, 214. 8. 8. 78. 
^) TTirschfeld S. 234 und Volz S. 132. 

Neue Schweriiisohe politische Zeitung Iti. März Nr. 34 Beili^ S. 1. 
8<) Wolif, Berliner BevoliiÜooB-Ghraiiac. Beriin 1861. I, 43. 
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sieh nicht von ZeitereigDiBseii, sondern nur von der Rfickaicht 
auf das Wohl des Landes nnd von der ihm durch die Bnndes- 
und Landesverfassang beseicbneten Pflicht leiten lassen. 
Politist he Versammlungen wurden f&r statthaft ericiäit, falls 
sic! sich in den Schranken der gesetzlichen Ordnung hielten. 
Der Entwurf eines Pressgesetzps sei Strelits .nnd dem Engem 
Ansschuss mitgeteilt. Die übrigen Bitten worden teils ab- 
lehnend, teils ausweichend beschioden. ^) 

Diese Antwort befriedigte nicht. Die Rostocker rüsteten 
deshalb zn einer neuen, 16 ilann starken Deputation; auch 
aus Wismar war aliw zahlreiche Deputation im Anzüge.*''*) 
Da teilte ein Erlass vi»in 14. März mit, der Gi*o«tsh erzog 
wi'ird»' weder jxrsoniich PetitTonen ciitgegennohmen noch 
durch sein Hegieruiif^skollep; t ntircf^rnnclinieii lassen, dieselben 
seien vielmehr auf dem gewöhnlichen Weg durch die Post zo 
befördern. -^7) 

Die Motive zu dieser Verordnung sind bislier nicht ge- 
nügend aufgeklärt. Die Erläuterung vom 17. März^*^) besagt, 
der Zwt ( k der Verordnung sei gewesen, „durch die Art der 
Anbringuiii^ (h i durch die Zahl der Überbringer" entstehende 
Demonstrationen zu verhüten. Hirschfeld meint S. 237: „Diese 
Publikation mochte sachlich vollkommen gerechtfertigt er- 
scheinen, denn bereits hatte der Petitionsstnrm einen demon- 
Htrativen Charakter angenommen. Auch hatte das Gebahren 
einzelner Deputierter und die kecke aufdringliche Fassung 
mehrerer Eingaben deutlich verraten, dass man sich als Macht 
fahle nnd die Gewftbrting von Fordemngen eventnell zu er^ 
zwingen nicht anstehen werde.* Hiernach hätte Jene Terord- 
nnng ihren Ghund nicht nnr im Yerhftten von etwa sidi 
ereignenden Demonstrationen, sondern zam Teil in bereits 
stattgehabtem demonstrativen Benehmen. IKe Fassung der 
Eingaben, so weit sie veröffentlicfat sind, hat nach meinem 
Gef&hl nichts Keckes. Die Rostocker vom 9. Män z. B. weicht 

8») P. 9. Wochenblatt 16. Hin Nr. 22 8. 173 f. und Bost Z. 19. Min 
Nr. 45 S. 1. 

Botjt. Z. 19. ALarz Nr. 45 S. 1 Sp. 1 und Sp. 3. 
BT) Schveriusr offiaeDei WootoiUatt Nr. 10 & 57 f. 
81) Ika. Nr. 12 a 06. 
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von den übrigen durch knappe Kürze ab, ist aber nicht an- 
stössig. Da« von Hirschfeld über da.^ „Gcbahren einzelner 
Deputierter" Gesagte wird jedoch unterstützt durch die halb- 
amtliche „Beleuchtung der von dem geschäftsleitenden Komitee 
der Mecklenburgischen Reformvereine versuchten Begründung 
des Antrags auf Entlassung der jetzigen Minister und Begie- 
rungsräte.* Auf S. 10 dieser nach August 1848 erschieneneii 
Schrift beiBSt es: die Verordnimg hatte „sieherem Yemehmeii 
nach in dem unehierbietlgen Betragen einzelner Mili^eder 
einer äenüieh sahlreiGhen Deputation ihren guten Qmnd.* 
Wfissten wir Hirschfelds Quelle, so wäre die Sache damit 
vieUeidit erledigt. Ich vermute aber, dass die Yerordnung 
vom 14. März vielmehr veranlasst sein IcOnnte durch den mit 
ihr der Sache nach gänslich flbereinstimmenden Bescheid des 
Königs von Preussen, den der Geh. Kabinettsrat nialre in 
seiner Antwort vom 18. Härs der am 9. Märs in den Zelten statt- 
gehabten dritten Berliner YoUcBversammlung ftbermittelte. **) 
Man muss doch wohl amiehmen, dass die Verordnung nicht 
Dur ein harmloser Hinweis auf einen bestehenden Geschäfts- 
stil war, sondern vielmehr in ihr sich ein prinzipieller Ent- 
schluss der Abwehr von aufgenötigten Zugeständnissen kund- 
gab. Um so meiur muss man dies annehmen, da man in 
Berlin sich vollkommen sicher fühlte und Versuche zu Volks- 
versammlungen und Auflaufen mit Waffengewalt unterdrückte; 
am 18. März vollends wurde die Volksmenge durch Reiterei 
zerstreut und die Strassen gesäubert,^) sodass die Polizei 
am 14. März das Verbot der Volksversammlungen erneuern 
konnte.*') Dass die Verordnung aber in der erregten Zeit 
Missstinimung erregen würde, \v;n* vorauszusehen, dieser 
Umstand konnte jedoch din Regierung in ihrem einmal be- 
schlossenen Vorgehen keineswegs stören. 

88) WiM a. ft. 0. 1, M. Die BevoDinldiligieB dw TenuniiiliiBg suditaa 

Illairc^ Vormittelung nach, um die Erlaubnis bei dem König m erwirlion, dass 

die Adresse der Yoniammlung durch nin') Deputation ihm unmittelbar über- 
reicht werden könne. Die Erlaubnis wurde nicht erteilt, vielmehr auf den 
ordiiungsmässigcn Weg verwiegen wio in der Verordnung vom 14. März. 
Ohiilany, Europäische CJhronik. Leipzig 1865. S. 110. 

*i) wolff a. a. 0. 1, ea 



Digitizcü by ^(j^j-j.l'^ 



— eo — 



Die YerordnnDg rief denn auch ihre notwendigen Folgen 
hei*vor. Sie wirkte »wie ein Donnerschlag ans heiterem 
Himmel." 4^ Das YertranensverhältniA zwischen Regiermig 
und der städtischen Bevölkerung war getrübt Man verstand 
nicht den Grand dieses , Absperrungsgesetzes.^ ^) UnwUIe 
gab sich allor Orten kund, die Aufregung steigerte sich.^) 
Durch diese ungünstige Wii kung fand sich der Rostocker Rat 
bewogen, durch zwei seiner Mitglieder um Zuräcknahine der 
Verordnimi? zu bitten;*'') um die Wiederauf hebiing bat eben- 
falls eine Adra^jse der Güstrower ritterschaftlichen Tersamm- 
long vom 16. März,^) wie auch im gleichen Auftrage vom 
Engern Ausschüsse Stever auf Wusü'ow abgeordnet wurde. 
Die Rostocker Ratsdeputation war zugleich angewiesen, die 
Verheissimg der baldigen Berufung eines ausserordentlichen 
Landtags zu erbitten. Ebfnso lieantrapftcn die ritterschaftlirhe 
Adresse vom 16. März und der Enp:<'i'e Ausschnss iu einem 
Vortrag vom 17, März die Berufung eines .solchen.^**) 

Diesen an sie gestellten Bitten entsprach die Regierung 
auf das Bereitwilligste. Schon am 16. März war die Be- 
willigfung der Pressfreiheit ergangen.*^; Sie wurde überall mit 
Jubel begrüssf iiiu! f^lirh den durch die Vfionlnung vom 
14. März itt'w ii'kten ungüiisti|:^eii KiTifinu'k zum Toil wieder 
aus.^) Auch ürüü'uete der Grossherzug iu einem Briefe vom 



>-') Bülten, Bericht in der Boetookor Tenammlaqg la lOn, BmL Z. 

19. Miir/. Nr. 45 S. 1. 

Das. Nr. •-l.'i S. 1. 

**) Das. uiiii 21. Alurz -Si. 46 2. Beilage S. 1. Parcliimer l'etitiou vum 
17. mn, das. 24. Min Nr. 48 & 2. 
tf) Du. 19. März Nr. 45 8. 1. 

46) Das. 18. Mrirz Nr. 44 2. Aus-al.i> S. 2. — 8. S. 86 f. 

i-) tYeimüth. Abendblatt 24. März Nr. 1525 Sp. 227. 

48) Bost Z. 24. Mäiz Nr. 48 S. 1. — Vgl. S. 87. 

Sehwerinor offizieUea Wochoiblatt la MSn Nr. 11 8. 59. — Ob 
und wedialb d«r Engere AoncbiuB ein Oun von der Reglsnuig voigel^es 
Rcpres-sivgeKetz verworfen hatte (s. Meckl. Blätter 18. Hftn Nr. 55 & 561 
Amn.). darüber fehlen genauere Nachrichlcn. 

'-*') Rost. Z. 18. März Nr. 44 2. Auiig. S. 2, 21. Mira Nr. 46 S 3, 
24. März Nr. 48 S. 2. Neue Schtrarinaehe poIitiMshe Z. Bxtnblatt v. 19. Min 
a 1 und Sa Mkn Nr. 38 a 1. 
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16. Mftns^O ciem Könige voo Preussen, dass er zur Benihiguug 
des Landes bereit sei zu KonzessiooeD auf politischem Gebiete. 
Am 17. M&rz warde sodann in der den Rostocker Katsdepa- 
tierten g^benen Erläuterung^) die anstussige Verordnung 
vom 14. März günstig ausgelegt und zugleich die baldige Be- 
rufong eines ansserordentlichen Landtags zugesichert Am 
18. März endlich verlcfindete ein Regierangserlass,^) der Gross- 
herzog habe „mr verfassungsmässigen Beratung einer Refom 
in der laudständisch^ Yertretnng" die Einbemfimg eines 
ausserordentlichen Landtags iin Laufe des ^fonats Mai be- 
schlossen; auf einem „demnächstigen nenorganisieiiien ordent* 
lichoii Landtage" sollten „die übrigen das Wohl des Landes 
betreffenden Fragen** ihre baldige Erlediginig finden. Indem 
sich die Uetbnn zuiiruhst auf die Vertretung beschränkte, 
sehloss sich dieser Eiiass genau der „Volksstinime'* an.^) 
Auf eine Reform der Vertretung waren die Petitionen ge- 
richtet. Was da« Volk instinktiv fühlte, nahm der staats- 
männische Gedanke auf: erst sollte die drinp^endste Notwendig- 
keit erledigt woivb'ii und so der Staat vor Erschütterungen 
und Verwirrungen l)ewnb!-t bleiben.-'*^) 

In diesen Xiio;estan(inisso!i vom !(!. — IH. März ^bt sich 
ein vollkommener finschw ung in der liegieruugspolitik kund. 
Wodurch war er vt'ianlasst? So wenig die vom Piofes.sor 
1 bering veranlasste Petition der Landesuniversität zu Rostock 
voni \'*. März um Hefonn der Verfassuntf und Einfiihruiif^ der 
i*n\sst riiiheit-'^) die Verordnung vom 14. Mar/ verhindoni konnte, 
SU weniq:, s'laube ich, bestimmten di<? Bitten um Rücknahme 
der Verurduung die Regierung zu ihrem Entschlüsse.^^) Viel- 

51) Kansarohiv in <%«rlotteDba]^. 

82) Rost Z. 19. März Nr. 45 S. 1. 

^) Schweriner offizielles Wochenblatt IS. ^larz Xr 11 Beilage. 

^i) Meckl. Blätter 2. Jahrgang 1. April 1048 Nr. 1 S. 8. 

K) Vgl. (Uo Strulitzcr Landtags-Proposition, Der Mecklenburgische LauU- 
ta^Bbote 27. Ainfl Nr. 3 S. 3. 

<3C) I^Mst. Z. 14. Hin Nr. 42 8. 2 imd 15. März Xr. 43 S. 1. 

"'") Die AN'irtnng der Verordnung vom 14. März wie die Kitten mn ihr<> 
Zurli< knfiliiiif -telK'ii iintpr dem Einfhiss der Nachrichten aus Wien, iiii> Kr- 
cigoissü sind also nicht scharf zu üoQdeni, aoü hier nui' hervorgtihubeiu 
werden, daas die Nachnchten tdh amwSrts anaadilaggebeDd waren. 
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mehr wird dieser durch die änsseren Verhältnisse herbeige- 
führt sein. Der Aufstand in Wien, die bedrohlichen Nach- 
richten aus Berlin sowie die Berufung des prenssischen Land- 
tags durch das Patent vom U. Mäns, diese Hiobsbotschaften 
waren es, die nach unserer Vermutung eine prinzipielle Um- 
kehr in Entschliessungen der Regierung veranlassten. 

Mit Windeseile folgtea von nnn ab die Ereignisse auf- 
einander. Das Patent wogen besclilennigter Einberufung des 
Vereinigten Landtag» vom 18. März war erlassen, in Berlin 
hntte die Revolution gesiegt, damit war ihr Sieg auch für 
Mecklenburg entschieden. Am 21. März wurde die in der 
Rostocker Volksversammlung vom 18. März erkorene Depu- 
tation vorgelassen, nicht irt zwei Abteilungen, wie es zwar 
von der Regierimp: 3:owün8cht, jedocli von Dr. Holten, dem 
Sprecher der Deputation, abgelehnt wnr, s<»nd<»ni M'T'r^iiit in 
der Stärke von acht Mitgliedern. Sie überbrachte die ( iegen- 
vorstellung vom 15. März auf die Antwort de.s Gr< sslu rzogs 
vom 12, März und wünschte eine offizielle ZuriickMahiiir der 
Verordnung vom 14. März. Der Gro^^.slierzog erkannte der 
Deputation gegeiniher im allgemeinen die Kefornibedürftigkeit 
der Landesverfassung an, ohne sich jedoch zu entscheiden, ob 
eine repräsentative oder ständische Verfassung \orziiziehen 
sei; er wies auf Frankreich und die süddeutschen Staaten hin. 
dort habe die konstitutionelle Verfassung zur Vertreil)anj>^ des 
Königtums geführt und von diesen habe keiner die Ki fuhi ung 
des Bessereu für sich.^) Ebenso hatte sich der Grossherzog 
in einem Briefe vom 12. März an Grossherzog Georg gegen 
eine konstitationeUe Verfassung ausgesprochen, worin ihm 
dieser beistunoite.^ Auch In einem Briefe vom 21. M&rz 
an Kdnig Friedrich Wilhehn rv.^) drQekte er mit gi-osser Be- 
stimmtheit seine Bedenken gegen den Konstitntionalismas aus: 
in konstitntionellen Staaten sei die Krone zu schwach, die 
fiktive Majorität sei der Herrscher, dessen Organe die Minister 
and dessen Willensvollstrecker der FOrst oder, besser gesagt, 

^) Rost. Z. 19. Mä» Nr. 45 a 1 and 26. Vftrz Nr. 49 8. 1. 

M) Hin^chfcM S. 283. 

60) KgL HMi8ai«h|v za Cbarlottenbiiig. 
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der Piisident bfldeten; er sei entschieden gegeu den Konsti- 
tationalismns, nur wenn der Kdnig dafür wäre, sei such er 
daftr. Der Grosshenog verstand nnter Konstitatlonallsmiis 
das, was wir hente „Parlamentarismus" (d. h. Herrsciiaft der 
Paiiamentsmehrheit) nennen. 

Im landesherrlichen Schreiben vom 21. Mftn**) wurde 
der Rostocker Deputation der erwflnschte Beschdd auf die 
Gegenvorstellung gegeben. Der Grosshenog gewährte die 
Erriehtnng von Bürgergardeu. Bei den Vorschlägeu der Re- 
gierung zur ngrftndUchen und zeitgemftssen Reform derLandes- 
vertretuiig'' femer wfirde von dem Gesichtspunkte ausgegangen, 
„dasä in den neu zu schattenden Organen alle Interessen des 
Landes und der Landesbewohner Vertretung zu finden haben.^ 
Auch sprach sich der Grossherzog ffir eine ßundesvertretung 
aus den Ständen der deutschen Länder aus.^*) Er hegte das 
Vertrauen, dass in diesen Zusicherungen Beruhigung gefunden 
und die Überzeugung gewonnen wurde, er werde den Zeiter- 
eignissen, ohne sich durcli dieselben „rücksichtslos" leiten zu 
lassen. <l*>cli williß* RpriicksichtiguTig- schenken, so weit es die 
Wohlfahrt des engeren und weiteren Vaterlandes erheisch e.ß-') 
Am 22. März wurde sodann die an die Rostocker Rats- 
depntierteu erlassene Erläutenmg der Verordnung vom H.März 
zur ölleiitlichen Kunde gebracht.*^) Ihren Höhepunkt erreichten 
die seit dem Siege der Berliner Revolution sich jagenden Er- 
lasse in der Proklaiii;\tian des Grossherzogs vom 23. März 
„Au meine Mecklenburger".^) Wie die an die Älitglieder der 
Rostocker Deputation gerichtete Antwort vom 21. März dem 
preussischeu Patent vom 18. entspricht, so entspricht diese 

61) Rost. Z. 23. März Nr. 47 B. L 

62) E.S war hier n\m dpr dem Rnsof rmannschen Antrag vorn 12. Ftsbruar 
(s. Roth und Merok: Quollonsammlung zum Deutschen difentiichen Recht seit 
1848. Erlangeo 1850—52. I, 55) zu Gimde liegende und in dem prenssiadien 
Rdrat vom 18. Hin (>. SMk und Merak I, I4ß^ widd«r lollmAhMide Ge- 
danke festgehalten im Oegensatz zu dem Plane einer nach der VoUaiahl ge- 
■wiihlteti Xiitionalvertrohinp, der in der Erkläntng; der ITeidelberger Yenanilli- 
lOQg vom .'>. März (s. Roth und Merk I. 1Ö4) ausgespnx-hon war 

^) Vgl. dagegen dm Gro««herzog8 Antwort vom 12. Maiz üO. 
M) Solnreriner offisiellm Wocheobtatt 25. Min Nr. 12 & M. 
«) Dm. 8. 63 1 



Digitizcü by ^(j^j-j.l'^ 



64 - 



Prdclamation der Proklamation des Königs von Preussen „An 
mein Volk und an die deatsclie Nation*' vom 21. Märx. Ver- 
anlasst war sie «lurcli „die gewaltige Wendang der politischen 

Verhältnisse". Sie führto aus: es liege die Notwendigkeit vor, 
dass Mecklenburg „in die Keihe der konstitutionellen Staaten 
eintrete". Es sei der „eniste Vorsatz" des Grossherzogs, dass 
der Schritt unverzüglidi geschehe", damit die üngewisslieit, 
die znr Zeit über den künftigen Verhältnissen des Landes 
sdiwebe, sobald als möglich gehoben werde. In wenigen Tagen 
würden deshalb die Ausschreiben zum Landtag ergehen. Die 
Vorlagen dazu wüixlen, „den Grundsätzen des einzuführenden 
Repräsentativsystonis gptiTii", sirli erstrecken auf die Schaffung 
unter ^iclt f^^ltnclilterechtigtor, alle Landesteile und -inteivssea 
nnifa.sseuUer „ständischer Organe". Den ^dergestalt reorguiii- 
sierten Ständen" würden ^als<>ljal<l <lie aus dem veränderten 
Systeme sich als notwendig ergebenden Gesetze für die Voll- 
endung des Verfassungswerkes und lür die vei*scliiüdeneu 
Zweige der Verwaltung" voigelegt werden. 

Der T^nterscliied zwischen dieser Proklamation und dem 
Schreiben vom März besteht in den Ausdrucken „Re- 
pi*äsentativ - Verfassung" und ,,konstitutionell". Noch am 
21. März hatte sich der Grosslierzog gegen den Ktmstitu- 
tioiiali^nius ausgespnichen, hier hingegen verhiess er seinem 
Lande die Einführung. Liegt hier eine Sinnesänderung vor? 
Hirechfeld ist dieser Ansicht, er sagt 8. 237 f.: 

„Inzwischen hatte sich in den Anschauungen des Gross- 
herzogs eine entscheidende Wendnng vollzogen. Er musste 
die bis dahin [18. llärz] gehegte Hoffiiung, eine Reform auf 
ständischer Basis dorchzufähren, aufgeben. Auch ein ferneres 
Temporisieren war unmöglich. Er entschied sich für das 
Repräsentativsystem, und die am 23. März meine Mecklen- 
burger^ erlassene Proklamation sprach dies unumwunden aus. 
Dass ihm dieser Schritt nicht leicht geworden, beweisen die 
Worte, die er später darüber niederschiieb: 

„Ich hatte bisher gesucht, das monarchische und ständi- 
sche Prinzip zu retten. Im Gegensatz zu letzteram erschien 
mir das konstitutionelle ungeeignet, weil in der Theorie falsch 
und in der Praxis nicht hinlänglich bewährt. Durch Gewalt 
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gedrängt, war ich entschlossen, den Aiiiirinf2:eu(lt>Li mich oder 
die Konstitution zui Wahl zu stellen. D.i kam dio Prokhi- 
niation des Königs vom 18., der Kampf in der Nacht auf den 
19.! Das alte System war gefallen, das konstitutionelle hatte 
gesiegt. Jetzt galt es nur, die Eiuheit Deutschlauds zu retten, 
auf die Ideen des Königs einzugehen. Die Znktmft wird lehren, 
ob dieser Weg der richtige war. Ich konnte keinen anderen 
einschlagen nach Lage der Umst&ude nnd nach bestem Willen 
und Wissen. So mosste ich denn ein Opfer bringen, aber es 
ist ein schweres!" — .** 

Das Datnm dieser Tagebachstelle fehlt uns, ffirschfeld 
hat es nicht mitgeteilt. Aller Wahrscheinlichkeit nach ist sie 
an das Ende von 1848 zu setzen. Die Worte am Sdiluss: 
»Die Zukunft wird lehren — — — * weisen auf einen Zu* 
sammenhang mit dem »rezensierenden Rückblick*^ des Gross- 
herzogs vom Sylvesterabend 1848.^ Dort heisst es: »Ein 
Urteil ftber das erstere [wie er seiner Herrscfaeraufgabe nach- 
gekommen sei] habe ich noch nicht, und wird erst die Zu> 
kunft lehren, ob der Weg, den ich mit Mecklenburg gegangen, 
der richtige gewesen ist. Eine alte, mit dem Lande ver- 
wachsene Verfasijung, die aber teilweise nicht mehr posste, 
ist begraben. Die Schablone des Tags ist angelegt Sie ist 
falsch und nicht das absolute Heil." 

Damals war die Lage aber gänzlich verändert, man war 
vom Plan der Märztage abgetrieben und hatte bose Erfahrungen 
gemacht, die vorher niemand geahnt hatte. Bedenkt man 
nun, dass Tagebücher bestimmt sind, die Stimmung des Augen- 
blicks aufzunehmen, so wird man es nicht für unmöglich halten, 
dass die Stininumg <lieser Tage rückgespiegelt worden ist auf 
den Zeitpunkt, in dem sich der Gi-ossherzog für den »Kou- 
stitutionalismus" entschieden liatte. 

Dieser Konstitutionalismus, wie er in der Proklamation 
vom 1*3. März vorlicg-t, ist aber weder (h'r, zu dem später 
übel gegangen w urde, noch auch der dem (Tror,slierzog mi?».s- 
liebige Pai'lamentarismus. E.«; ist von Hirschfeld nicht in Be- 
tracht gezogen, dass das konstitutionelle und repräsentative 
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Prinzip der Yerwirldichmig versciiiedene Möglichkeiten lässt. 
Und die ProklamatiOD vom 23. März hat denn ja in der Tat 
das ReprftsentativBystem ancfa f&r vereinbar gehalten mit 
„ständischen Organen''. Man blieb bei der ständischen Yer- 
tretnng: statt der altlandständischen wählte man eine nen- 
ständische Vertretung. Die Worte der Proklamation: „den 
Gnmdsätaen des einzuführenden Repräsentativsystems getreu* 
bedeuten nidit: den Grundsätzen des schematischeii Repräsen- 
tativsystems getreu, sondern vielmehr: den Ornndsätzen des 
Reprasentativsystems getreu, das man für Nfecklenburg fre- 
eignet hält. Die Worte „Repräsentativ - Verfassung" und 
„konstitutionell" könnten sefir t^ut in der Proklamation ent- 
behrt werden, der mit ihr identische Strelitzer Erlass vom 
25. März®') enthält sie nicht. Schliesslich sei hier eine 
Äusserung des Staatsministers von Lützow angeführt, er schrieb 
am 24. März an Dahlmann:*^) „Und doch möchten wir. dio 
wir ein .lahrhundert die Woldtat «genossen, eine anf Gewohn- 
heit fest L'^e wurzelte Vert i -snn^ /n iniiidliabün, nicht mit einem 
rein tliecuotischen Machwerk vurschreiten, wir möchten auch 
jetzt noch auf mecklenburgischem Boden fortbauen." 

Es fragt sich nach alledem, ob es dem Grossherzog ein 
Opfer war, der Repräsetitnti\"serfassung mit ständisdier Ver- 
tretnng beizutreten. Die altlandständische Verfassung: war 
dem Grossherzog teuer. Vor 1848 schrieb er:<*^) »Der fort- 
währende Güterverkauf, noch dazu an Leute wie X., ist sehr 
traurig und wird unsere Verfassung doch noch dereinst stürzen." 
Nach Schinss des ausserordentlichen Landtags schrieb er, am 



6^) Der von nn- kcnnr'n peJprnte Umschwung in dor Schworiner 
Regienuigspülitik blieb der Strelitzer liegiorang erspart, teib weil der Gross- 
berzog abwe-send war, teils weil die Beformbeweguzig dort später einsetzte. 
Das AntwortMihieibeii vom 19. IQn an den VagiBlnt von NealxnuideDlniig «nl 
die Petition vom 15, Mb-z (s. Rost Z. 18. Min Nr. 44 2. JiVMg. 8. 2 und 
24. M'Att Xr. 48 S 1) besagtr^ liiiss der Orossherxog „die Anfordcmn^n dt-r Zeit 
üirlit unbeiiL'htot la;«on" vrürdi-. Dif Pniklamation vom 23. März (.'rhuisditc von 
GroüHberzog Georg ,,aucli etwas äimliches/^ ä. flirschfeid 6. 283 und Offizielle 
Beilage nun 23. Stfick der MeoUettlniig-Stielitsiaclien Anseigen tou 2«. Hin. 

<») Springer, Dahlnuum II, 214. 

^ Hira(^hfe1d S. 230, olme Datnm mitgeteilte T^gebaohataUe. 
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17. Mai:'ö) „Oie alte ehi würdige Verfassung ist zu Grabe 
getragen, die Berliner Märztage haben diese Wemluug herauf- 
beschworen!" Aber der Grossherzog vorschloss den Mängeln 
der Verfassung sein Auge nicht. Schon die erstere Aushissiing 
erkennt an — wenn auch unausgesprochen - , dass das rriuzii» 
der Vcrti'etiing als Annex des Gutes nicht mehr passe. Nach 
einem Briefe vom 18. Juni 18Q0'^) zu urteilen, gab es ihm 
den grössten Anstoss, dass der Mittelstand von der Teilnahme 
am Staatsleben ausgeschlossen war. Es hätte demnach hei 
einer Reform die Standsehalt durch die Wahl ersetzt werden 
müssen. Ansaerdem bedingte dne «Yerftadmng und Yer- 
besserang -der Yerfossung'', die der Orossberzog schon in der 
S. 57 erwähnten Antwort vom 12. März an den Schweriner 
Magistrat für „notwendig und nnanfschiebbar** hielt» die Anf- 
hebnng oder doch möglichste Beschränkung der Itio in partes, 
zumal nach den »Erfohrungen der letzten Jahre,* indem 
durch die Itio in partes die Steuerreform vereitelt worden war. 

Diese beiden Punkte,'') namentlich der erstere, waren 
aber entscheidend. Sie wurden als die Hauptmängel der Ver- 
fassung empfunden vom Volk wie auch vom Försten. Es 
fragte sich, wie sollten sie gehoben werden. War der Gross- 
hensog einmal entschlossen, diese Mängel zu beseitigeQ, so 
konnte ihm ein Opfer angemutet werden doch höchstens bei 
der Frage, iii welchem Masse nun und wie weit die Ver- 
änderung der Verfassung durchzuführen sei. Die Entscheidung 
dieser Frage stand aber beim Grossherzog. 



■0) Hirechfeld S. 251. 
71) Dm. II, 174. 

7^ Des Orossherz(^ Antwort vom 12. März, Rost. Z. Ii. März 
Nr. 42 8. 2, 

18) Heiner — ganz unsicheren — Vermutung nach beschränkte sich dos 
Grus.sher/ups Refonnabsicht auf Pogges Antrag, die Zoitumstüiid)* werdon die 
üofortige Rinfügiinir dm Domaaianu» in den stündischen Verband bewirkt haben. 
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Die Wirkung der Märzrevolution und die Bewegung im April. 

Der Jubel über die Proklaniatiou vom 23. März war in 
den Städten unendlich. ^4) Durch ihre VerheissuiiKiMi waren 
zwi.sclien dem Grosslierzog und seinem Volke „das Band neu 
♦»■o^^clilnii^en," \vi(! der Gro.ssherzopi^ am März, dem Ta<;(» 
iiacli (h'v VoröftfMitlirlnmo: der PrdklaniHtinn, der iliiii daiikru- 
deii und lj»^gt'i>ti i t zujubeiiideii \ <»lksnu'nge erkhirtt'. Du* 
Geffdde, die dui t Ii die Persönlichkeit des Grosshei*zogs und 
.seine Zu.sagun damaLs iu dem \ ulke aus«^eir)st wurden, können 
nirlit Itosser chai akterisiert werden als durch die Woi*te ehies 
M;iiiiie.s, der später der demokratischen Linken der neuen 
Landesvertretunp^, der sogenannten Abgeordnetenkammer, an- 
gehörte: ^Eiii juugtir Fürst, de.ssen Geschichte uns noch kein 
schwai/t.-, Blatt entgegenhielt, durfte zu den freudigsten Er- 
wartungen berechtigen; mau schätzte sich glücklich, Meckleu- 
burger zu heisseu." 

Von manchen wnrde jedodi die Proklamation nicht ohne 
liilisBtniuea aufgenommen. Binen deuteten isländische Organe** 
auf ein Beibehalten der stitndischen Form hin. Von Volks- 
vertretung sei nicht die Rede, über Ministerverantwortlichkeit 
sei geschwiegen. Die Regierung hätte nicht aus Überzeugung 
gehandelt, sondern nach dem Vorbild der prenssischen Politik 
dem Drange des Augenblicks, der Notwendigkeit der Um- 
stände nachgegeben und snche durch ^vieldeutige, der ver^ 
schiedensten Auslegung fikhige Worte" das Volk zu beschwich- 
tigen.^ 

Aber wer hatte denn nm Ministerverantwortlichkeit, wer 
um eine in diesem Sinne gemeinte Volksvertretung angetragen? 
Nur m der Wismarer Petition vom 12. März^*) wurde um 

7i) FreimUth. Abencll>latt 31. März Nr. 1526 Sp. 253. Neue Schweriusche 
politüche Z. 29. mxz Nr. 38 S. 1, Rost. Z. 4. April Nr. 55 S. 1. 
TB) Boti Z. 28. mn Nr. 60 8. 1. 

n) fioltin: Ueoeste Zastliide und "BnagcS»» in Meckleoboig-Schveiin. 
Schwerin 1851 S. 29. 

77) Rost. Z. 8. April Nr. 50 S. 1 , 7. April Nr. 58 S. 1, 27. April 
Nr. 75 S. i. Meckl. Blätter 8. April Nr. 2 S. 10, 15. April Nr. 4 S. 35, 

77») Bm(. Z. 14. Hftn Nr. 42 8. 2. 
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Ministorverantworttichkoit gebeten, alle die Übrigen Petitionen 
hatten darüber geschwiegen. Während die Rostocker Petition 
vom 15. M%Tz noch St&ndevertretung wollte, wurde jetzt auch 
diese verworfen. Dnrch die Berliner Siegestage der Revo- 
lution hatte Mecklenburg den stärksten Stoss erlitten, sie 
hatten auf das Land eine ungeahnte Wirkung ausgeflbt Es 
genfigte, dass Österreich und Preussen den Konstitutionalismus 
angenommen hatten, um ihn audi f&r Mecklenburg zu bean* 
Sprüchen. In der Rostocker Petitioii vom 15. März war nicht 
der Wunsdi nach einer konstitutionellen Verfassung geäussert, 
in der am 21. März zwischen dem Grossherzog und der 
Rostocker Deputation geführten Unterredung jedoch bat diese 
Qber die von ihr fiberreiditc Petition hinaus dem Grossherzog, 
er möge seinem Volke nicht vorenthalten, was in Östen*eich 
und Prenssen zugestanden seL^) Den durch die Berlinpr 
Tage hervoi^erufenen Umschwung in den Gesinnungen be^ 
zeichnet auch oin Ai*tikel in der Rostocker Zeitung vom 
24. März sehr deutlich, ^^j Dort hiess es: „Wir wollen freie 
Deutsche sein," „wir wollen . . . keine Sklaven sein.** „was 
Preussen tun musste, kann Mecklenburg auch tun ; man woUe 
„nicht limfror hinter den Fortschritten Rciiiar deutschen Mit- 
brüder /urückbleiben'*, drum wolle man „eine nicht auf 
ständisilie Gliederung, sondern auf das ganze Volk basierte 
Txcpräsentativ-VtMfassung mit allon ihren strengen Konse- 
(juenzen;" „in eiuür Zeit, in welcher die Geschichte nicht 
nach ffahren, sondern nacli Stunden vor sich geht." könnton 
nur nodi „die energischsten Mittel, auf das schiu ll>tt* dmch- 
geführt" zum glucklichen Ziele führen. Es gab nur wenige, 
die von den Zeitereignissen nicht unp^estimmt worden wären. 
In seiner vor Mitte Apiil erschienenen Deukschi-ift^®) „DieRefonn 



Boiten: Bericht in der VolksveiBammlung von 25. Ißn, Bast. Z. 
20. Man Nr. 49 6. 1. Von einer iiiuibtrlf^idieii m&ndlidien Weisung an 

die DeputatioQ wird nicht» gemeldet, es bleibt also nor übrig, dass die Di'pa- 
tation, den veränderten Vf>rhäItnis<:on Rf'fhnnng traf^'^nd. solhstiiiulif; diesen 
Wunsch äusserte, was aui h dtni Bi'ifiill dur Volkbvöi"hamuiluog vuni 25. Marz fand. 

Wuü wir wüliun, was wir nicht wollen, Jimt. Z. 24. März Nr. 48 S. 1. 

^) Sie war im Auftrag des Schweriner Magistrats geschrieben zur 
tfcthrienuig von Fonee Antiag. VgU B. 35. 
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der Landesvertretiini^^'^ hatte Senator Pohle aus Schwerin <i) 
das ständische Prinzip vorgeschlagen, weil er der Übei7.eugiing 
war, ndass die bestehenden Interessen in einer konstituierenden 
Yttrsammlung: vertreten sein raüssten, um ohne Überstürzung 
das wahre Wohl des Vaterlandes begründcii zn köimen*^'-)." 
Hierauf wies er in seiner j^egen Mitte April folgenden Schrift 
„Die Besclilüsse des Frankfurter Kongresses und unsere Ver- 
fassungsreform" hin und fährt dann fort: „ Allein wer konnte 
denken, dass mit solchen Riesenschritten der Geist der Freiheit 
seine Rnnde durch Europa machte, wer konnte nur im min- 
desten ahnen, dass heute schon anti(|uiert ist, wn--- iv>rh vor 
vier Woclien von mancher Seite als eine Ansfyeburt destruk- 
tiver Tendenzen verschrien wurde^^)." Ein*' Srlus eriner Adresse 
an den Grossherzog vom 23. April ferner meint: „Wir ver- 
kennen nicht, dass ein auf dieser Basis ruhendes Wahlfjcesetz^*) 
noch vor kurzer Zeit mit Freuden begriisst wäre, jetzt ist 
für eine solche stäuilL^i he Gliederung zu spät." Wurde im 
April noch Interessenvertretung begehrt, die im März doch 
allgemeiner Wunsch gewesen war, so hiess das jetzt „reak- 
lioiiäres Treiben^). Ein Artikel im Freim itiiren Abendblatt 
vom 4. Juli 1848^ gibt dafür die Begründung, dort wird 
gesagt: „Wir sind geistig und materiell eine Provinz vun 
Berlin in nicht minderem Grade als Vorpommern und die 
Provinz Sachsen; unser Wohl und Wehe wird dort gemünzt. 
Dies erklärt hinreichend, warum wir nicht bei der Keform 
stehen geblieben sind, vdche auf nnsrem yorigjfthrigen Land- 
tage zur Sprache kam und auf welche sich alle nnsre Wünsche 
SU beschrftnken schienen.' 

Die ti'eibende Kraft stellte sich vor allem in der Rostocker 
Kommitte (Ausschuss) der Volksversammlungen dar. In der 
Volksversammlung vom 18. März hatte man den ersten Schritt 

si) 8. B. 50. 

83) Die Berahlüsee des Fnuikforter KongieaMS und oiiMire Yerfanmig»- 
leform S. 13 f. 

D. Meckl. T^indtagsbote 23. April Xr. 1 S. 8. 

Gemeint ist der Regienuogseatwurf, s. ö. 82 f. 
») D. HmU. Undtagsbote 26. Apiil Kr. 2 6. 5. 
W) 4. Juli 1848 Nr. 1640 8p. 606. 



Digitized by Google 



— 71 — 

zur Oiiganisation getan durch die Wahl eines ständigen, ans 
16 Mitgrliedem bestehenden Ansschusses; derselbe war be- 
stimmt die Yersaromlnng zu berufen und xa leiten Diese 
Rostocker Eommitte wies in üurer Aufforderung vom 23. Marz^) 
darauf hin, dass vor übei*grossen Hoffiinngen schon die Er- 
wägung Eurftckhalten sollte, dass zur Entscheidung über die 
Yertretnngsreform dieselben Stünde mitzuwirken hätten, die 
noch vor drei Monaten alle Anträge auf Reform zurflckge- 
wiesen und von deren grossem Teile ndt Recht gesagt 
werden könnte: sie haben nichts vergessen und habon nichts 
gelernt! Bei der Nähe des entscheidenden Augenblicks tue 
festes und äbereinstimmendes Handeln der „Freunde der 
Reform" not. Zu diesem Zwecke forderte sie die „Manner 
de.s Fortschritts'' auf, Deputationen aus ihrer Mitte zum 
2. April nacli Güstrow zu schicken. 

Von 173 Deputierten, unter denen sechs von Domanial- 
ämtern waren, war dieser erste Reformtag beschickt; ausser 
Dömitz und Fürstenberg waren alle Städte vertreten. Die 
Knstorker Knmmitte leg^e in 17 Punkten PropositioTien zur 
Besprecluuis vor. Sie waren eine Zusammenziehunp: der 
^Zwanzit; Forderungen der Mecklenburger.'' Diese Forderungen 
waren von llnttmann von Fallersleben und Rudolf Müller^) 
in Holdorf entworfen, in Hamburg sodann von Hoffmann nach 
dem allgemein deutsclien Muster vervollständigt und am 
2*2. März gedruckt mitgebracht™'»). Die Propositioneu wurden 
durt h Beifall angenommen. Der erste Punkt lautete im Gegen- 
sätze zur Proklamation vom 23. Miii-z: Repra.sentativverfassung: 
alle Laudeseinwohner umfassend, wobei alle selbständigen 
Miiinier über 25 Jahre Wäkler sind. Zwisehenwahlen, Abge- 
ordnete 30 Jahre alt. Eine K.uumer. Ob Zensus? — Bei der 
ijiiizeldebatte entstand über diesen i'uukt eiue lange Aus- 



^) Eost. Z. 19. }tlärz Nr. 45 8. 1. Allmouatlich schied der vierte 
IUI M8. 

M) Dn. 24. März Nr. 48 S. 4. 

89) ProtokoU, gehalten in der öffentliclion Versamiriltm? der Deputirton 
Meoklenbargischer Hefona-Freunde su Güstrow am 2. April 1Ö46. Güstrow 1818. 

90) Vgl, S. 4. 

9te) HofteüBi von lUMtlwii Mfin Leben. 6. Band S, 2a 
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eraandersetsnng» Dr. Haapt ans Wismar entwickelte da.s 
Prinzip der Interassenvertretang in einer glänzenden Rede, die 
ihre Wirkung auf die Versammlung nicht verf^te. Mecklen> 
borg sei in der i)oiitischen Bildong noch weit znrack, eine 
inmitten der einzelnen Berufestände vorgenommene Wahl bilde 
das Volk politisch heran ^0- Andre waren für ein gemischtes 
Wahlsystem, vorwiegende Stimmen entschieden sich für die 
reine Repräsentativverfassnng. Bei Punkt 2 : Alle politischen 
Sonderrechte sind aufzuheben, wollte Student Weckmann aus 
Parchim auch die des Herrscliors anf^ehoben wisson, — ein 
dreim:i1if}:es donnerndes Hocli auf den Orossherzog war die 
Antwort der Versammlung. Bei den Hegierüugf»n wurde be- 
antragt, sie möchten die Vorlage zum Landtag vorher ver- 
öffentlichen und bei ihi'er Herntung die in den 17 Punkten 
sich aussj>recheiuleu Wünsche bei'üek.sichtigen. Auf Yorsdilag 
von Dr. Ki[)pe fieschlos.'S man ferner die Begrfinduntr von 
Reformvereitien und die Eniennung der Rontocker Krunniitte 
zur gesehaftssleiteuUen Zeutralkommitte. Als Organ wurden 
die Meekleiiljurgischen Blätter gewählt. 

Mit der Ausführung dieses letzten Beschlusses fand die 
Reformbewegimg ihre Organisation; in allen Städten und aiii 
dem Lande wurden Ueformvereine'^"'^) gegründet, die durch ihr 
Zentralorgan auf das engste zu.sammenliingen. Ijtirgerwehr 
und Reformvereine füllten die politische Betätigung der Städter 
ans. J. Wiggers sagt in meiner Selbstbiographie S. 115: „Die 
Bürgerwehr gehörte am den Einrichtungen, weldie man eine 
Zeit lang für ein anentbehrliches Stück der neuen Staats- 
ordnung ansah.* Vereinzelte Arbeiterkrawalle wie der in 

91) Protokoll S. 4 f. und lieckl. JBlfttter 12. April Nr. 3 S. 2(3. 

91») Pa<^ Statut (h-> Reformveroins zu Rostock lauteto: § 1 Zweck: Hc- 
fördeniug ilei politischen Reform. 5; 2 Mitglieder: Jeder ehrenhafte Mann, der 
»ich ia die Liste einzeichnet, Aostritt uubeschränlEt. § 3 Vorstand: 16 Mit- 
glieder, gewüblt Ton der aUgemeinen Yenanunliiogf monatlidi m emeaert, 
mit einem TonitieDden und dt ssen Stellvertreter, mnom Kossonvorwalter iiad 
Protokollführer. — Öffentliche Rechnungsablogiing. § t Versammhingen : 
Durch öffentliche Bokanntmaclnmjren anzuzeigen, bindende IJoschlüsse durch 
die Mehrheit der erschienenen Mitglieder. — Nichtmitgliedern Lst Zutritt um! 
Tnbahme aa don Yeriiandliiqgeii, nicht an den Besolilässen und Wahlen ge- 
stattet. UamK iinp. Komsp. Nr. 87 Schreiben «oa Rostock ?. 6. ApnL 
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Schwerin vom 13. März'^) wirkten mit m ihrer Grändang. 
Ausser solchen Krawallen, die man wohl auch als sUnfog*' ^'0 
bezeichnete, war die Bewegung in den Städten besonders gegen 
die Bflrgenneister gerichtet Mancher von ihnen, der das 
Yertranen der Bürgerschaft nicht mehr besass, mnsste jetait 
seine amtliche Wirksamkeit verlassen.^) Im übrigen aber 
willfahrten die Bürgermeister den Wünschen ihrer BAiger- 
schafken nnd überreichten deren Petitionen, gewöhnlich noch 
mit Anschlnss einer eigenen, den Landesherren.*^) 

Diese Unzufriedenheit mit den Bflrgermeistem hatte, wie 
wir früher sahen, in der Stellung derselben zu ihren Bürger- 
schaften ihren Gmnd, und so geht Hirschfeld zu weit, wenn 
er meint, dass „voriierrschende Faktoren*^ bei den Ans* 
lassnngen gegen die Bürgermeister „die Neigung zu lärmenden 
Anflänfen, der Trieb der Naohahmnng** gewesen seien. Er 
. entwirft folgendes Bild von jener Zeit, S. 241: „Neugier, 
Skandalsncht, das Gefallen an politischer Kannegiesserei Uhrte 
immer neue Scharen in die Reformvereine. Mangel an Autorität 
bei den Fülii ern, das Aasbleiben passender Belehrnng nnd 
hier und da auch wohlbe\vusst(« Hetzen ehrgeiziger Intriganten 
veranlassten in sehr vielen Orten tunuiltuarische Anfti'itte nnd 
Exzesse. Im Laufe des April fanden derartige Krawalle statt 
in Röbel — — . Meistens waren dieselben gegen missliebige 
Bürgermeister oder Beamte (gerichtet; nirgends aber hatten sie 
einen ernsten oder gefährlichen Charakter. Die Neigung zn 
lärmenden Aufläufen, der Trieb der Narhahmuii«' waren dabei 
vorherrschende Faktoren. .leder Ort wollte auch seine kleine 
^Revolution" habcMi. Mit Hülfe der Bür^erwehr, die überall 
eingerichtet war, gelang es gewöhnlich Itald, die Ruhe wieder- 
herzustellen.'* Hirschfeld tut dem Charakter der Bewegung 
im März und April 1848 damit doch wohl Unrecht an und 
uialt übertrieben nur die eine Seite der üergänge. Alle 

«) Freimüth. AbendUatt 17. lOn Nr. ISU Sp. 21&. 
<B) Dw. 

W) Das. 7. April Nr. 1527 8p. 266. 28. April Nr. 1530 Sp. 334, Rost Z. 
29. April Nr. 77 Beilage S. 1, P. p. Wochenblatt 18, April Nr. 31 S. 249. 

06) Kost. Z. 12. Mar/ Nr. 41 S. 1, 16. März Nr. 43 S. 1, 18. UMz 
Nr. 44 2. Ausgabe S. 2, 24. März Nr. 48 S. 1. 
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Quellen am jener Zeit besengen, dass gleichzeitig auch ein 
Schwung, eine Bcgeistenuig, ein Glaube an Ideale durch jene 
Zeit ging, die man aus dem Bilde dieser Tage nicht streichen 
darf. Man braucht wohl nur an die Wirkungen des Einheits- 
gedankens zu eriimem. Selbst die Fürsten veimochten sich 
dem Zuge dieser Zeit nicht zu entziehen. Am 26. Mäiz 1848 
sagte Grossherzog Friedrich Franz: „Möge Gott das Vaterland 
schätzen in der Bahn, in die es der Schwung der Zeit und 
dpr Völker hineingetragen**.*^) In seinem „rezensierenden 
Rückblick" vom Sylvesterabend 1848 bekannte er: »Die 
sich lebhaft zeigende lAvlie. des Mecklenbui^ers für seinen 
Fürsten erfreute mich, das Richtige in dem Stormesdrang 
der Zeit begeisterte mich." In seinem Brief vom 17. Januar 
1849 an König Friedrich Wilhelm TV.^) forner ging er von 
der Ansicht aus, ^dass gesicherte Zustände in Deutschland 
nur j^ogi'iindet werden koriTipn, wenn man den Idonlcn der 
Zeitj wie sie diLS Jalir 1848 ans Tageslicht geh l a cht, ge- 
hörig Rechnung trägt und das Frankfurter Experiment nicht 
zerstiirt, sondern sorgsam benutzt, indem es mir als der selbst- 
geschaffene Angelpunkt erscheiTit, ;ni dein man Deutschland 
in seinem tiefsten Leben fassen und leiten kann." Noch sei 
liier ein Zeugnis von dem edlen Menschenfreund von Thünen 
angeführt. Er schreibt an seine Tochter am 20. März 1848:^^) 
„Jeden Tag senden wir zur Post, die Zeitungen werden am 
Nachmittage vorgelesen und währeiui des Vorh\seus l)iu ich 
stets in einem fieberhaften Zustand:*' am 1. April: ^^O) ^ich 
werde und muss hinreisen [znm Landtag], wenn meine Ge- 
sundheit es irgend erlaubt. Denn dies ist eine Zeit, die mich auf 
das Tiefste ergreift, erwärmt und bewegt. Aus meinem ein- 
samen Vei-steck muss ich jetzt wohl heraus;" und:^®^) »Ich sehe 
das Heil der Menschheit erblühen und danke Gott, dass ich 



96) Rost Z. 2a Min Nr. 60 a 1. 
«7) HinohMd a 280. 

98^ Kgl. Hansarclilv zu C3iarIotte&biii8^ zitiert noch Hiraohfeld 8. 290, 
wo der Brief vollständig abgedruckt ist 

99) Schumacher: von Tbönen & 288. 
MO) Das. 8. 290 t 
14») 0UL a 289. 
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diese wnndervoUe, herrliche Zeit noch erlebe.^ Maltsan sagt 
in seinen Landtagserinnemiigen, S. 23: „Es war, als ob ein 
elektrischer Strom die einen anf das Ansserste erregt, die 
andern gelähmt hätte. Wer es nicht mit erlebt hat, macht 
sich schwer eine Vorstellang davon und Karl von Lfltasow: 
Mecklenburg-Schwerin im Jahr 1848 S. 9: „Denn es war ein 
Morgen angebrochen, wie die monotone Welt des Schlendrians 
ihn in dreissig Jahren nicht gesehen." 

Von den Refonnvereinen gibt Hirsdifeld auch kein 
richtiges Bild. Alle Äusserungen aus jener Zeit behaupten 
gerade, rlass sie diircli Aufklärung und Erörterung der poli- 
tisch-sozialen Fragen Nutzen gestiftet hätten, ^^^) der „Aufruf 
an Mecklenburg" (s. S. 79) z. B.«») erkennt an, S. 29, dass 
sie sich durch Leitung der Masse und der Reformangelegen- 
heiten in der gefahrvollen Zeit Verdienste um Mecklenburg 
erworben hätten. Merkwürdig ist, dass Hirschteld am Schluss 
alle seine Behauptungen wieder umstösst durch das Lob, das 
er den Bürgerwehren erteilt. Gewiss ist dies Lob berechtigt, 
denn auch der Grossherzog Friedrich Franz erkannte in seinem 
Schreiben vom 21. Miirz an, dass die Rürgerwehr ^zur 
Anfrecliterhaltung der öffentlichen Ruhe und Orflining sich 
vortreftlicii bewährt** hätte. Aber wer war die Bürger wehr? 
Hatten nicht gerade die Städter, die Reformer um sie ge- 
beten? '^^) Rekrutierten Refonnvereine und Bürgerwehren 
sich nicht aus densellien i^ewolmern? Der Hostocker Bürger- 
meister und Rat meiiuM) in ihrer Bittschrift vom 8. März:'*^^) 
„Natürlich aber muss die Burgergarde zu die.ser schweren 
Funktion durch die Übei'zeugung gekräftigt sein: dass die 

102) T. Widtede: Betrwbtniigen über die Rrform-Bewognngeii. Fratm&tb. 
Aliendblatt 28. April Nr. 1530 Sp. 328. Advokat Uobein: Die KefoimTOrainfl} 
das. 26. Mai Nr. 1534 Sp. 402 und d.i.s. 2. Juni Xi. 1535 Sp. 130. 

108) Dius. 26. Mai Nr. 1534 8p. 403; Kost. Z. 22. März Nr. 46 2. Aus- 
gabe Beilage; Hamb, onpartb. Correspondent Nr. 78 Rostock 28. März uod 
ür. 98 Sdnreriii 14. ^ril (dieser Koneepondent ist Htrfttiibent, dem „Becihte- 
und OxdimngBliebe'^ über alles gah^i Lätsow a. a. 0. S. 24 f . 

v^i) Rost Z. 23. März Nr. 47 8. 1. 

106) BoBtocker Petition vom 16. Hin, das. 22. lUn St. 46 2. Aus- 
gabe S. 2. 

V») Das. 11. März Nr. 40 2. Ausgabe 8. 1. 
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auf dem Wege der Loyalität vorgebrachten gerechton Wünsche 
des Volkes bei der Obrigkeit resp. firhörung und Unter- 
stützung finden werden, denn sonst ist von ihr nichts weniger 
als Aufrechterhaltung der legalen Autoritäton zu erwarten.** 

Wurde mit Begründung der Refonnvereine durch die 
Güstrower Beschlüsse vom 2. April die bisher zwar mnige, 
aber nicht einheitliche Reformbewegnng einheitlich organisiert, 
so war andererseits durch die Annahme der 17 Güstrower 
Punkte eine sachliche Uneinigkeit unter die Reformfreunde 
gebrarlit. Über den 14. Punkt, der „Froiziig^igkeit und Annen- 
versorguug nach grösseren Kreisen" forderte, ^pri<»t d(»r Hand- 
werkerstand in grosse Aufregung. Durch die 1^ reiziigigkeit 
und die nach seiner Besorgnis daraus folgende Gewerbefreiheit 
glaubte er seinen Ruin vor Augen zu seh^n "^''^) Am 24. April 
versammelten sich Deputierte des Gewerbestamies in Güstrow. 
Man beschloss zwar, dass die Niederlassutig in den Stfidten 
erleichtert, das Geweri>e jedoch wie bisher nur den Städten 
zugewiesen bleiben solle, femer \\ iins(]ite man eine gleiche 
Zahl der Vertreter von Stadt und Land in der neuen Laudes- 
vertretung. 1**) 

Hat nun, müssen wir fragen, dies Moment bewirkt, 
dass sich innerhalb der Reformbewegung eine Scheidung der 
Parteien anbahnte? Hirschfeld niisst ihm grosse Bedeutiuig 
bei und meint, S. 244: In den Kreisen des Kleingewerbes be- 
soigte mm „die Folgen einer Grewerbefreilieit, welche der 
AitEkel 14 der Gflstrower Beschlüsse anzukündigen sdiien. 
Hier lag der Keim zu einer Spaltung der Refbrmpartei, die 
auch später wirklidi eintrat.'* Ich glaube, dass Hirschfeld 
diese Ansicht der Schrift Soltaus «Neueste Zustände und Elr- 
eignisse in Mecklenburg" entlehnt hat, dner Schrift, die er 
jedenfalls gekannt und gelesen hai^^ Soltau sagt S. 34: 
«Wie schon angedeutet — wie das Institut der Bürgerwehren 
die Beaktion unbewusst und im Stillen zeugte, — so wurden 

107) Meckl. Blätter 15. Ai.iil Nr. 4 S. 39 f., 22. April Nr. 6 S. 62, 
Rost. Z. 12. April Nr. S. 1, 18. April Nr. R7 R. 4. 10. April Nr. 68 Bei- 
lage S. 2, 20. April Nr. 69 Beilage Ö. 2, .j. Mai Nr. b2 Beilage S. 2. 

u») Ro8t Z. 26. Afufl Nr. 74 a 2. 

u>) Hinohfeld & 372 AmiMtkiuig. 
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die Bestrebunpfcn der Gewerbetreibenden bewiisst oppositionell 
gegen die Kiclilmig der Zeit und gaben der Kt aktioii offene 
Nahrung. Kaum hei'vorgetreteii iu ihrem Streben, so unter- 
blieb auch nichts, um den entstandeneu Widerspruch zu nähreu, 
mkl die Keime zur Scheiduug der Refoiiupai*tei iu Koustitu- 
tionelle und Demokraten finden aich hier.** Soltaa lässt es 
sich ab«r angelegen sein, fiberall Beaküon zu wittern; diese 
Tendenss sieht man schon dieser Stelle zur Genflge an. Julius 
Wiggers, dessen Schrift „Die Mecklenburgische konstituierende 
Versammlung und die vorangegangene Keformbewegung'^ 
Hirschfeld ebenfoUs kennt« sagt dagegen, S. 27: „Mit 
einer beruhigenden Erklärung der Regierung vom 8. Mai 
(Rost Z. Nr. 93), auf welche in einer abermaligen grossen 
Handwerkerversammlung in Güstrow am 15. Mai hingewiesen 
werden konnte, endigte diese Bewegung, welche im ganzen 
genommen einen Gegensatz zu den Bestrebungen der Reform- 
verdne nur insofern bildete, als man auf gldcher Anzahl 
städtischer und l&ndlicher Vertreter bestehen zu müssen glaubte, 
indessen doch manche Mitglieder des Gewerbestaudes den Re- 
fonn vereinen entfremdete, andere selbst in eine feindliche 
Stellung zu diesen veraetzte. Später richtete sich der Blick 
der Handwerker, was ihre Gewerbeinteressen anlangte, mehr 
nach Frankfurt, wo dem Gewerbekongresse auch zwei auf 
der Güstrower Versammlung am 2. Juli erwählte Deputierte 
aus Meckleuburg, — — beiwohnten." Einen wie grossen 
Sturm auch immer die Besorgnis vor der verhassteu Gewerbe- 
freiheit unter dem Gewerbestand hervorgerufen haben mag, so 
war doch der hierdurch hervorgerufene Zwiesjtalt innerhalb 
<1or Ri'tni-ni\ ereine nur ein vorübergehendei-. Dielv« »stocke)- Volks- 
versammlung vom 19. April entschied sicli „biut und ein- 
stimmig" gegen die Gewerbefreiheit nnd für i iii auf vernünftigen 
Grundlagen ruhendes Innungswesen mit zcittjciiuissen Verbesse- 
rnnß:en.^^*) Der Vorstand des Rostoekf'i l ü fonn verein? berichtigte 
It nit'r am 5. Mai in der Rostocker Zeitung ^^'^) eiue ander- 
weitige Nachricht dahin: die Gewerbetreibenden „gedachten 

110) Dill 

IH) Kost. Z. 20. April Nr. 69 S. 1. 
112) G. Mai Nr. 83 BoUage S. 2. 
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BO wenig die vorhandene Aufregung über die nussveratandene 
FreisQgigkdt anszübettteo, dass sie im Gegenteil, um solche 
nicht zu vermehi'eo, eine Privatkonferenz mit dem Vorstand 
nachsuchten'^. Gegen Mitte Mai meinten denn auch die 
Mecklenburgischen Bl&tter^^f), „die Gespensterfurcht vor Ge- 
werbefreiheit** sei doch wohl endlich besiegt. Wir glanben also 
die Eirschfeldsche Meinung einsrhr&nken, die Bedeatnng der 
Gewerbefireiheitsfrage fär die Sondemng der Parteien geringer 
veranschlagen zu müssen. 

Diese Sondemng trat zwar erst im Juli em, wurde aber 
bereits im April angebahnt, ^er war es jedoch nicht die 
Gewerbefreiheitsfrage, die diese Anbahnung bewirkte, sondern 
die Frage nach der Wahlart der neuen Landesvei*tretun^. 

Bis zum Siege der Berliner Kevolutinn hatten sich in 
Mecklenburg die Wünsche aufständische Vertretung beschränkt, 
von da ab fing man an, zu der reiTien Repräsentativverfasäuug 
überzugehen, in den Güstrower Punkten endlich gelangte sie 
zum Siege. Waren in jenem Wunsche alle Freunde der lie- 
form einig gewesen, so war durch diese Wendung eine 
Meinungsverschiedenheit unter ihnen eingetreten. Die früheren 
Gegensätze von stnndiscli und repräsentativ wurden \on dem 
Boden der laudstiindischen Verfassung auf den der repräsen- 
tativen Verfassung verpflanzt. Die einen wollten das konsti- 
tutionelle ^vstem auf der „deinokratischen Grundlage der 
gleichen poliiisehen Rererhii^^un^' aller Staat^lnlrc;-»'!-".!'-*) die 
anderen auf der ständischen Grundlage gleichbürüchtiytei' Inter- 
essen aufgebaut \sissen; daneben machte sich ein** di-itte 
Richtung geltend, die rme Vennittelung und Ergänzung zwischen 
beiden Ansichten herbeizuführen suchte. Die radikale Ansicht 
fand iliren Ausdruck in den Güstrower Punkten, auch in den 
Zeitungen nuK^hte sie sich stark geltend, in der sehr fnicht- 
baren Brosclnitvuliteratur jedoch verhältnismässig schwach. '^^) 
Die zweite Aubicht war veitreteu in der Wismarer Tetitiou 

IIS) 13. Mu Nr. 12 B. 117. 

1^4) Hegel : Betrachtungen fiber dio Meddeaboi^giache YerfMBonggref omit 

Baet Z. 11. April Nr. 61 S. 1. 

Uü^ Langfüldt: Über Vorfassungsreform in Heoklouburg, IVtorinaiin : 
Zar Reformfrage und das Fingblatt „An das YoW*, 
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vom 32. ApriPi*) und deron ausfOhrlicher Entwicklung im 
„Aufirof an Meddenbnrg'^.ii^ In der Wismarer Petition war 
gewünscht ,,eine solche Vertretong der NationaUntereeeen» 
welche nach allen Richtungen hin in Schwebe und Gleichge- 
wicht steht) der Revolution nicht aug&nglich wird nnd einer 
seitgemassen Reform immer offen steht^. Dieee Ansdrucks- 
weise ist insofern beseichnend f&r die zu Parteinngen all- 
mählich f&hrenden politischen Richtungen, als dies „nach allen 
Richtungen hin in Schwebe und Gleichgewicht^ als gefiägeltes 
Wort zur Bezeichnung der Konstitutionellen s))äter von den 
Demokraten verwandt wurde.***) Die Wismarer Petition stellte 
sechs solelier Nationalinteressen als Grundlage der Vertretung 
auf.^'^) Eine ständische Yei-tretung ähnlich der später im 
Kegierungsentwurf '''^) vorgeschlagenen verfocht in den Städten 
besonders Senator Wilbrandt aus Parcliim in den Mecklen- 
burgischen BliUteni und Piistor Staiak^^) im „Sendschreiben 
an die Freunde des Vaterlandes". Ihre eigentlichen Füi-sprecher 
al)or fand sie in der iiittci schaft^'--*) Bemerkenswert ist, dass 
Willji andt und Staak die abhän^geii Klassen wie Büdner u. a. 
von der Wahlfähigkeit ausgeschlossen wissen wollten. Für 
ein gemischtes ^Vn^^lsy.s'te^l trat Obcrappellationsrat AckernniTin 
in einer eigenen 8clirift^^^) auf den Plan. Nach ihm verteidigte 

"6, Aufrut an MeckK-nburg. Wismar. (24. Apill 1848) 8. 38. 
11") Die Schrift ist hiklistwalit^icheinlich von Hftupt vorfasstf vgl, Ö, 72 
und Kost. Z. 29, April Nr. 77 S. 1. 

118) Anoh die Ausdrücke „Eftllihttt^S »TenAnftigen S „B<»oiuieiien** die 
gegen sie gebrancht wniden, IcemeD aehon vor, wenn anoh nnr in penSnlieher 
Verwendung voa Profeseor TOrk gegen Fntaetor HogeL MeoU. BUtttor d. Mai 
Nr, 9 S. 87 f. 

119) Die Interessen umfasstcn 1) Handel, 2) Gewerbe, 3) Gelehrte, An- 
gestellte^ Kflneller, 4) Orofisgrondbesitz, 5) Eleingrandbeeits, 6) Büdner, Häusler, 
Handwerker vom Lande and ArbeUnr; für jedes 15—21 Stumnen, dnndi direkte 
Wahlen der Abteilungen in atoli, abw ans dem genaen Volk. 

130) S. S. 82 f. 

121) MecU. Blätter lö. April Nr. 4 S. 38. 

132) Handschriftliche Bemerkung Lm Kxeniplai' der iiegierungübibliotliek 
XU Schwerin, 

128) S. 8. 94 f. 

124) Sind bloss dio Porsonen dur Kopfzahl nach oder sind daneben dio 
verschiedentMi Uauptinteres.scn im Staate als solche in der Vorsammlung der 
Abgeurdneton des Volks mit zu vertreten? Rostock. 1848. 
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es beeonders der Gescliichtsprofessor Karl Hegel in seinea 
^ Betrachtungen fiber die Mecklenborgische Yerfagsnngsrefonn** 

in dei- Rostocker Zeitung. ^25) 

Allmählich wurde auch das platte Land iu die allgemeine 
Beweg^ung der Zeit mit lüneingezogen. Am 16. April tagte 
zu Eldena eine zahlreich besuchte Veisanimlung der Doma- 
iiialeiiigeseHsenen, berufen vom Pächter Bfihring zu Beckentin. 
Auch sie entschied sich für das reine Ueprasentativ.system. 
Ausserdem fasste sie Besclilüsse über die Verbesserong der 
Lage der ßaucm, Büdner und Tagelöhner. 

Am 17. April i\\u<] zu (lü.«tro\v unter dem Voi*sitz von 
Bolton und Haupt t-iii zweiter Refonntag'-'j statt, an dem 
Ab«rf'"r<ln(4«' von HH städtischen tnul 3 liiiHllichcn licfonn- 
vcreitu 11 /iit;e^en waren. ^2^*) Die Veisanimlung eiitsclii^'d siHi, 
ein hf'il innres M isstrauen svotnni wider die Uäte der Kioiiv zu 
erlas.seu, lall» uicht dem (Icsiidi um Yeroftentlic liiing; (h'r \or- 
lagen zum Landta*^ gewillfahrt würde. Nach dem Vorbild 
des Frankfurter Fünfziger Au.sschusses \salilte sie ferner eine 
Vertrauenskommitte von zwölf Mitgliedern ziui'lierwaclnnic des 
Landtags. „Aus naheliegenden Giiinden'^ wurde t\s eiiiidoiilen, 
keine Staatsdiener zu diesem „Cberwachuugsausschnss" za 
nehmen. Für die auf den Ji. April angeordnete Fruiiklui ter 
Wahl lüelt man eine Kandidatenliste für unentbehrlich. Zu 
ihrer Anfertigung wurde ein Ausschuss erwählt, der sich mit 
einem Ansachass der auf den 18, April zu Güstrow ange- 
setzten Yersammlung der Domanialeingesesseuen in Ver- 
bindung setzte. 

Einen grossen Rfickhalt mnsste der Grandsatz der breitesten 
Basis durch das von Preussen angenommene Wahlgesetze^) 

«A») 11. April Nr. m S. 1 und 11. April Nr. 64 1. 

r-'Gj D. Meckl. lAiidtagsbotü 2ü. Apiii Nr. 2 S. 5 ff. Man beschloss 
u. 0. dio Erhebung der Bauern zu £rbpächtcm, Zerschlagung grossuj-ur und 
mitUerer GUter in Baaerohttfen und BOdner- und TRgdfihnerUuid und dio 
Bildung freier Dorfgemomden. 

' ") Verhandlungen der Veisunmilung von Deputirten der Meoklen« 
bui]gischeti Kf»fomivereine zn Güstrow atn 17. April 1848. 

128) Mockl. Blatter 19. April Ni. 5 8. 53. 

1») D. Medü. LandtaigBli. 20. April Nr. 2 ad, langfeklt: Über Ver- 
fiiODHgiirofom S. 8. 
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und durch die Wahl zum Deutscheu Parlameut gewinnen.^*') 
NamentUdi letxtere wurde gewissenaassen für präjudiziell für 
die LandtagswaM gehalten.''') So viel war gewiss, dass, 
nachdem aneh die Tagelöhner nach Frankfürt gew&hlt hatten, 
ihnen nicht mehr die Wahlf&higkmt entzogen werden konnte.'^ 
Bei der Wahl zum Deutschen Parlament hatte sich die Re- 
gierung fOr Zwischenwahlen entschieden. 

Die Wahlen fielen ziemlich gemässigt ans. Von den nenn 
Abgeordneten schloss sich nur Bektor Reinhard aus Boizen- 
burg der demokratischen Linken in der PanlskirGfae, dem 
deutschen Hofe, an.'**) Ans den Reihen der alten Stibude 
wählte ebenfalls nur der 6. Wahlkreis einen Deputierten, den 
populären Pogge auf Roggow; zu Eisatzmännem wurden ge- 
wählt der namentlich für die deutsche Einheit sehr begeisterte 
von Thünen auf Tellow, Weudhausen auf Gorschendorf und 
Sclilettwein auf Bandelstoi-if.^*^) Schnelle auf Buchholz und 
Stever aul' Wustrow meinten in ^lecklenburg nützlicher wirken 
zu können und hatten deshalb eine Wahl im voraus abge- 
lehnt J^) Von der am 18. April aufgestellten Kandidatenliste 
hatte dagegen ein Drittel den alten Standen an gehört. Die 
Grossgrundbesitzer schnitten also schlecht ab bei der Wahl; 
da die Tagelöhner es für die Hauptaufgabe der Abgeordneten 
ansahen, ihre Lage zu verbessern nnd die Gutsherren nicht 
dafür geeignet hielten, hatten sie aiuli nur ausnahmsweise 
Gutsbesitzer zu Wahlmännei'n gewählt. i'*^) 

Zum ersten Male hatte sich das ganze mecklenburgische 
Volk bei der Wahl zur deutschen National vei*ti'etung politisch 
botiitiot. Um so gespannter sah es dem ausserordentlichen 
Landtag entG:egen, bei dem die Entscheidung über seine 
politische Zukunft lag. Der Landtag war endgültig auf den 

UO) Pohle: Die Besohlüase des ftankfortsr Congnsaet. 8. 14. 

131) Aufruf an Mocklonburg S. 47. 

132) MeckL Blätter 22. Afiril Nr. 6 S. 62. 

133) BrustbUder aus der Fauiakirohe. Leipzig 1849 8. löO. 
UM) BiMt Z. 37. A]wa Nr. 76 & 2. 

186) Das. 18. Apcü Nr. 07 & 1. 

136) Dm. 20. April Nr. GO S. l. 

137) Pogge: Mitteilung au meine Wähler, 3. Fortsetzung, Mcckl. Z. 
2ü. Februar 1849 Nr. 47 BeUi^e S. 1. Vgl. auch Host Z. 20. April Nr. Ü9 S. 1. 
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26. April iuiberaomt worden**^. Zar Aafetelliing der Land- 
tagspropofiitionen hatten in der ersten Hälfte vom April Yer- 
handlnngen^^ stattgefunden zwischen der Schweriner Regiemng 
und dem Beanftragten der Strelitser Regjiening, Regieraugs- 
rat Grafen von Bassewitz. Dem Schweriner Plane ein 
neoes amfassendes Staatsgrondgesets mit der reorganisierten 
Landesvertretnng festzustellen, ^at hierbei die Sträitser Be- 
gierong entgegen. Die Schweriner Regierung hatte zur Aus- 
arbeitung der neuen Verfassung Dalilmann, der Mecklenburger 
war, zu gowinnen gesucht^"); doch Dalilmann stellte seine 
Kraft in den Dienst einer höheren xVufgabe. Nun erklärte 
sich die Schweriner Regierung mit dem Strelitzer Plane ein- 
verstanden. Es sollte danach nicht eine förmliclio Verfassungs- 
urkunde mit der neuen Landesvertretung vereinbart, sondern 
die einzelnen als notwendi": sich ergebenden Gesetze beraten 
und auf diesem Wege dio zt'it«]fomässen Reformen in Verfassung 
und Verwaltung auf Grund des Repräsentativsystems be- 
Schaft t werden. 

Bei der Vorberatnue: zum EntsMitf eines Wahlgesetzes 
für die neue Laiidesvei tretiiiif^ Hess die Selnveriner Regierung 
sich :iiij<ele^eii sein, den Rat von Vei traueiiPinäunem einzuholen, 
so hatte sie sieh mit dem besonnenen, einsichtigen Hegel durch 
den Regier uugsrat l'rosch in Verbindung gesetzt ^^'''). Der 
Regieruugsentwurf eines Gesetzes wegen der Ständewahleu ^*^) 

>88) Scbweriner offineOes WooheoUatt 29. lUn Nr. 13 a 72. 

i:«) Verhan<lluiigi'ii in <lei Mecklenburgischen VerfassougH- Angelegenheit 
bei der |)ruviHoris< hm Bondw-Centnii-OHiimiaBioa »i Fnmkfart a. M. Schwerin 
und Rostock IHr.o S. nl. 

MO) Vgl. die Schluäüworte der riuklatnatiun vum 23. März 8. 94. 

Ml) BtM dea Staatammiaten von Ullsow an Dahlmaiui rmn 24. Min 
und vom 10. April, Spriniper: Dahlmann II, 214 und 216. — Anoh das Amt 
oinoR Buudestagsgesandten gedachte sie ebenso wie m i^leicher Zeit die 
preusäischc Regierung ihm zu übertragen. 

1(2) Hegel: Leben nnd Xrianorangon 8. 141. In den M&rxtagen war 
Pogge der Balgeber dea GnedienogB. Brilf von Thunena an aeine -Ibditer 

vom 20. März 1848, Schumacher von Thiinon S. 1>90. Das Wahlgesetz für 
die deutscht; N:iti(>n;itvcrsammlaiif( wurde nach Wiggers: Die Moi?k!enb«r<risehe 
ooDStituireude Vertsaiuiuluiig 8. 23 unter Zuziehung vuu liolton uud Puhle aus- 
gearbeitet. Mähen<ii iät darüber nicht bekannt. 

D. M. Landtagsboto 23. April Nr. 1. 
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wurde aiu 23. April veröffeutlicht, nachdoin am 19. April in 
der Rostocker Zeitung ein halbamtlicher Artikel über die 
Grundzüf<e dcssi-lbeu vorausgogangen war. Dds vorgeschlagene 
Wahlgesetz knüpfte an die ge.schichtlicb gegebene Einteilung 
des Landes in Domanium, Uitterschaft und Städte; diireii 
die Festhaltang des Gegensatzes von Stadt und Land fanden 
dio vdJTSchiedeneii Interessen ihre Vertretung. Auf den Gross- 
gnmdbesitz, d. h. dieritterschaftlichenFauptgüter, fielen danach 
23 direkt gewählte Abgeordnete, anf die Landgemeinden, die den 
Grofisgnmdbeeits ebenfalls mit nmfassten, 29 nnd auf die 
Städte 33 Abgeordnete, hervorgegangen aas Zwisohenwablen. 
Die Ständeversammlnng sollte ein Ganzes in einer Kammer 
bilden. Das 30. Jahr war als WäUbaikeitsgrenze der Abge- 
ordneten festgesetzt. Die Regierung traf mit diesem Entwurf 
eine Yermittelang zwischen den allgemeinen Forderangen der 
Zeit und den bestehenden Verhältnissen; durch die besondere 
Wahl der Grossgnmdbesitzer sdbuf sie sich die Elemente einer 
ersten Kammer. WäJirend die Bewegung im übrigen Deutsch- 
land dahin ging, die ständische Gliederung der Volksvertretung 
au&ugeben und allgemeines Stimmrecht einzuführen, sollte 
Mecklenburg eine Verfassung erhalten, ähnlich den ständisch 
geordneten Verfassungen, die nadi 1815 in den süddeutschen 
Mittelstaaten und infolge der Julirevolution in einem Teü der 
übrigen deutschen Mittel- und Kleinstaaten geschaffen waren. 

Das von der Regierang vorgeschlagene Wahlgesetz fand 
eine sehr verschiedene An&ahme. «Das wiedei^eborene Meck- 
lenbrn-gi^)**, eine vom Advokaten Raabe gegrfindete Zeitung, 
erklarte es fär das freisinnigste Wahlgesetz, das einem monar- 
chischen Staat mit einer Kammer gegeben werden könne. 
Hegel meinte, es sei in einem «so liberalen, ja demokratisidien 
Sinne" abgefasst, so dass kein Reformverein vemfinfbigerweise 
dagegen protestieren würde ^^). Darin hatte er sich jedoch 
getäuscht Das Wahlgesetz rief einen gewaltigen Sturm 
der Entrüstung hervor. Es entsprach durchaus nicht den Er- 
wartungen, die durch die Proklamation vom 23. Mära geweckt 



1") 10. Mai 1848. 

^»i) Kost. Z. 22. April St. 71 S. 1. 

6* 
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waren Man meiate, es würde eine AristokraÜe des Be- 
eitiee scIiaffeD, die weit mächtiger als die altlandständiscbe 
sei durch die doppelte Wahlberechtigung der (rrossgnmd- 
besitser; schon durch das AbhängigkeitsrerhÜtnis ihrer flinter- 
sassen könnten sie die Mehrheit erlangen i^^). In dem Ober- 
gewicht der ländlichen Abgeordneten erbÜckte man femer 
eine Gefthrdnng der StiLdte, die durch keine Itio in partes 
wie bisher geschütst seien. In Petitionen wurde um Zurück- 
nahme des WaUgeseties und um Erlass eines solchen auf der 
Basis des reinen RepräsentatiTSystems gebeten*^. £äne leb- 
hafteDlskiission erhob sich in der Rostocker Refonnvereammlunp: 
vom 26. April ühcr den landesherrlichen Walilgesetzentwurf, 
man einigte si( Ii üjer dahin, dass eine Petition um seine 
Zurücknahme be8( )ilo88en wurde, und zwar mit dem Zusats 
von Hegel, das Wahlgesetz möge als ein provisorisches aus- 
drucklich bezeichnet werden 

Trotz der Gegensätze, die bei Besprechung des Wahl- 
gesetzentwarfsumscliärfsten liervortraten, bestand di<> Eintracht 
der Ketonu\ ereine nach wie vor. Gegen Ende April konnten 
demnach Männer wie Hegel, der siiätere Begründer der kon- 
stitutionellen Vereine, und Gebhard}, nächst Hege! im Rostocker 
Reformverein der hettigstc l ii g^uer der reinen llepräsentativ- 
vertasMHig auf breitec»ter Grundlage, in die Zentralkonmütte 
gewiUilt werden ^^). Die Reformfreunde, die dasselbe Ziel, 
nur auf verschiedenen Wegen, verfolgten, wai'en sich wold 
bewusst, dass nur in ihrer Einigkeit ihre Macht bestände 
Dieser bedurften sie aber in der Stunde der Entscheidung 
durch die Stände, von denen die Aunahme oder Ablehnung des 
Wahlgesetzeutwurfs abhing, mehi* denn je. 



m Rost Z. 2a April Nr. 76 S. 2, MeckL Blätter 3. Mai Nr. 0 a 93. 
1^ Boflt Z. 37. April Nr. 75 S. 1, HeokL Bitttor 3. Hai Nr. 9 8. 94. 

148) Rost Z. 26. April Nr. 74 S. 2, 30. April Nr. 78 Betliwa a 1 iin4 3 
D, M. T^anJtagsbcite 1. Mai Nr. 7 S. l und 2. 
^^^) Host. Z. 28. April Nr. 76 8, 2. 
i^J) Das. 3. iüu iSr. 80 Ö. 2. 
»1) OeUiAKdi, a<wt Z. 9. MU Nr. 85 BaOage 8. 1 f. 
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Die Stellung der Ritterschaft zur Reform. 

Wie sich der Stand dor T.andschaft verhielt, hahen wir 
gesnhrn. Die Bürgermeister hatten sich d(>r Retonnheweg^nnp^ 
angeschlossen. Wie stellte sich nan der aadere Staad, die 
Rittersch ; i ft dazu ? 

Mit Öchmerz und Widerwillen hatte gewiss einen be- 
trächtlichen Teil von ihr das dreiste Treiben in Deiitscldand 
ei'fiiUt, den Regierungen Konzessionen abzndrinß-en '''■•^). Be- 
soii(!( rs der engere Kreis, der sich um Glörlens Wochenblatt 
gruppierte, hielt den Zustand Deutschlands für sciimachvoll. 
Redauernd rief Josias von i'hiskow auf Kowalz aus: ^Deutsche 
jubeln über den Pariser Unfug, in Deutschland hört man die 
Marseillaise singen!" Ihm war die Freiheit eine falsche, „die 
mit Aufhebung des j)ersönlichen Rechts und der individuellen 
Freiheit, dieser Grimdzüge alles germanischen Wesens anfängt, 
zur Anarchie führt und in Despotismus endigt. Dieser engere 
Kreis stellte die Anforderung an die Regierungen, sie sollten 
nicht nachgeben, Nachgeben sei Niederlage nnd f&hre zn immer 
grosseren Forderangen, ziun Verderben; nmeoweniger sei hier- 
m Yoranlassung, da „der echte Kern des Volkes* sieh er^ 
heben werde, »wenn es Zeit ist enr Tat^^^. Das Heil Hege 
im Sdiwert!^^) Mit um so grösserem Stolz blickte dieser 
,»echte Kern des Volkes" anf Mecklenbargs Fürsten; der Erlass 
vom 12. Mta lieferte nadi ihrer Meinung nnd HoffhuDg den 
Beweis, dass der Först „keinen fremden Finger an seiner 
Krone« dnldei»). 

Immerhin aber waren dies nicht die einzigen Gedanken, 
die ans den Bsihen der Stande jetzt geftossert wurden. Um 
den Forsten ihre schwere Bnrde xa erleichtem, forderte von 
GlÖden auf, „mit Fleiss alles zu tun, was eine befriedigende 
Lösang der Aufgaben vorbereiten und zeitigen kann, die sidi 
herandrängen*'. Parteinahme und Hader möge man veigess«! 



162) P. p. Wochenblatt 21. März Nr. 23 & 181. 

163) Das. 13. März Nr. 21 S. 171 f. 
16*) Das, 21. März Nr. 23 S. 182. 
166) Das. 16. März Nr. 22 S. 174. 
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nnd sich gegenseitig helfen zur Erkenntnis, sowohl die dea 
Wert des Bestehenden eikannten, wie auch die das Heil des 
Landes in durchgreifenden Umgestaltungen erhlickten.^^ 
Ahnlich äusserte sich von Flliskow, indem er zu einem Artikel 
SchndQes Stellung nahm. Dieser hatte am 8. März in der 
Rostocker Zeitwng Pressfreiheit, Bürger wehr, Kreisgerichte, 
Aufliebnng der Fideikommisse und Heimatsrecbte, Schwor- 
gerichte nnd Kefomi der Vei*fa8sung gewünscht und gemeint, 
die 700 Gesetzgeber würden sich der Überzeugung von dem 
nicht verschliessen, was dem wahren Wohh> des Tiandes zu- 
sage.**^ Pressfreiheit und Biirgerwelir begehrte auch Plüskow 
und er meinte, am 13. März: „Die andern Wünsche werden 
sich auch mit der Zeit einfüllen, je nachdem sie sich wahrhaft 
dienlich erweisen oder lürlit." Stürmische Zeit sei jedoch kein 
Grund zur Übereilung, somlcni gerade zu desto sorgfältigerer 
Prüfung des Neuen, das man an die Stelle des Alten setzen 
wolle. Nur möge der Himmel MecklcnVinrg \ov jeder Ver- 
fassung bewahren, die ihm eine ^absolute Staatsgewalt" bringe, 
»sei es in welcliei- Form sie wolle''.''''*) 

Z('it>-t<' sich somit auch Ix'i den treuesten Anhängern der 
Vertässung in der Ritterüchaft ein gewisses Eutgegenkrtmmen, 
so spraeli sich der Teil der 1\ itterschaft, der schon v(nli<'r 
einer Keform der Verfassung zugeneigt war, jetzt ollen fiir 
diese aus. Am 11. März t-rlu'ss Manecke auf Vogelsang eine 
Anffor(K 1 üiig au die gesamte Ilitterschaft, sich am Ui. in 
Güstrow zu versammeln, um einen Antrag an die Landesherren 
wegen Bernfung der Stände zu beraten. Füi'st wie Stände 
dürften nicht müssige Zuschauer bleiben, dürften nicht er- 
warten, was die Ereignisse und der aufgeregte Geist herbei- 
führen würden Der Aufforderung entsprachen 39 bürger- 
liche Mitglieder der Ritterschaft nnd zwei adlige. Der Grund 
filr das Aushleihen der Übrigen Mitglieder der Ritterschaft 
mag der gewesen sein, dass die Aufforderung von unbefugter 
Seite ausging; die Zusammenberufung der Ritterschaft konnte 

16«) P. p. Wochenblatt 16. März Nr. 22 S. 174 f. 

i'iT) Rost, Z. 8. März Nr. 38, 2. Au>^be 8. i. 

168) p. p. Wochenblatt 13. März Nr. 21 S. 172. 

»») Boet Z. 20.10» Nr. 45 2. Auagabe 8. 1 imd 1«. UÜn Nr. 43 8. 1. 
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in gewöhnlichen Zeiten ja nnr vom Engern Anaschüss erfolgen. 
Vielleicht auch wartete man das Vorgehen der Regierung ab.^^) 
Die Versammelten hielten jedoch einen Verzng mit der grössten 
Gefahr verknüpft; nur offeneB freies Entgegenkommen ernte 
Dank, abp^driin^eue Zugeständnisse reizten zu weiteren Forde- 
rungen.'*'') Um nicht «von dem gewaltigen Dranr^i» des Augen- 
blicks überwältigt" zu werden, sei Einmütigkeit awiachen Re- 
gierung und Ständen und darum die Einberufung eines Kon- 
\ okatioiistages notwendii>. die sie bei den Regierungen wie 
beim Engern Ausschuss beantragten. Sic erklärten öftentlich, 
dass sie b^eit seien, von ihren Vorrechten aufzugeben, was 
im wahren Interesse des Landes geopfert werden müsste.^^^j 
Die Grundlagen der Verfassung wünschten sie aufrecht zu er- 
halten, die Verfassung bcHlni-fe jedoch oiTior „fornilichon Um- 
bildung und Ansbildujip; nach den gegenwärtigen Erforder- 
nissen der Zeit inid den y^erecliten A i^f'M'derun^en des Landes. '''^■') 
Nachträglich erkliirten iidcli zehn luirgerliche Gutsbesitzer, die 
am Ersclieinen Im IhikIi i r waren, ilire Zustinnnung zu der F!r- 
kl5il'nn^^''"*; Mit diesei Adresse war der Anlass fiii' die übrit^^eu 
Mitsylieder der Ritterschaft gegeben, sich für oder wider sie 
au.syai.s[)rechen. 

Am Ii. März beantragte der Engere Ausschuss die Be- 
rufung eines ausserordentlichen Landtags, und wenn man 
der Antwort des Engern Ausschusses an Manectke auf Vogel- 
sang vom März glauben dürfte, so wäre dieser Antrag 
auf tVeien Kntscldnss fies Engern Ausschusses erfolget und nicht 
erst durch die Ant'foiderung der (iiistrower Versammlung 
vom 16. März veranlasst. Wir lassen dies dahingestellt. 



M:in könnte vielleicht vernmt' ii, da^s der nirlit eis- Iii. ;i>>nc Teil «1er 
Kiltersrhalt mit dem Zweck der Vers;iinnilunL: vom H5. Mar/, nii hf einver- 
»taodtiii war. Ilierj^en sprechun Jedoch wohl diu ä. f. initgotoilteii 
hiB/wwagen, 

161) Rflst Z. 20. Harz Nr. 45 2. An^iAe S. 1. 

!«•.♦) Adresse vom 10. Miirz. das. 18. März Nr. 44 2. Ausgabe S. 2. 

1») Maaeckes Vortrag, das. 20. Mürs Nr. 45 2. Auagabe ß. 1. 

IM) Das. 31. März Nr. 52 S, 1. 

»«) Vgl. a ao. 

i««) Boit Z. 24. Hftn Nr. 48 8. 1. 
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Nachdem die Grosshencoge in der Proklamatioii vom 
23. ond dem Erlass vom 25. März ihre Absichten knndgetan, 
mnsste aadi die Ritterschaft, die in ihrem grOssten Teil bis- 
her SüUschweigezi beobachtet hatte, Stellung dasn nehmen. 
Am 1. April lud daher Landrat von Örtzen auf Jürgenstorf 
die Ritterschaft ein zur gemeinschaftliehen Besprechung and 
zum gegenseitigen Zusammenschluss, „um das Wohl des Vater- 
landes nach Kräften zn fördern." 

Dieser allgemeinen privativ ritterschaftlichen Zusammen- 
kunft gingen Konvente ritterschafitUcher Ämter voraus, am 
6. April im Amt Stavenhagen, am 7. April im Amt 
Neustadt. Auf dem Konvente vom 6. April einigten sich die 
Amtseingesessenen zu einer gemeinsamen öffentlichsn Er- 
klärung;'^) dieser schloss sich der Konvent vom 7. April 
an. ""■^) Um (lern Laiulo zu beweisen, dass sie von aufrichtiger 
Liebe zum Vaterlande beseelt und nicht ♦•ngherzige Vertreter 
des Landes seien, und um datiir zu sorgen, dass die in «inr 
Proklamation vom 23. März hervorgehobenen und durch die 
Zeitverhältnissr gebotrn*»n Reformen erreicht wurden, erklärten 
816 sich „gerne zu jedem Opfer bereit, welches der allgeliebte, 
angestammte Landesherr zu seinem und des Lan*1es Wohl er- 
fordern möchte." Nicht nur waren sie entschlossen, auf dius 
Recht der Landstandschaft, „insoweit es das Wohl des Landes 
erfordern mochte," seiner Zeit zu verzichten und bei der 
Bildung eines anderweitigen zeitgemässen ständischen Organs 
mitzuwirken, sondern sich auch der Landesklöster, vorbehalt- 
lich der deshalb noch zu vereinbarenden Modalitäten, zu 
Gunsten des Vaterlandes zu begeben. Diese Erklärung erfolgte 
unter der Voraussetzung, dass das zu erstrebende Ziel der 
Reform den Landesherren nnd allen Hauptinteressen des 
Landes dnrch die nene Yerfassnng die zum Heil des Ganzen 
nötige Kräftigung sichere. 

Am 14. April fand die durch Landrat von Ortsen be- 
rufene fireie ritteischafUiche Versammlung va Güstrow statt, 



UT) Dn. 4. April Nr. 65 8. 4. 
i«) D«8. 9. April Kr. 60 8. 3. 
iW) Du. 11. April Nr. 61 8. 4. 
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gegen 280 Mitglieder der Rittorschaft waren zugegen. Bin* 
dende Beschlfisse, die nnr anf einem Landtag ver&ssnngs- 
mftssig stattfinden konnten» wollten nnd konnten sie umso- 
weniger fassen, als es an jeder landesherrlichen Vorlage dasn 
fehlte. Es handelte sich viehnehr dämm, Einigkeit nnter 
dnander zn eistreben nnd in der Zeit der Not ihr Glanhen»" 
bekenntnis vor dem Meddenbnrger Volk offen ab^ol^gen. 
Zn diesem Zwecke wnrde dem Landrat von Blücher anf 
Eappentin der Entwurf eln«r Erklftmng übertragen. Seine 
Fassang fand jedoch nicht die allgemeine Znstiniinaog. Durch 
die Worte: die Unterzeichner erklären hierdurch einmütig, 
feierlich nnd öfTcntlich, »dass sie alle i)oli tischen Sonderrechte, 
welche ihnen bisher verfassnugsmässig zugestanden haben, 
freiwillig und gern, um das Wohl des Vaterlandes zu f5rdem, 
opfern wollen'^ schien vielen eine Entsagungsnrkunde gegeben. 
Sie hielten es f&r Pflicht der Landesvertretung dem Wohle 
des Landes nichts zu vergeben and es nicht einer nngewissen 
Zukunft zu überliefern. 

Namentlich von örtzen auf Leppin und von Dewitz auf 
Krumbeck verwahrten sich gegen die abgefasste Erklärung. 
Letzterer wollte gemäss der Absicht, durch die Erklärung 
nnr einen Ausdruck der patriotischen Gesinnung, nicht etwa 
einen Akt der Entsagung^ zu geben, die Fassung dahin ver- 
ändert wissen, dass statt der Worte: „um das Wohl des 
Vaterlandes zu fordern" gesagt werde ^sofeni" oder „sobald 
PS das Wohl des Vaterlandes fordere." Nur die Minderheit 
Mar für rlie.sen Vorsehlag, und da die Mehrheit sich für Pinr^ 
einzige Adi'essti eut^chied, so enthielten sicli viele einer Kr- 

klärung. Die Adresse wurde von 145 Mitgliedern der Ritter- 
schaft unter/ '11 itiet. 170) 

Diese Haltung der Ritterschaft ist sehr verschieden be- 
urteilt worden. Um Tnit einem neueren Historiker zu be- 
ginnen so ergeht sieh Hirsdifeld 242- 244 in fast an's 
S''ntim('titale streifenden Betrachtuutren, die mehr die eines 
Parteimanues als eines üistohkers sind. Inbetreff der «Mut- 

170) Kost. Z. 16. April Nr. 66 S. 2, 18, April Nr. 67 S. 1. Erklining 
y. 14. April, das. 19. April Nr. 66 Beilage. 
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und Ratlosigkeit der altkODsenratiren Erdse"^") heisst es 
S. 342: ^Ein Vorwurf soll hier nidit erhoben -werden.* Er 
entschuldigt sie vielmehr damit: »Die PlötKlichkeit der poli- 
tischen Katastrophe machte ein Gef&hl der Betanbimg erklär- 

licli. Auch liess die Unsicherheit und die manchem isolierten 
Wohnsitz drohende Gefalir Vorsicht und Nachgiebiglteit rätlich 
erscheinen." Diese Sprache erinnert an die der „renitenten 
JBitter" ^^2) des Jahres 1849/50, donn diese liäuften nur Vor- 
würfe auf das Verhalten der Ritterschaft im Frühling 1848. 
So sagt von Qlöden in seiner Schrift „Zum neuen Jahr 1849" 
S. 10 f. über die Versammlung vom 14. April, dass sie als 
„ein Wettlauf erschien, wer es dem andern in der Geschwin- 
digkeit zuvortno, das Gewehr in den Graben zu werfen, um 
nur ja nicht auf bewaflfnetcni Widerstände ertappt 'm werden, 
um für die Kt i life (abei- auch Pflichten!), die man doch nicht 
mehr zu verteidigen wagte, zu guter Letzt wenigstens noch 
ein Stückchen Popularität einzuhandeln." Auf dem Landtag, 
meint er weiter, wiire zwar äusserlich ein würdevolles 
Auftreten gewesen, „wenn auch vielleiclit von innerem Behen 
l»efi;leitet." P^s bedarf nur eines Blickes in den Norddeutschen 
Koirespondeuten jeuer Jahre, um die gleichen Urteil« zu 
hören. Damals, 1849/50, kam man sich moralisch erl(>st vor 
von der Sündenschuld des Jahi es 1 848 ^ ''•^) und wusste diese Scliuld 
als nicht a^ross genuf? hinzustellen. Sieht man von diesem 
Standj uiikt die Geschichte von 1848 an, so muss niaii natür- 
lich zu unrichtigen Betrachtungen kommen. Zu eben solchen, 
nur entgegengesetzter Art, könnte ebenso leicht ein Geschichts- 
forscher kommen, wenn er sich die Ansichten der Demokraten 
jener Jahre zu eigenmachen wollte, z.B. des Yerfassersdes Artikels 
„Mecklenburg in den Jahroi IMS^-lddl** in der „Gegenwart^. 
Er sagt S. 845 f.: „Zosammenkflnfte des Adels, sowie der 

Uirsdifeld spricht daneben S. 243 ron der „meddenbotgiischeB 

Rittcix haft'- und S. 244 vom „T^andadel". Es ist nicht recht klar, ob er die 
^lohrhuit >ier Kittersohaft, nänüioh die b&igeiliclien GntebesitJEer, aach biensa 
und 2u dem Obigen rechnet 

172) Der Küne halber bediene ich mich dieses Anedmokes. Eii waren 
diejenigen Mitglieder der Ritterschaft, die ihren auf dorn ausserordentlichen 
Ijcindtag erfolgten Verzicht auf das K'flrht der lAndstandschaft als einen be- 
dingten fmsKten und die Bedingungen dann als nicht erfüllt betrachteten. 

178) Vgl aaeh ft^hm Jolina Mahian: LebeosUMev S. 266. 
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bürgerlichen Gutsbesitzer waren ihm [dem Landtag] voran- 
gegangen. Was die letsteren jetist dorchsetzen woUten, suchte 
der erstere znrückzadrängen. Zwar wurde von „Opfern auf 
dem Altare des Vaterlandes" geredet, doch war damit wenig 
Emst und eine allgemeine Berufung der Bitterachaffc nach 
Güstrow (14. April) hatte ^t gar keine Kesnltate. Gedrängt 
von der Bewegung b^b sich der Adel nadi Schwerin.** 
Was dem einen also als Feigheit erschien, galt dem andern 
als WidMnstaad! 

Was konnte, so müssen wir unabhängig von diesen Partei- 
auffasRungen fragen, die Stände tatsächlich veranlassen, auf 
ihre Rechte zu verzichten? 

Seinerzeit vermag sich niemarul zu entziebon, auch die 
Stande unterlagen den Ideen ihrer Zeit von Heyse^^^) sagt 
in seiner anonym erschienenen Broschilr«' „Ein Wort aus 
Mecklenburg an Meck]t nbnrn:<*. S. 1: „Auch unter uns ist wohl 
kaum einer, der sich bei der allgemeinen Bewegung nicht mit 
bewegt fiihltp und zu einer neuen Gestaltung der Dinge nicht 
das Seine mit l)pitragen möchte." 

Wir salien. wie die Stände schon vor 1848 die Lage des 
Exiini^rtPTi für verbessmmc^sbt'dürftig hielten. Als aber 
der Stiinn da war, wurde man sich auch sonstiger Mängel 
der üft'entiichen Einrichtungen bewusst. J. von Örtzt'n auf 
Leppin erkennt in «einer Schrift: „Wollen wii' Reform oder 
Vernichtung lier nieeklenburgischen Vert;»ssung?" S. 21 ff. 
als Ubelstände an 1) die vStadtverfassnng, 2) die zu grosse 
Zalü der Ritterselnit't, 8) die nuinerisclie Ungleicliheit der 
Ritter- und Lnndschaft und 4) die Niclitvertretung der Donia- 
nialsassen; desgleichen von Glöden in seinem Artikel „Reform 
der ständischen Vertretung''. i^^) ^laltzan auf Peutsch^^^ ferner 
gesteht: „Die alten V(»rtreter des Landes geben ihre bisherige 
Wirksamkeit auf, nicht weil sie ihre Stellung verkannt, sondern 
weil ganz veränderte Verhältnisse andre Einrichtungen 

174) üaiidiiGiirifÜicbe Beuerkmig im Exemplar der fiAgianiqgBluUiotliek 

SU Schwerin, 

1'^) P. p. Worhpnblatt 14. April Nr. 30 a 237—40, S. 245-9, 
S. 2Ö3— 5, 8. 257—61 und 8. 26ö— 7. 
171) Du. 4. April Nr. 37 & 216. 
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erheischon." von Gülich auf Nienhagen endlich schrieb gegen 
Mitte April an von Wickode starres Festhalten an der 

den Zeitverhältnissen nicht mehr entsprechenden Staatsver- 
fassung würde sa heftigen, auch die guten Elemente des 
Staatsgebäudes niedertrummemden Umwälzungen fähren, 
würde also nicht echt konservativ, sondern „radikal sein. 

von Gülich hätte allerdings aber auch hinznsetKen können: 
es würde auch die Revolution in Mecklenburg hervormfen. In der 
Erklärung deB ritterschaftlichen Amts Stavenhagen vom 6. April 
war als Motiv für die Besprechung angegeben, ,,welche Wege zu 
verfolgen sein möchten, um vor allen Dingen die Ruhe, Ordnunp^ 
und Gesetzlichkeit in den einzelnen Verhältnissen zu erhalten."'^*) 
Das galt in diesem Angenblicke vor allem von dem Verhält- 
nisse der Gutsbesitzer zu den Tagelöhnern. Wir brnurhen 
flei'en Lage liiet nirlit ansführlieh zu srhildern, es genügt, 
einige wenige Urteile anzutühren, <Vw ein Licht auf sie werfen, 
von Glö(b»n spricht von der „beinahe garantielosen Dahingfibe 
der letzteren an den guten Willen des Herrn". ^^^) Es war 
noch durchaus das jtatriarchaiische Verhältnis vorherrschend, 
aber von GhWlen erköuut an, eine traurige Erfahrung des 
Missbrauchö dieses Verhältnibses liege vor. von Thimen 
schreibt am 20. März an seine Tochter:**) ^Das Landvolk 
ist bis jetzt noch ruiiig, aber ein einziger Funke kann dixs 
ganze Land in Flammen setzen und am 1. A[>ril:*^') „Die 
Volksautreguug manifestiert sich Mich hier schon in Taten — 
und die Gutsbesitztr, besonders flie Adeligen, sind in grosser 
Sorge, und wolü nicht, mit Unrecht — denn von vielen Orten 
hört man von Verbindungen und Verabredungen der Jjeute 
gegen ihre Herren.** 

Die Kittergutsbesitzer mnssten also Rücksicht nehmen 
auf ihre eigene prekäre Lage und haben es auch getan.'^^) 

177) Bwt. Z. 25. April Kr. 73 Beilage S. 4. 
in) Bort. Z. 9. Ainfl Nr. 00 a 8. 

P. p. Wochenblatt 2. Mai Nr. 34 S. 8W. 
180) Sohamacher: TOn Ihäneii 8. 289 t 
Ui) Das. S. 291. 

VO) Der aoaserordeaffiolie Landtag sah fS/Sk vanuilaflBt, 8ohiedB> 
kaauDianoneD flumuetien mr FeaMdlniig strittiger YetliilteiBW nriaita 
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Man sieht nicht ein, weshalb sie nicht politische Konzessionen 
machen sollten, wo sie wussten und sahen, dass es in der 
bisherigen Weise nicht mehr ginge. Dass aber das Wohler- 
geheu der Ritterschaft lediglich durch die altiaudstäudische 
Ver&ssung bedingt war, wer mAchte das behanptm? Aller- 
dings Hindifeld scheiiit dies voraussEusetzen. Hätte die Bitter^ 
schftft oder, jetzt besser gesagt, der Grossgrundbesits bei dem 
von der Regierung vorgeschlagenen Wahlgesetz niclit ebenso 
gut bestehen können?^ oder will man denn gar behaupten, 
dass die Ritterschaft in der alten Yerfassnng einen Rückhalt 
fär Sonderinteressen suchte? Die Ritterschaft war viel an 
realpolitisch, als dass sie ihr Heil in einer Form gesehen h&tte. 
Sie wusste, dass die wirkliehe Verfassung nur in den tat- 
sächlichen Machtverhältnissen bestände; so heisst es in der 
Stavenhagener Erklärung vom 6. April: die Unterzeichuer 
setzten bei ihrer Yendchterklärung voraus, ^dass jeder brave 
Mecklenburger das Ziel mit ihnen erstreben möge, dass dem 
allgeliebten Landesherm und allen Hauptinteressen des Vater- 
landes in und durch die neue Yeifassung die zum Heil des 
Ganzen nötige Kräftigung gesichert bleibe."*^) Wir werden 
bei den Verhandlungen des ausserordentlichen Landtags sehen, 
mit welcher Energie und Konsequenz die Ritterschaft einig 
und einmütig das Ziel verfolgte, dem Grossgmndbesitz eine 
ihm entsprechende Stelle in der neuen Verfassung anzuweisen. 
Es hat eine Zeit gegeben, in der die Ritterschaft mit voller 
Überzeugung: auf dem konstitutionell on Boden stand. Es 
stimmt niclit, wenn llirschfeld meint, S. •>43. dass sie an den 
Wahlen zum Deutschen Parlament uini /.nr neuen Lan<lesver- 
tretung nur lassig sich beteiligte. W^oran es lag, dass die l^ rank- 
furter Wahlen schlecht ausfielen für sie, sahen wir. Dass die 
Mitglieder der Ritterschaft Wert darauf legten, gewählt zu 



lieirea und Tagelßhin^rn. letztere trat™ mit Beschwerden hervor über Diu 
zolängUohkeit ihres E i ik inmens. Der Mockl. Laudtagsbote 7. Mai Nr. 13 8.2. 
Die Protokolle dieser iSchiediikonunibäioaea koonten am besten und iucborsten 
AoMUbm fetmi ftbtr die damalign Boonlm TwIiiltDiMe. 

MB) Vgl S. 83 f. 

Roüt. Z. 9. April Nr. 60 & 3. 
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werden, muss man nach den wenigen Zeugnissen, die darüber 
vorliegen, annehmen.!^) Meldungen von Wahlnmtrieben, Yer- 
sprechnngen und Beeinflussungen bezengen femer doch 
wenigstens, dass eine Beteiligung an den Wahlen stattfand.^^ 
Was sodann die Wahlen zur neuen Landesvertretung angeht, 
so sei hier nur so viel bemerkt, dass die adligen Ritterguts- 
besitzer wie auch die bürgerlichen in den konstitutionellen 
Vereinen sehr tatig waren, der Malchiner Verein z. B. wurde 
von 28 Rittergutsbesitzern} darunter 19 ad%en, gegrOndei^^^ 
Albrecht Maltzan, Reichsfreiherr zu Wartenbe^ und Fentzlm 
auf Poutsch erliess sogar eine eigene Wahlschrift an seine 
Tagelöhner. ^^'^) Unter diesen Umständen konnte von einer 
„konservativen Parteibildung" im Sinne Hirschfelds, d. Ii. cinor 
Bildung auf altlandständischem Boden, natürlich nicht die 
Rede sein. 

Dass dieRitterschaft aus wirklicher Überzeugung bt ich war 
zur Änderung der Vertretung, zeigen endlich wolü aucli die 
Vorschläge, die von ihren Wortffdirerfi zu einer Reform der 
Vertretung gemacht wurden. Der bei weitem grösste Teil 
der liittei'schaft war für die Oliederung des Volkes in Ständen 
und dementsprechend gegen flio titnnii.stisclie Vortretini^". Die 
EinzeliHMi, so wurde ausgeführt, gehörten dem Staate an 
als Glieder der den Staat bildenden Gemeinschaften, diese 
müssten vertreten sein, aber nicht jene. Die korporative 
Wahl gäbe Siclicj-lipit , dass zur Vertretung nur solclie ge- 
wählt wurden, die siiii iuiicrhalb des <'nsr<M'oii koiporativeu 
Verbandes tüditig bewiihit hatten. l>it' \eitieitiiig nach 
Koj)fzahl fülire zur Aufl<»s;un^^ des l)esteheiid('n Ivoehtszu- 
standüH, zur Keimblik. Gegen diesen Des))otiömiiö von unten 
wandten sich vor allem die drei gegen Mitte April erschie- 
nenen Schriften: J. von Örtzen auf Leppin „WOIlen wir 
Reform oder Vernichtunpc der inecklenburgischen Veifassung?" 
„Ein Wort aus Meckl( ül*ui^ au Mecklenburg'* von v. Uey.se 
und „die Refonn der Land es Vertretung in der mecklenburfrischen 

Ü. M. LauUtagbbotö iu. ilai Nr. 16 S. 6 vou Dewitz auf Milzuw. 
1««) Kost Z. 23. April Nr. 72 Beilage 8. 1, 7. Mai Nr. 84 Beilage a 1. 

Protokoll, das. 19. S.>i.t. 1848 Nr. 199 B- ilago S. 3. 
it^) Albrecht Maltanu, Kuicbäfreiherr zu Wartcubeig uud Peutzliu auf 
BentBohr Anqpndie an meme Leute. IDeterow 1848. 
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Verfassung von einem Mecklenbargeri^'^. Diese Schriften ge- 
hören mit zn dem Besten, waR die damalige Broschfirenliteratnr 
aufzuweisen hat. Zu erwähnen ist hier auch der längere Ajr- 
tikel »Beform der ständischen Tertretnng*' von J. v. Glöden 
im Politisch-praktischen Wochenblatt Reorganisation, nicht 
Umsturz der Yerfstssung ist ihre Losung. Sie erkennen die 
Notwendigkeit einer allgemeinen Vertretung im Prinzip an; 
der Vertretung müsse aber die Errichtung von Gemeindever- 
fassnngen, die das Fundament des politischen Lebens bildeten, 
voraufgehen. Auf die Schaffung von in sich freien und kräftigen 
Gemeinwesen legen sie den grossten Nachdruck. Ffir die länd- 
licheu Tagelöhner liege nur das Bed&rfiiis zu kommunaler 
Selbständigkeit und -/.ur Verbesserung ihrer Lage, iiiclit das 
der Teilnahme am Laadesregimcnt vor; nur 80 könne der 
sozialen Gefahr und kommunistischen Bestrebungen begegnet 
werden. 



18H) Por iiiibekiuiute Verfasser Iwliaiiptct zwai ^tt, koin Tjindstand 
SU sein, dos Schrifteben gekürt jedoch seinem Inhalt uach m der obigea Gruppe. 
IW) 8. 8. 91. Ammetfamg 175. 



Der ausserordentliche Landtag. 



Die Verhandlungen und Beschlüsse. 

Am 2(>. April wurde der T/andtag in Scliweiin vom Gro.ss- 
her/op: Fricdricli Franz mit t'eierliciier Rede im Dome erölfnot*). 
Es war schon etwas ausserordentliches, dass die Stände, die 
sonst so eifersut litig auf die Unal)liiMigigkeit in den Beratungen 
bedacht, den Einflüssen des Hofes und einer grösseren Stadt ent- 
l ückt. in kleinen Landstädten tagten '-Q, sich jetzt auf den Ruf des 
Fürsten in dessen Residenz versanmielten : ein neuer Geist 
war in sie gedrungen. Ein Scheiden von ihrer bisherigen 
Wirksamkeit wurde ihnen angemutet, aber aus eb^ diesem 
neuen Cleiste heraus konuteu die G rossherzöge in ihren 
PMpositionen*) dem festen Vertrauen Ausdruck geben, dsss 
die Stftnde mit oft bew&hrter patriotischer Oesinnaug bereit 
sein würden, zum Wohle des Vaterlandes die Opfer fiär 
eine Umgestaltung der Landesverfassung zu bringen. Diese 
Umgestaltung in die Wege zu leiten, den Grund zu legen zu 
der weiteren staatUcfaen Entwickelung durch eine Reform der 
Landesvertretnng, dies sollte die letzte politische Tat der 
Stände sem. 

Zur Erreichung dieses Zweckes schlugen die Landesherren 
ihnen vor: 

»L die Auflösung der bisherigen Landesvertretung; 
n. die Anbahnung einer neuen Stftnde-Einrichtung auf 
Grundlage von Wahlen im ganzen Lande; 

^) D. M. Landtagsbote, Extrablatt zu Nr. 2, 2C. ApriJ. 

3) Maltnn: LandtagBetinDenagen & 4. 

>) a H. Ludtagsbote 27. Apnl Nr. 8 a 1 ff. 
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m. den unveränderten Fortbestand übriger staatsrecht- 
licher Yerhaltmsse des Landes bis dahin, dass durch 
Yereinbanmg der Landesherren mit den neu m er- 
wählenden Ständen andere Einrichtungen getroffen 
sein werden**. 

Der dritte Pankt bezog sich jedoch nicht mit auf das 
Domanium, iu diesem gaben die Landesherren ihr un- 
beschi^änktes Gesetzgebungs- und Besteuemngsrecht sofort auf. 
Den llegieruugen sollte es freistehen, die nenen Stände zn 
vertagen oder anfzolösen; im letzteren Falle wären die Wahlen 
neuer Stände binnen 6 Wochen, ihre Einbemiiing binnen 
3 Monaten zu verfügen. Betreffe der Union der Bittnr- und 
Landschaft behielt sich der Grossherzog von Strelitz ans« 
drücklich freie Entschlieestuig vor. Aach proponierte er, dass 
dem Fnrstentnm Ratzebnrg der Anschlnss an die neue Stände- 
versammliing mit drei zn wählenden Abgeordneten freigelassen 
wQrde. Mit den nenen Abgeordneten sollte «die gesamte 
weitere Entwickelang zeitgemässer Reformen in der Landes- 
ver&ssnng nnd Yerwaltnng anf Grand des Repräsentativ- 
Systems*' vorzunehmen sein; and zwar wäre nach § 4 des 
Entwui*f8 einer provisorischen Geschäftsordnung für die nach 
dem Wahlgesetz zu konstituierende Stände Versammlung^) 
„über die wichtigeren Angelegenheiten, namentlich übei- Ab- 
änderungen der Verfassung, allgemeine Landesgesetze, Ein- 
fÜhniTig nonor oder Aofhebung bestehender Steuern, — — 
von der Ständeversammlung nicht eher za beschliessen, als 
nachdem selbige erst durch von ihr zn ernennende Ausschflsse, 
, geprüft and beraten" wären. 

Die Regierungen wollton jegliche ÜbprstÄrzung vermeiden, 
nur das dringendste Bedürfnis, die Reibrm der Landes« 
Vertretung, sollte befriedigt werden, nnd zwar in der Weise, 
dass die Rechte von Ritter- und Landschaft der Landes- 
herrschaft gegenüber einstweilen bei Bestand blieben, die Aus- 
flbimg dieser Rechte aber unter bestimmten Abänderungen 
andern Siihjckten übertrafen würde. Um diesen Ubergang 
möglichst sicher und schnell zu venuitteln, sollten die übrigen 

*) D. JJ. Laiidtagsbote 2ö. April St. 2 S. 2. 

7 
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staatsrechtlidieii VeriiMtniflse nnverftndert fortbestehen bis 
zur YereinbaniDg anderer Einiicbtangen zwischen den Landes- 
herren und der neuen Landesvertretung, und xugleidi sollten 
nach der definitiven Feststellung des Wahlgesetzes durch den 
ausserordentlichen Landtag sofort die erforderlichen An- 
ordnungen f&r die Wahlen zur neuen Stftndeversammlung ge- 
troffen werden. 

Trotz dieser Bestimmungen war hier der wunde Punkt 
der Propositionen: der Gedanke, alle übrigen staatsrechtlichen 
Verhältnisse zwar unveränderlich, doch ohne Rechtssubjekt 
fortbestehen zu lassen, war nur ein Notbehelf in kritischer Zeit 

Es war das grosse Verdienst der gegen den 22. April 
erschienenen^) Schrift des Bflrgenneisters Langfddt in Güstrow 

„Über Yerfassungsreform in Mecklenburg*^, dass sie auf die 
Pflicht der Stände hinwies, Vorkehr gegen einen absoluten 
Zwisdienzustand zu treffen; in ihr tindet sich der Standpunkt 
vorgezeichuet, den die Stände auf dem Landtag einnulnnen, 
nämlich nicht Vorbehalte zu stellen für sich selbst in ihrer 
Eigenschaft als Stände, sondeiii viehnehr Bedingungen für 
das Wohl des Landes, um die Übergangsperiode zu vermitteln, 
d. h. dem Lande die verfassungsmässigen Rechte gegenüber 
(lor Regierung zu erhalten und deren Übergang auf die 
künftige Landesvertrotiini!: /n sichcni. Langfeldt p^iht all- 
gemeine (Tesichts] »linkt«' tiir diese Vermittlnng. Er selbst war 
Mitglied der zur l'nitufig der l'*ropositionen von dem Land- 
tage erwälilten Koniiiuttü'') und konnte somit am bestenseine 
Ansicht zur Geltung bringen. 

Bei diesem Punkte setzte denn auch sofort der vom 
•Jl). April datierte erste Bericht') der LandtapskoniTnitte ein. 
Er legte dar. dnss die projionierte Auflösung der Insherigen 
Lande^vertret iiii^: das Ant hören der Ritter- und Landschaft, 
als der berechtigten Subjekte, involviere; es beruhe daher 
dei landesherrliche Yor seldag des einstweiligen unveränderten 
Fortbestandes der übrigen staatsrechtlichen Verhältnisse auf 

i) BnehUbidlenDzeige, Bort. Z. 22. April Nr. Tl BeOaee 8. 3. 
^ Undtagsbote 28. April Nr. 4 8. S. 
1) Dos. 9a A>ril Nr. 6 8. l ft 
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einer Fiktion. „Jener unveränderte Fnitbesstaud ist nach Auf- 
lösung der gegenwärtigen Stände an und für sich nur objek- 
tiv, und es wird bis auf weiteres das Hechtssuhjekt t'elilen, 
wobei namentlich iu Betruclit kouuiit, dass die Laudestu i reu 
die neu zu erwählenden Stände beliebig werden aul losen 
können.* 

Die Stünde machten hier das slaiulisrhe Grundpriuzip 
der Einschränkung^ der landesherrlichen Gewalt durch die 
Landesvertreter auf das Schärfste geltend. Wir sehen hier 
den <ler Langfeldt'schen Schritt eutnoniunMien (iedanken so- 
fort \viiksam werden. Zu diesem Verhalten veranlasste die 
Stände nicht nur das aus der Landstundschaft entspringende 
Pflichtgefühl, sondern auch die Erwägung ihrer ganzen zu- 
künftigen Stellung. Bisher war die Bewegung iu Mecklen- 
burg gegen die Stände gerichtet gewesen. Indem nun difl 
Stände sich auch ihrerseits fftr die Reform eiklftrten, brachen 
sie dieser Bewegung die Spitze ab. Sie gaben ihre isdierte 
Stellung auf, in der sie das s. g. Volk nnd die Regierung 
gegen sich hatten. Von jetzt ab vertraten sie in Wirklichkeit 
das Volk nnd -dessen Rechte mit Waren die Stände durch 
ihr verkehrtes Verhältnis za dem Volke entgegen ihrer ganzen 
Natur in den letzten Zeiten auch auf ein Bündnis mit der 
Regierung angewiesen, so hatte sich bei ihnen das ständische 
Bewnsstsein doch stets erhalten. Zum Beweise hierfür sei es 
erlaubt ein längeres Beispiel anzofEihren; denn wenn man sich 
das hier dargelegte Verhältnis^ nicht vollkommen klar macht, 
so kann man unmöglich zu einem Verständnis der folgenden 
Landtagsbeschlüsse gelangen, von Ortzen auf Leppin sagt in 
seiner erwähnten Broschüre, S. 7 f.: „Es steht dahin, ob es 
ein Unglück für Deutschland sein wird, wenn die fürstliche 
Gewalt, zerbrochen wie sie schon ist, durch eine deutsche 
Gesaintkoustitution vollends überwanden würde, das allgemeine 
und bisher widerstandslose Unterliegen hat ihre innere Schwäche 
ofifeiibart und eine kräftige öffentlicbe Gewalt ist die Bedingung 
jedes Staatslebens. Aach kann von keinem Unparteiischen, 
selbst wenn er der treneste Untertan ist, geleugnet werden, 

»> Vgl 8. 106. 
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dass der in den deutschen Regierungen seit Befestigung der 
Landeshoheit herrschende Geist mit seltenen Ausnahmen nur 
nach dner möglichst absolnien Staatsgewalt gestrebt hat und 
der Entwickelung nationaler Freiheit im Volksleben mehr ent- 
gegen als förderlich gewesen ist. Nicht Monarchie und Demo- 
kratie ist dann der Gegensatz, um den es mxk handelt, sondern 
Freiheit und Absolutismus, und eine, wenn andh demokratisch 
gestempelte, doch in Recht und Volkstümlichkeit lebendig ge- 
gründete Entwickelung aller sich gleichstehenden Elemente su 
wahrer ständischer Freiheit könnte wohl die Stützpunkte 
deutscher Kraft und Einheit darbieten.^*) 

Für das Wohl des Landes wie für ihr eigenes künftiges 
in der neuen Vertretung sorgten daher die St&nde, wenn sie 
zur Vermeidung einer auch nur formell absoluten Regiemngs- 
gewalt sidL den Zeitpunkt der Auf losung der bisherigen Landes^ 
Vertretung einstweilen noch vorbehielten. Damit war der erste 
landesherrliche Vorschlag, die sofortige Auflösung der Stünde, 
abgelehnt 

Diese Sorge für das Wohl des Landes bestimmte die 
Stände noch zu einer weiteren Erwägung. Konnten die Landes- 
herren die neu zu erwählenden Stände beliebig auflösen, 90 
waren diese ihnen völlig preisgegeben; es konnte leicht zu 
Konflikten unabsehbarer Art, ja wohl am Ende zu einem 
faktischen Zustande absoluter Reglerungsgewalt kommen. Um 
die neue Vertretung nicht einem Ungewissen Schicksale an- 
heimzugebra, sondern sie sicherzustellen in ihrem Verhältnis 
zu der Regierung, musste ihre reclitliche Stellung und Befugnis 
ganz genau umgrenzt werden, und dies um so mehr, da die 
Grundzüge der neuen Repräsentativverfassuug weder von der 
Regierung vorgelegt waren noch von der Ritter- und Land- 
schaft bestimmt werden sollten. Dnniiii liielt es die Kommitte 
in ihrem ersten Bericht für die PÜicht der Ritter- und Land- 
schaft, „allgemeine Grundprinzipien der künftigen Reprilson- 
tativverfassung wenigstens als minimnm von Seiten der Landes- 
herren mittelst von denselben zu erteilenden Reversen zu 



*-) S. auch Lan(ltagsbot6 5. Mai Nr. 11 8. 3 Sp. 1 oben, Brückoer-Neu- 
brandenbnrg. 
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bedingen, und solchergestalt für die Repräsentativ\'erfassuiig 
bastimmte Garantien zu erhalten, woran eventuell rücksichtlich 
der in Frage kommendea landeehenlicben Rechte es feblm 
würde.** Id dieeem Sinne fassteii denn auch die Stände am 
29. A(»ril Besehlnss fiber die von der Eommitte mr Bescblnss- 
nahme gestellte ,,H^aptfrage, betreffend die Anflösnng der 
bisherigen Stände snm Zweck der Errichtung einer ReprSsen- 
tatiwerfassnng dnrchdie nen zu bildendeStändeversamxnlnng^O' 
Die Stände erkannten die Notwendigkeit einer Reform der 
Yerfassnng an und erklärten in dem Bewnsstsein, »stets nnr 
das Beste des ganzen Landes nach besten Sjräften und 
bester Einsicht erstrebt zu habea,** sich bereit, „dem Rufe 
des Landesherm und der Zeit sn folgen, nnd demgemäss ihre 
bisherigen gnmdgesetzlichen Landstandschaftsrechte zu der 
Folge aofzngeben, dass kflnffcig nur gewählte Repräsentanten 
die Ständeversammlung bilden.** Doch machten sie die Auf- 
gabe ihrer bisherigen Gerechtsame in Erwägung ihrer „ernsten 
heiltgen Pflichten" al»hrmgig von der Bedingung, dass der im 
eraten Eommittenbei-iclit angeregte Revers von den Landes- 
herren in genügender Weise ihnen ausgestellt würde, und von 
der weitei en Bedingung einer Übereinstimmung aller berech- 
tigten Teile, die landesgrundgesetzlich erforderlich, also eigenlr 
Uch selbstverständlich war. 

Der Revers wurde am l^i. Mai von dem Scliweriner und 
am 17. Mai von dem Strelitzer Landesherm in wörtlicher 
Übereinstimmung vorgelegt; die Stände fiinrinn diese hindes- 
lierrlirlien Znsicherungen den von ihnen ausgesprochenen 
Wünschen entsprecbendJ^) in dem Revers'*^) war der neuen 
Landesvertretnng die (lewährnng zum mindesten der Txpohte 
der alt4»n Stünde verbürgt unter Fortfall oder Ändt ruii^- der- 
jenigen bestehi'iuhMi standi.>c]icn Rechte und Kiniichtungon, 
die sich mit dem \\ t sen der Repräsentativverfassung und 
deren Konsequenzen unvereinbar zeigen würden, und vor- 
behaltlich der Fortdauer der ständischen Union. 

'0) T^indtagsboto 1. Mai Nr. 7 S. 4. 

") Kreter Kommittenhorirht, das. m April Nr. 6 8. 3. 

") landtagsbote 18. Mai Nr. 23 Ö. 1 Sp. 2. 

^ Das. 18, Mai Nr. 23 Ö. 1 8p. 1. 
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Damit war die erste Bedingung dos ßaschlusses vom 
29. April erfüllt. Die neue Landesvertretong trat in die jElechte 
der Kitter- und Landschaft: nur mit Genehmigung der neuen 
Landesvertretnng konnte die bestehende VeiiieKsiinp: geändert 
werden. Demzufolge war die Vertagung und AufldfNing 
der neuen Vertretung, wie sie von der Begierong proponiert 
war, abgelehnt.!*) 

Es bUeb nur nocli die Bedingung wegen der Einigung 
der Stände anter sich und mit der Regierung übrig, deren 
Erledigung unerwartet viel Zeit und heisse Kämpfe, sowie der 
Kitterschaft grosse Entsagong kostete. 

Von vornherein wollten die Stände das Wahlgesetz als 
ein provisorisches angesehen wissen, entgegen der landes- 
herrlichen Propr-iti n. Damit kamen sie dem Wunsche 
der Rostocker Kommitte entgegen, i?) Auch entsprach es der 
Stellung, welche die alten Stände den neuen zuwiesen, näm- 
lich der oinor — wie einzelne Ständemitglieder sich ai»- 
drückten 1*^) — konstituierenden Versammlung, vollkommen; 
man wollte ihr nicht vorgreifen.'^) Die Ursache wird wohl 
bei den Ständen wie bei den Reformvereinen dieselbe gewesen 
sein, beide erhoflFten das Beste für iliri' Wiiiische von der 
neuen La Ildes v<'rtretung.^) Da die Uegieruugen (iie Seliwiei'ig- 
keit i'UM'v Einigung der Stände über die Wahluonu einsahen, 
so stimmten sie ihrem Wunsche zu.^i) 



Vgl. auch das. 5. Mai Nr. 11 8. 3 Sp. 1 oben Laadrat von Örtzen 

auf Jurguuütorf. 

*^ Für die lUiebaug eiuuä ivegienmgsvorschlages zum Qesatz bedarf es 
der Btindisdien Anerkenming; diese war hier nicht erfolgt^ war vlelniehr durch 

Beviniguag des HoTerses ausgeschlossen. 

1«) Landtagsbote 1. Konumtteaberioht 90. April Nr. 6 S. 3. 

") S. S. 84. 

<') Landtagsbote 5. Mai Nr. 11, & 6 und 8, 10. Hai Nr. 16 S. 3, 
14k Hai Nr. 20 & 2 und 3 und dtteis. — Der tBohmaoliB Audrudc — der 
Oegensatz zur YeretnlNunmg — ist hier nicht gemetnt, der kam erat im Juli 
naoh MecUenburg. 

"0 Landtagsbote Nr. 12 8. 4, Nr. 16 S. 3, Nr. 19 S. 6 und 7. 
*J Vgl. das. 5. Mai Nr. 11 S. 7 Sp. 1 obeu Laadrat von Blüchor 
auf Koppentin. 

») 2. Kommittenbeiicht daa. Nr. 11 8. 1 und 0. Hai Nr. 12 8. 5. 
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In der Eomoiitte war — ein böses Vorzeichen — kerne 
Einigung Qber die Wahlnonn erreicht. ^ Die Ritterschaft war 
fär den Wahlgesetzentwnrf der Regierung, die Landschaft da- 
gegen. Diese beftrchtete eine ErdrQckung der Städte durch 
das Land and forderte Stimmengleidiheit von Stadt und Land, 
weil sie nur hierin einen dem bisherigen Rechte der Itio in 
partes gleichen Schutz f&r die städtischen Interessen erblidcte.^) 
Dieses Opfer konnte ihr aber die Ritterschaft wegen des 
Überwiegens der ländlichen Einwohnerzahl aber die städtische, 
die sich wie '/^ zn 1/3 verhielt, and wegen der Wichtigkeit 
des Aekerbaos für das Land onrndgüch bringen.^) So wurde 
denn das von der Regienmg vorgelegte Wahlgesetz verwor- 
fen. ^ Hierauf schlug die Regienmg zwei weitere Wahlgesetze 
vor. Das eine wies der Landschaft ein günstigeres Zahlen- 
verliiiltnis zu und stellte eine zweite ländliche Interessengruppe 
mit aktiver Wahlberechtigung auf (Hof-, Guts-, Erl>pilchter 
und Hauswirte); in dem zweiten war die direkte Wahl einer 
besonderen Interessengruppe aufgegeben und ein gemischtes 
Wahlsystem gewäUt. ^7) Letzteres hielt die Landtagskommitte 
für zu künstlich und praktisch schwer durchfuhrbar. ^) Erste- 
res lehnte die Landschaft wiederholt ab, ^) unabänderlich bei 
ihrer Forderung der Stimmengleichheit V)eharroTul. ^) Die 
Regierimp: erklärte ihrerseits, einem Wahlc^esetze, das den 
Städten wie dem platten Lando oinr^ «^hnche Zahl von Ver- 
tretern zubillige, nicht die iTenehmiginig /m erteilen. So blieb 
denn nur noch das Prinzip der Wahl nach der Yolkszahl 



") 1. KommittenlMridht das. Nr. 6 S. 3. 

Das. 2. Mai Nr. 8 S. 7. 
**) Landtagsbote 2. Mai Nr. 8 S. G Hofrat Kbort von Grevesmiihlen, 
ö. üai Nr. 11 S. 4 Hof rat Meyer von Malchow, S. 7 lArigfeldt von Güstrow. 

Das. Nr. 11, S. -4 Landi-at von Örtzen, Ö. 4 und 7 von der Ketten- 
\mg auf Harpendorf. 

Das. 2. Mai Nr. 8 S. 5. 
^) Das. 4. Mai Nr. 10 S. 7 f. 
»») 2. Koinmittoubericht. das. 5. Mai Nr. 11 S. 1. 
») Das. 6. Mai Nr. 12 8. 2 und 5. 
») Dm. Nr. 12 B. 1. 
») Dm. Nr. 12 & 41 
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fibrig.'') Die Regierung glaubte, vielleichi infolge der An- 
nahme des allgemeinen Wahlrechts fdir die Frankfürter und 
für die Berliner Versammlung, dazu flbeirgehen an dflrfiBn, 
zumal es sich nur um ein Provisorium handelte ; ^■'*) im Land- 
tagsabschied -^^) behielt sie sich aber ausdrücklich för das 
definitive Wahlgesetz ein Zurückgreif« n auf Interessenver- 
tretung vor; ein Prinzipienwechsel wird hier also nicht vor- 
liegen. Die Ritterschaft verkannte nicht tlie mit Volkswahlen 
verknüpfte Gefahr und meinte sie nur durch die direkte Wahl 
und durch möglichst kleine Wahlbezirke überwinden zu kön- 
nen. ^'*) Bei der Frankfurter Wahl glaubte sie mit ZwLschen- 
wahlen schlechte Eifahrung gemacht zu haben. Damals 
trattMt die ländlicliün Wahhuänner in den Städten zusammen 
und wiiliiton in Gemeinschaft mit den Stadtern die Abgeord- 
neten. •^^) Der Einfluss der Stadt auf das Land sollte nun 
also ausgeschaltet und die durch Zwisrltcnwahlen Wetriinstigton 
Wahlumtriebe unter allen Umständen vermieden werden. *] 
1 i.iss die Ritterschaft von einer riclitigeu Berecinumg ausging, 
hat die .•spätere Zeit bewiesen: im Juli liefen die Refonuver- 
eine Stunn gegen die nach ihrer Ansicht zu kleinen Wahl- 
abteilungen. ''^) Die Landschaft sah dagegen grösstenteils 
eine Garantie für gute Wahlen in der indirekten Wahl. Mit 
136 gegen 26 Stimmen entschied sich die Versammlung in 
ihrer 11. Sitzung am ü. Mai für direkte Wahlen; ausbedungen 
wurde, dass die Zahl der Walülv reise mindestens der Zahl der 
Abgeordneten entspräche. Mit 79 gegen 76 Stimmen wurde 
femer ein Zensus verworfen. Hirschfeld sagt S. 249 : „Die 
Städte bestanden auf indirekter Wahl, womöglich ohne Zensus, 
die Bitter anf direkten Wahlen mit geringem Zensus." 

»») Das. 5. Mai Nr. 11 a & 

33) Da.s. Xr. 12 8. 4, 

^) Dää. 18. Mai Xr. 23 S. 5 luiU 6. 

») LaadtagBbot» 9. Vti Nr. 15 8. 3 luid I6L Mai Nr. 21 S. 1 f. 

^ Da». 2. Mai Nr. 8 S. 2, 5. Mli Nr. II a 3, 10. Hai Nr. 16 a 6. 

3') Host. Z. 0. Mai Nr. Sf) S, 1 

^) Undt.if'j^boto 9. Mai Nr. 15 S. 3 iin-i 16. Mai Nr. 21, S. 1 f. 

Rost. Z. 2. August Nr. 158 Bcilago S. 2. 
«) Landtagsbote 9. Ibi Nr. 15 a 4 f. 

DaBL 7. Jfai Nr. 13 a a 
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Gesichieden haben sich die beiden Stünde, wie die Stimmzahl 
ergibt, in dieser Frage nicht Man kami jedoch behaupten, 
dusB im Grossen und Ganzoi die Landschaft mehr som Zensus 
geneigt hat als die Bitterschaft. ; die auf Seite der Land' 
Schaft vertretene Forderung eines massigen Zensus zielte wohl 
darauf, die Tagelöhner anssusdiliessen. Zorn Wenigsten steht so 
viel fest, dass lü^lieder der Ritterschaft, namentlidi von 
Öitsen auf Leppin und von Päpke auf Lfitgenho^ sich am ent- 
schiedensten gegen einen Zensus als euie ungerechte, willkfir- 
lidie, leicht umgehbare Massregel ausgesprochen haben. ^ 

So hatten sich die Stände plötzlich auf da.s allerfreieste 
Wahlgesetz geeinigt, während der Überwachungsausschuss der 
Reformvereine**; noch kurz vorher einen Zensus „neben an- 
gemessener Berücksichtigung der Kapasdtaten für die aus 
Zwischenwahlen hervorgehenden Abgeordneten" den Stiknden 
empfehlen zu mAssen glaubte, damit eine Einigung erreicht 
werde.^) Die Regierung, die Erfahrung anderer Länder sich 
zu nutze machend, verwarf den st&ndischen Beschluss; sie 
sah die beste Sicherheitsmassregel für gute Wahlen in dem 
indirekten Wahhnodus und lehnte die direkten Wahlen ohne 
Zensus ab.^ Damit war alles wieder in Frage gestellt, der 
Kampf musste von neuem ausgefochten werden. Ein vom 
Oberhauptmann von Dewitz auf Krambeck am 29. April ge- 
stellter Antrag^O ^ Vertagung des Landtags und Beratung 
des Wahlgesetzes „durch sofort einzuleitende kommiBsarisch- 
deputatische Verhandlungen unter Zuziehung von Münnem 
des öffentlichen Vertrauens* wurde von mehreren Mitgliedern 
der Ritterschaft nieder aufgenommen. Sie hofften dadurch 
rascher zu einem Ergebnis zu kommen.*^; Doch war die 
Versammlung der Ansicht, dass, da bereits alles für und 
gegen die Sache angeführt sei, es an der Zeit wäre, die Frage 

Landtagsbote 9, Mai Nr. 15 S. 6. 10. Mai Nr. 16 S. 1. 
**) Du. 9. Mai Nr. 15 S. 3 und 5. 

I^ndtagsbote 30. April Nr. 6 & 4. 

Da«. 10. Mai Nr. 16 S. 3 und 11. Hai Nr. 17 & 3. 
") Das. 1. Mai Nr. 7 S. 6. 
*0 Da». 10. Mai hx. 16 b. 4. 
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za erledigea.^^ YermittelniigsvorBchläge aller Ait tancbten 
auf,^) unter denen der von HUlmann auf Seharstorf gestellte 
aUgemeinen Beifall fand.'^^) Nach diesem sollte die ZaU der 
Abgeordneten for Stadt nnd Land annähernd gleich gross 
sein^ nnd von den ländlichen Abgeordneten ein Drittel aus der 
Zahl der Grossgmndbesitser, em Drittel ans der Zahl der 
Kleingrundbesitzer and ein Drittel nach freier Wahl ans den 
Bewo]moni des platten Landes gewählt werdeUf Die Regiening 
fand jedoch in ihrem Schreiben vom 14. Mai^) an diesem Vor- 
sdilag die Zahl der städtischen Abgeordneten zu hoch und 
vermochte nur in dem aktiven Wahlrecht, nicht aber in der 
passiven Wahlverpflichtung eine befriedigende Vertretung der 
Interessen xn erkennen. Sie erklärte vielmehr, dass nur noch 
das Prinzip der Wahl nach Kopfzahl übrig bleibe. An die 
Hingebung und Vaterlandsliebe der Ritterschaft appellierend, 
sprach sie das Erwarten aus, dass auch die Ritterschaft dem 
von der Landschaft angenommenen Wahlniodns zustimmen 
>verde. Zu^leicli wurden die Strinde von ihr aufgefordert, im . 
Vertrauen zn dei) Landesherren und dem g^esnnden Sinn des 
mecklenl^urgischeu Volkes ihre Rescldüsse zu fasseu, um die 
Regierung? somit in den Stand zu setzen, „nunmehr das 
wiclitie-e Weik der Kntwicklnn<r einer neuen Verfassung zu 
verfolgen." lu der Standeserkiarung vom 14. Mai **) entsprach 
die Kitterschaft nunmehr <len Envartungeii der Regierungfen; 
damit war die Einigung eiTeicht. Die Frage wegen des 
Zensus war noch offen gelassen. Bei der Aufwerfung der- 
selben seitens Mitglieder der Landschaft griffen die Galerien 
mit heftigen Rufen: kein Zensus! in die Verhandlung ein.^) 

^ iMdtagBboto 10. Ifai Nr. 16 a 5 f. 

3<) Dm. 11. Um Kr. 17 8. 4 und ?, 13. Ifai Nr. 19 & 1 f. 

><) Das. 16. Mai Nr. il 8. a 

50 den Stidtan, 54 dorn Land. 
>3) Landtagsbote, 16. Mai Nr. 21 & 8 viid 17. Uai Nr. 82 & 1. 
«) Das. 17. Mai Nr. 22 S. 1 f. 

") I^dtagsbotc 17. }klai Nr. 22 S. 2. — Die Vurhandlim^j wurde da- 
durch auf einen Tag ausgesetzt. Fraglich ist, ob die Demonstration auf den 
Entächluhij dur Landschaft in der Zenäiufrage (a. im Text da» Folgende) ge- 
iriikt hat 
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Gegen 200 DepiitiiTtc aller Kefurinvi'n'ino waren vom Uber- 
wachungsausschnss aufgeboten worden, um eine schnellere 
Entschliesstmg der Urnen zu langsam tagenden Stande herfoei- 
zuföhren.^ Es war dks der Anfang zu jenen organiBierton 
MassendemoiiBtfatiiOneii, die den Hdhepniikt der Macht der 
Reformvereine daratetten. 

In der stSadischen Scblussantwort vom 16. Mai^^ drfickte 
die Landschaft den Wunsch ans, dass ein Zensns nicht m(^ge 
eingeföhrt werden. Da die Regierung, bei der nunmehr die 
Entsdieidung über die etwaige Anlegnng eines Zensus stand, 
in der Zwischenwahl den nötigen Sdrate gegen ungeeignete 
Wahlen zn finden glaubte, liess de den Zensus bei dem 
provisorischen Wahlgesets nicht eintreten.^) Im ftbrigen 
fiberliessen die Stände den Regienmgen den Erlass eines 
Wahlgesetees auf Grundlage der Verhandlungen sowie nadi 
vorgangiger Mitteilung an den Engem Ausschuss und erfolgter 
Zustimmung desselben rflcksichtlicb der nicht besonders er- 
örterten und festgesetzten Spezialitäten.^) 

Es wäre mit diesem Ergebnis anch die zweite Bedingung 
des Beschlusses vom 29. April erfüllt worden, wenn sirh nicht 
inbezng auf die Vorrechte der Seestädte Rostock und Wismar 
noch eine unvorhergesehene Schwierigkeit erhoben hätte. 

Die Vorrechte der Seestädte beruhten auf der von der 
Landstandschaft unabhängigen Basis der mit dem Schweriner 
Grossiierzog eriichteten Erb verträte und der mit Ritter- und 
Landschaft abjü^t'schlosseiieii Stiiiulationen. Durch die Aufgabe 
des Rechts der LiiiKistiiTidscIiaft wären sie also iiiclit init- 
betroffen worden. Die LaiidtajL2:skommitte hielt in ihrem vom 
11. Mai datiei-ten vierten f^nirlit'j^') dafür, dass der Fort- 
bestand der seestädti.schen JSoiHicn echte mit der Rildune- einer 
Repräsentativverfassiino; unvereinbar sei. Die I^eestadte ttihssUmi 
deislialb ihre politisciieu Vori'echte zui- Verfügung der höchsten 
Staatsgewalt stellen, und zwar vor Abgabe einer detinitiven 

M) BtwL Z. 16. Hr. 91 & 1. 

5^ Landtagsbote 18. Mai Nr. 23 S. 3. 

s^i l-anrltnirsabschicd, 18. Mai Nr. 23 S. 5. 

S^;iri'li :-h.' Sohliissantwort, das. 18. Mai Nr. 23 S. 3. 
Landtagsbote 13. Mai Nr. 19 8. 3. 
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Eridarung der Ritter- nnd Landschaft Uber die Auflaeang 
der bisherigen Landesvertretnng* Die Deputierten der Stadt 
Rostock nnd der mit diesem Landtag in den landsttodischen 
Yerband aufgenommenen Stadt WiBmar^i) waren Aber diesen 
Pimkt nicht mit bestimmten Instndctionen versehen.**) Die 
Landtsgsveisammlnng eignete sich darum die Ansicht der 
Eommitte an**) und behielt sich die Beurteilung vor, ob die 
Bedingung erledigt sei oder nidit^) Ein landesherrliches 
Schreiben vom 13. Mai^) femer sah es als eine not\vendige 
Folge der neuen Staatsform an, dass die Seestädte der all- 
gemeinen Hpsi tzf^^ebung des Landes unterworfen sein würden 
und ihre Privilegien nur insoweit in Wirksamkeit verbleiben 
könnten, als sie mit dem Wesen der neuen Yerfassunp: und 
deren notwendigen Konseqnenzen täch vereinbar zeigen würden. 
Die Stände erklärten sich in ihrer Schlussantwort vom 
16. Mai mit diesem Prinzip einverstanden und hielten den 
Inhalt des landesherrlichen Schreibens insoweit ffir ausreichend, 
als OS auf die Erteilmig- pin»»!- laiulosluMTlichpii Erklänirifj^ iiber 
die Fra^r ankäme. 8ie svureu aber der Ansicht, dass iiichts- 
desto\vpni|?er der vertragsmässit?»' RechtsbodeTi für dif be- 
sonderen piditischen Vorrechte der Seestädte von Bestand 
bleiben dürfte. Die Zeit Hess jedoch indit mehr /.u. dass eine 
Krklänuii? der Seestädte norli wälireiirl r|(»s Landtiim s t i folgte, 
rlie seestatltK^rheti Deputierten beliielteii sich vielmehr eine be- 
sondere Erklänmg au den Landeslierrn Nor.^^) Stände 
machten daher in ihrer Sehliissantwoi't die Auflösung der 
bisherigen Landesverti'etung von der ausdrücklichen Bedingung 
abhängig, dass die Seestädte generell es aussprächen, sich 
der Hllgemeinen Gesetzgebung des Landes zu unterwerfen.^) 
Es wai' damit von ihnen eine bedingte definitive Erklärung 



«') Da*». Ü8. April Nr. 4 S. 3. 

«») Daiä. 13. Mai Nr. 19 S. 5 und 6. 

«) Dw. 13. Hai Nr. 19 a 8. 

") Das. Ii. Mjii Xr. 20 S. 5. 
«) Da.s. in. Miii Xr. 21 8. 8. 
«) Diis. 18. Mai Xr. 23 S. 3, 

Landta^bote 17. Mai Xr. 22 6. 3. 
«) 8. dea WorÜaat & US. 
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abgegeben: die frühere Yorbediogrnng zur definitiven Erklärung 
war verwandelt in eine Bediuguug ihrer definitiven Erldftmng. 
Diese Bestimmung zeigt anf das Dentiichste das Bestreben 
der Ritter- und Landschaft, ihr Testament in vollendeter 
Ordnung zo hinterlassen und der neuen Landesvertretnng alle 
etwaigen Hindemisse ans dem Wege zn rftnmen. 

Den Zeitpunkt der Aufldsong von Ritter^ und Landschaft 
als politisch berechtigten Korporationen fiberliessen die Stände 
in ihrer Sefalnssantwort der Yereinbarung zwischen den 
R^erangen und der neuen Landesvertretung, auf Grund deren 
dann die Landesherren die Ritter- und Landschaft als politisch 
berechtigte Korporationen fiir an^dst erklären sollten. 

Diese BestimmuDg war, was sie seui sollte: eine durch* 
aus zweckmässige. Dadurch wurde ein geordneter und niliiger 
Übergang von den alten in die neuen Verfassongsverh&ltnisse 
vennittelt. Die Landesvertretnng sollte eine gewählte werden. 
Mit deren Einti'itt musste eigentlich die Auflösung von Ritter- 
uiul LiiiiJscbafi erfolgen. Damit wäre aber jeder Übergang 
abgebrochen. Um diesen schroffen Abbruch zu vermeiden, 
wnrde ein Interimistiknm inbezug auf die ständisclicn Yei"- 
waltungen und deren Erhaltung getroflfen. Da aber die 
administrative Tätigkeit der Ritter- und Landschaft ein Ausfiuss 
ihres {xilitischen Charakters war, so linlf mnn sicli mit der 
f'iktioiu als sei Rittpr- und Landnchatt noch mit dem Recht 
der ijaiuistniHlschaft Imhaftet, habe dasselbe ahiT f'iir immer 
auf eine anders /iisanimeüiresetzte Landesvei tretmi^ ühertragen, 
zu^h'ich mit dt»i- Bestimmung, über die Aufh">sung der Ritter- 
imd Landsclmft im Einverständnis mit der Regierung ,,nach 
freier Entscliliessuug und nach (irinuien allgemeiner Zweck- 
mässigkeit" zu verfügen. Ritter- und Landschaft soUten also 
formell so lange fortbestehen, biy ül)er die administrativen 
Verhältnisse und den Steuermodus eine der Reprasentativ- 
vei-fassimg ent8]>rpchende Abänderang durch Vereinbiiiiiug 
zwiöcluMi den Landesherren und der neuen Landesvertretnng 
getrotten sei. Zugleich zeugte diese Bestimmung der Ritter- 
und Landschaft wieder für ihre Sorge um die Stellung der 
neuen Laudci^veiiretung. Diese sollte sich erst in den Besitz 
ihrer Rechte und Macht setzen, und nur durch ihre Genehmigung 
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sollte die Ritter- und Landsdiiillt aufgelöst werden. Damit 
war der höchste Grad der Hög^chkeit eines gesicherten 
Übei^gaugs sowohl m faktischer wie In rechtlicher Hinsicht 
gegeben. 

Da sich aber der Zeitpunkt der AnflÖsong der Ritter- 
nnd Landschaft nidit voranssehen liess, znmal in Rücksicht 
auf die Zeitvefhftltnisse, so wurde In Fftrsorge tär die Er- 
haltung den Landesregiinenta während der Ubergangsperiode, 
wo noch die Ritter- und Landschaft die Vertretung besassen, 
aber nicht mehr zu einem Landtag zusammen kamen, der 
£ngere Ausschuss, der für ausserordentliche Bewilligungen 
mit ausreichen <1«M- Vollmacht versehen war, zur Bewilligung der 
ordentlichen KoutributioTi und Landcsanlagen^^) ermächtigt. 
Fenier bedangen sich die iÜtter- und Landschaft, dass ihre 
Schulden vom Landp übernommen würden und dass der Staat 
iliron Beamten die Gellälter und Pensionen auszaliltp; ihre 
fiildiothek und ilir Archiv stellten si(* zur Verfügung des 
Landes. Ausserdem laa^ ihnen daran, dass die bestchendon 
mit dem Recht der Ijandstandscliaft nicht verbundeueu oder 
daraus heiTorgegangencn Rechte und Verlialtuisse, also dm 
Sozietätsrechte, für beide Stände fortbeständen, insoweit dies 
ohne Einschränkung tler zukünttigeii Leg^islation möglich sein 
wüi-de.'®) Kamcutlich <iie Rittei*schaft faud sich zu dieser 
Ilinweisung bewogen, da thurh eine Auflösung aller ihrer 
Verhältnisse, abgesehen von andern daraus hei'vorgehenden 
Übelständeu, der Kredit der Rittei-schaft (dem Ausland gegen- 
über) gefährdet worden wäre.'*) 

Mit dei- ständischen Schlussantwort vom IG. Mai war 
auch die zweite Bedingimg des Beschlusses vom 29. April 
eingetreten. Die Landeslierren nalmien daher in den Landtags- 
abschieden vom 17. Mai''") die Erklärung, „dass die Stände 
ihre bisherigen grondgesetadichen Landstandsehaftsreehte m 
der Folge aufgeben, dass künftig nur gewählte Repil^ntanten 

**••) Sie dienen für die Kosten der sttttdlBChun Vorwaltuii«,'. 

4. Kommittenberieht, Laiidtagsbote 13. Mai Mr. 19 a 2 lud Ständische 
Schluasantwort, das. 18. Mai Nr. 23 S, 2. 

") AuUkge 2uin 4. Kommittenbericlit, da». 13. Mai Nr. 19 S. 4 f. 
n«) Dw Nr. 23 S. 4 if. 
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die Ständeversammlung bilden," als eine definitive an. Wirksam 
wm'de diese Erklänmg der Bitter^ und Landschaft erst bei 
dem vixklieh erfolgten Zusammentreten der nenen, nach dem 
beschlossenen Wahlgesetxe zu konstituierenden Landesver^ 
Sammlung, und sm diesem war die Vorbedingung, dass die 
Seestädte in einer generellen Erklänmg sich der neuen Landes- 
gesetzgebung unterwarfen. 



Die recbtfiche Beurteiluiig der BescUiiaae. 

IHe Verhandlungen des Landtags und deren Ergebnisse 
babeu nur kurze Zeit später verscbiedeuartlge Auslegungen 
gefunden. Znsammenge&sst liegen dieselben vor in den Ent- 
scheidungs-GrOnden des Freienwalder Schiedsgerichts v. J. 1850. 

Die £ntscheidung9-(3rQnde f&hren, S. 24, aus, die Ritter- 
und Landschaft h&tten nidit eine endgültige Niederlegung ihrer 
Landesvertretungsrechte beschlossen, sondern die Kiederiegung 
von einer aweifachen Bedingung abhängig gemacht: 

„1. dass die beiden Landesregierungen mit der emzu- 
berufenden, aus allgemeiner Wahl hervorgegangenen 
Abgeordnetenversammlung sich fiber die neue Ver- 
fassung vereinbaren würden, und 
2. dass die beiden Seestädte Rostock und Wismar auf 

ihre Sonderrechte verzichteten, 
beide Bedingungen seien unerfüllt geblieben und 
die landständischen Rechte von Ritter- und Land- 
schaft beständen daher noch fort." 

Gehen wir zur ersten Bedingung flbtn'! 

Entscheidungs-Crründe stützen sirli liierbei, S. 29, auf den 
4. Komioittcnbei icht, daselbst heisst es: 

„Die Erwägung dieser Sachlage, \vobf»i nnoh noch 
in B«'ti-acht kommt, dass die Mügliclikcif des Eiu- 
ti t t« IIS einer absoluten Regierungsgewalt wird ver- 
uiieden werden müssen, führt 
1. auf den Zeitpunkt, wann die Atdiusung der Ritter- 
und Itandschaft als politisch berechtiger Korpo- 
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ralionen swedantaig zu geediehen haben werde, 
und erachtet Gomitd, daBS jener Zeitpunkt der 
Vereinbaning zwischen den hohen Landearegieningen 
und den neuen Repiftsentanten tu überlassen sei, 
dergestalt, dass jene Auflösung erst in deni Augen- 
blicke einti-itt, wo infolge einer solchen, im Wege 
der neuen Verfassung erfolgten Voreinbarnng die 
LandesheiTeu die Ritter- und Landschaft als [)olitisch 
berechtigte Korporationen fär aufgelöst erklären.** 

Was heisst »im Wege der neuen Verfassung?'^ das ist 

die Frage! 

Entscheidungs-Grfinde sagen, S. 30: „— — nach der 
Wortfassung der Erklärung selbst, ist der nicht zweifelhafte 
Sinn dieser letzteren: 

Das Hecht der Landstände als solcher soll so lange 
reserviert bleiben, bis ein durch eine vuUeudete 
neue Veifassung ausgebildetes Recht der neuen 
Landesrepräseutauten definitiv in Wirlcsanikeit treten 
kaun." 

Die Rechtswirkuug hiervon wäre, daüs die nath dem 
auf dem Landtag beschlossenen Walilgesotz zu koustituiereude 
Yersamnünng, d. h. die spätere AbgeoixUieteukammer noch 
nicht die neue Landesveitretung war. 

Zu ihrer Interpretation gelangten Entscheid ungs-G runde, 
indem sie „Verfassung" für Vei*fa-ssungsurkunde nahnien.^'^) 

Wolrho Betlüutuns^. so müssen wir fragen, konmit der 
strittigen Wendung nach dem Sprachgebrauch des 4. Kommittent 
berichts selbst zu? 

Daselbst heisst es unter 11, 10: Konnnitte hat, „keinu 
Veranlassung gefunden, auf die soust uoch iu dem 1. Comite- 

") Wir haUcn dagegen, gestützt auf die von ü«r Schweriner Regieruiig 
befgebiMehteD offinelleii SSeognissc, s. 8. 88 und Amneiinng 189 auf 8. 82j geeeben, 
dass die Regierungm die Sdiaffmig einer fSmiUdieii Urkande nicht beab- 
sichtigten. In den landeshcrrlichon Propoaitioncn femer war nur von einer 
Abfindenmg der bestehen(l>^ri Verfassung, von rinor Vollendung der Verfassung 
durch eine fortgesetzte Heform der einzehien organiM^ien Kiurichtuugen diu 
Bede. S. S. 97 und lOft. Dase die I^dtagsvenanunlang von diesem Plane 
aibgegangen aei, Ist jedooh von den Entgciiddmigg OrQnden nioht bewiesen worden. 
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bcriokt »peiiell hervargeholMiMii Puikte nfther «nnigtthia, 
indem dkse, iosofm am mit der Auflfemiff der Usherigea 
Lnndeevertretong^ der hAciisteii StaategewAlt snr DiBpositioii 
anheimfiüleii mfichteB, im Wege der neaen Verfaesimg ihr» 
Feststellimg finden werden.'' 7') 

Vor allen gehörte m diesen Punkten die Union'*). Die 

ständische Schlnssantwort'^) sagt hiei*über: „ und ist 

der Fortbestand der Union zwischen Mecklenburg-Schwerin 
und Mecklenburg-Strelitz in Beihalt des vierten Kommittent 
berichts siib. II. 10. der im Wege der neuen Verfiusung vor- 
zonefamendeu Beratung zugewiesen worden. 

Ausserdem kommt die strittige Wendung noch einmal 
im 4. Kommittenbericht vor. Es heisst dort unter 11.3 : „Die 
Bibliotliek und das Archiv dürften zxir Disposition dos Landes 
zu stellen sein. Über deren Abliefei iing: und resp. angemesBcne 
Fortfuhrung des Katasters, sowie über die Ablieferung der 
vorecliiedenen ständisrlien und gemeiusamen Kassen, welche 
unter der Verwaltung des engeren Au.ss('hus>5ies stehen, wird 
. im W i iii' fler lUMieri Verfassung Bestimm uiit^' g'etroffen und in 
dt i st II ( II \V( ist die Quitance des£ngem Ausschusses beschafit 
werden müssen." 

Nacli der Interpretation der Eatscheidungs-Grüude würdeu 
diese Stellen^*») be.sageu: über den Fortbestand der Union und 
die Fortführung des Katasters usw. soll beraten und ent- 
schieden werden nach Vollendung der neuen Verfassung. 
Das wäre aber ganz sinnlos. Denn wenn irgend etwas, so 
musste die Frage der Union und des Katasters entschieden 
werden vor definitiver Vollendung der neuen Verfassung; 
die Entscheidong ftber sie mnsste in ,der Verfassangsurkuiide 
gegeben werden. Auch der ftbrige Woräant der snietst an- 
geflUirten Stelle zeigt denttich, dass die Sttode an eine 

Lwidtagsbote 13. Mai Nr. 19 8. 3 8p. 2. 
») Dm. 1. XonniltailMriolit 3a April Nr. 6 & 2 8p. 2 talt 10. 
Dm. l& Uli Nr. 23 & 3 fijp. 1. 

Zur InterpretaÜon der «trittigOD Wendung sind diese SteQen bisher 
nicht heitingezogen worden, nur in der Mecklenburgischen Zeitung, 2. Febniiir 
1849 Nr. 29 Beilage, wird auf Punkt 11^ 10 (Union) bingewieeen; ich wurde 
nnahhüngig von diesrai HiiiwtjB bei der Lekiftfe des Landtagsbotaa raf lia 
anfmerbBam. 

8 
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«ViirfoBSungsariamde'* ftberhftapt nidit dachten. i,Im Wege der 
neuen Yer&ssong*' heisst alBO nicht: nach Vollendong der 
Verfassrnng, sondern: im Weg» zur neuen Yerfiiasang, der 
eröffiiet wird mit dem Znsammentritt der neuen Landes- 
Versammlung. 

Mit dieser ans dem Sprachgebrauch des Kommitten- 
beriehts gewonnenen Interpretation finden die Ausf&hmngen 
der Entscheidnngs-Grflnde ihre Widerlegung.^ 

Anstössig musste bei diesen Ansfähningen auf den ersten 
Blick schon immer sein, wozu nach Vereinbarung der neuen 
Yerfassungsuikunde nodi eine Yereinbarung über die Auf- 
lösung der , Ritter- und Landsdiaft erfolgen sollte. Und 
mit wem sollte denn diese Yereinbarung erfolgen? mit der 
Abgeordnetenkammer? die war aufgelöst mit ESrledigung ihrer 
Aufgabe. Mit der neuen Landesverti'etnng, die auf Grand 
des von der Abgeordnetenkammer als Yerfassungskommission 
festgestellten definitiven Wahlgesetzes zu wählen war? Yorker 
sollte ja (>l)(>n jene Vereinbarung Aber die Auflösung voa 
Bitter- und Landschaft erfolgen. 

Die von den Entscheidungs-Grtinden mitgeteilten, ihnen 
zum Beweis dienende Stelle des 4. Kommittenberichts ist 
überdies nur eine nähere Festsetzung des Hauptabsatzes 
unter II. und findet ihre Erklärung durcli die allgemeine 
Darlegung des Hauptabsatzes. Dort wird ausgeführt, da^ss 
nnrh Auflosung der Ritter- und Landschaft das Objekt ihrer 
Berechtigungen „der höchsten Staatsgewalt auheim lallt, 



Wie das Verhältnis der Rittor- und Landücliaft zu der Abgeordneteü- 
kaiuroer g^daebt war, zeigt ein kieiuer fall, der für die FcsteteUuog der Absicht 
der IttdtagsveiMoiiiilitog nin m wichtiger bt, je ferner er dem IBereidhe der 
stiitbV'en Stellen steht. Punkt 6 des 4. KommitteDherichts bedingt sich die 
Auszahlung des vollen Guhalt» an die stiindischen B'Vtfu(<jn. ,. indem eine über- 
wdKun;Idie^<'^ Offizianten, abg«teehen von sonstifron «inindeii, umso\v*'n!"er wird 
■Statt haben können, als es sich nicht orm^sen lässt, ob die neue Repi>iä«utanten* 
YMMunmlniig aololier Offiiianteii bedüifljg aein traidei*^ Hier ist die neue Yer- 
tretimg gemeiiit, denn die LmdiiifftfeiBaittmliiiig kemit mir diese; die ietgende 
das Bezeichnende, dass in allen Verhandlungen von einer Versammlung neben 
der neuen Vertretuns^ überhaupt nii-ht die Rede ist S. auch denselben Fall 
Ijandtagsbote 13. Mai Nr. 19 kS. 4 Punkt 5, der überhaupt jede dritte Ver- 
aammlong au^^ichliesst 
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wplrhp darühpr. unter Mitwirkung der von dpr (lesamtheit 
erwählten Stell vpitit^tcr. nach freier Entschliessunp: und nach 
Gründen aligt* incinff Zweckmasj^i^fkeit, zu verfiieron haben 
wird. — — Also nicht nach den Ik^stimninncpn einer neuen 
V^erfas8un{?«iirkun(ie sollte über das Objekt der ständischen 
Berechtigungen verfiigt werdpn. 

Es bleibt nun noch die Bedingung betreffs der Seestädte 
»übrig." 

Die ständische Schlu8.sautwort sagt im Hinblick auf das 
landesherrlidie Schreiben vom 13. Mai: „Erledigt sind aber 
damit keineswegs die im vierten Kommittenbericht sub II. 8 
und 9 angeregten Punkte, da nichts desto weniger der ver- 
tragsmädsige Rechtsboden für die besonderen politischen Vor- - 
rechte der Seestädte von Bestand bleiben dürfte, und machen 
die getreaen Stinde die Auflösung der bisherigen Landes-, 
yertretimg von der ansdraddichen Bedingung abhängig, dass 
die SeestÜdie Rostocic und Wismar generell es aaerkenneiit 
und aussprechen, dass sie der allgemeinen Oesetsgebnng des 
Landes sich nntorwerfen, nnd ihre hisherigen Privfl^en und 
vertragsmässigen Rechte nur insoweit in Wirksamkeit veiv 
bleiben können, als sie mit dem Wesen der nenen Yeriassnng und 
deren notwendigen Konseqnenzen sich vereinbar seigen werden.* 

Entscheidongs-OrOnde nehmen diese Bedingung, 8. 28 
als eine suspensive; eine solche ist sie gewiss. Sie sagen aber 
weiter, die gestellte suspensive Bedingung sei nicht erf&Ut. 
Die Seestädte gaben ihre auf dem Landtage vorbelialtene Er^ 
klanmg^ am 2L Juli und 15. August 1848^ ab, die Abge« 
ordnetenkammer trat am 31. Olctober 1848 znsanimen, war 
damit die Bedingung nicht eingetreten? Wieso sdiwebte sie 
denn noch? Allerdings — setzt man voraus, dass die Abge- 
ordnetenkammer nicht die neue Landesvertretung sei, dann 
liesse sich wohl daiüber streiten, ob mit den Erklärungen 
vom 21. Juli and lö. August 1848 die Bedingung erledigt sei 
oder nicht Aber woher entnelnnen denn Entsciieidnngs-Grründe 

") 8. a 108. 

«0] Kost. Z. Nr. 151, Boetock 2t Jiiii 1848 nod Nr. 176 Beilage, Wismar 
15. AQgost 1848, 
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dieüe Ansicht? In der Bedingnngsstelle — es sei einmal an- 
genommen — steht überhaupt nichts über die rechtliche 
Stellang der Abgeordnetenkammer, ganz gewiw steht aber 
nichts darin, dass diese nnr eine YerfasBungflkonimission sein 
solle. Libeamg nof diese Frage ist also die Bedingungsstelle 
nentraL Damm kann auch diese Bedingung nicht als Beweis 
verwertet werden dafür, dass die Abgeordnetenkammer nicht 
die nene Landesvertretnng sei Indem Entscheidnngs-Grftnde 
diese Bedingung als einen solchen Bewös nahmen, grOndeten 
sie ihre Bewelsflihrang anf eine Yoranssetsang, gleichwie sie 
es bei der ersten Bedingung getan hatten. 

Vielmehr Iftsst sidi anoh ans dieser Stelle der Beweis er- 
bringen, dass die Abgeordnetenkammer die nene Landesver- 
tretong ist 

Im 4. Kommittenbericht heisst es:*!) ^Oie Stadt Rostock 
wird mithin, — — , solchergestalt also hinsichtlich ihrer po* 
litisehen Vorrechte der höchsten Staatsgewalt nicht unter- 
worfen sein, vielmehr damit der Bildung einer Kcpräsentativ- 
Verfassnng geradezu entgegentreten, . . . Dic.sell)^ Folge 
von I^andesvertretung (— denn nach demselben Bericht ist 
die höchste Staatsgewalt ,,untor Mitwirkung der von der Ge- 
samtheit erwählten Stellvertrett r" gedacht — ) und Bildung 
einer Reprasentatiwerfassung tiudet sich noch öfter. ^) In 
der Schliissantwort wird \om Revers gesprochen als von der 
allerhöch><teii „Zusichenmg wegen den Üherp^angs der bisheri- 
gen ständiscIiPTi Kerbte auf die kfmiti^en Landesrepräseutanten 
und der Bildung ilci neuen Staatsfonn in Grundlage des ver- 
heissenen Heprä.sentativ-yystems.** Ebenso heisst es in der 
S. 115 wiedergegebenen Beding^ngssteUe. Diese Stelle if*t 
wörtlich aus dem lan<h slit»rrlicheFi Scbreiben vom 13. Mai 
entnommen. Alle landeHlierrliclieu Schreiben kennen aber nur 
eine neue Laudesvertretung, nicht noch eine Versammlung 
ausserdem, dies ist unbestritten, .^o wud im Schreiben vom 

"J lAndtagsbot« 13. Ibi Nr. lö S. 3 Sp. 1. 
") Das. 8. 2 &p. 1. 

") Nach der Intexpretion der Eotsoheiduiigs-Gr&nde mttsite doidi die am- 
galniiii» folge, nunl BUdmig der TeifuBiiiig, daim Iiad eaveilwti uiy statt* 
llib<B! ve loBUnt abor nicht vor. 

•*) Liiidt«gKboto 16. lütt Nr. 21 8. 8 8p. 1. 
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13. Mai gesagt: .,\veil die künftige Verfassung in ihren ein- 
zelnen Zügen noch niciit vorliegt, sondei n ei'st mit den d«rch 
Wahlen zu bildenden neuen Ständen vereiiil art werden soll '. 

Hiernach war also die Abgeordnetenkammer die neue 
Laudesvertretong. Von der Erfüllung der Bedingung war die 
Auflösung der alten Jjundesvertretung abhängig gemacht. 
Diese Bedingung musste al)er vor dem Zusammentreten der 
neuen Vertretung ei*füllt sein, denn nach ihrem Zusammen- 
treten stand der Zeitpunkt der Auflösung von Ritter^ und 
Landschaft ganz in der Macht der neaen Landesvertretong. 

Diese rechtlicfae Erörterung hat aadi ihre politische Seite. 
Die Besdilfisse des ansserordenfUcheii Landtags haben in den 
Abwandlnngen der Politik eine grosse Rolle gespielt In dem, 
Jnli 1848 sich erhebenden, Streite um den vereinbarenden 
oder konstituierenden Charakter der nenen LandesTersammlung 
dienten sie den Konstitutionellen (— und zwar in einer Inter- 
pretation, die zu ihrer spftter ün Jahre 1849 geübten im direkten • 
Widersprach stand — ) als Eampfesmittel gegen die Demo- 
kraten. In gleicher Weise bediente sich die Regierung ihrer 
in ibreni Gegensatze «i der anftnglich demokratisch gefärbten 
nenen Landesversammlnng. 1850 endlich boten sie sowohl 
der StreKtser Regiemng wie den sogenannten renitenten 
Rittem^) die Handhabe, das Wetk der Refonn zom Scheitern 
zu bringen. In dem Sprach des FVeienwalder Schiedsgerichts 
vom 11. September 1850 gelangte ihre Auffassung znm Siege. 
Erleichtert wurde dieser Sieg wesentlich durch die Art wie 
die Konstitutionellen und die Regierung die Beschlüsse des 
ausserordentlichen Landtags als politische Kampfesmittel be- 
natzten und durch die Verwirrung, die dadurch in den Sinn 
der Beschlüsse hineingebracht wurde. Deswegen war es eine 
für das Verständnis des Folgenden grundlegende Aufgabe,^ die 
Beschlüsse des aosserordeutiichen Landtags aufzuhellen. 

») S. 8. 90 Anm. 172. 

In dieser Abhandlung wuixien nur einigt) wenige der haupteachiichsten 
BewdaBtBolia geboten, tuf die übrigen, wie Bevexs, OeHoUftoordneiig, I«iidt^ 
»Iwcluede, iet niotit magegugen, Audi matB ich Uer eemir venngen, eine Kritik 
der Literator zu liefern; sie findet iimn Flito bei der Kitrtlluiqg^eMliiolite 
des FreieKwalder Sehiedsferiehte. 
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